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Tipp der Woche 


Programm im Internet 

Vielleicht doch noch nicht ganz endgültig, 
aber immerhin ziemlich rund, umfangreich 
und vielfältig ist das (vorläufige) Programm 
des UZ-Pressefestes 2016. Und es ist im In¬ 
ternet zu finden: 

http://pressefest.unsere-zeit.de/ 

Interessante Hinweise auf das Fest finden 
Sie aber auch bereits in dieser Ausgabe. Auf 
der Seite 2 erfahren Sie, welche politischen 
Angebote das Fest für Aktive aus Betrieb und 
Gewerkschaften bietet. Mitglieder der DKP 
organisieren den bundesweiten Erfahrungs¬ 
austausch. 


Land im Aufruhr 

Französische Regierung hält am Sozialabbau fest 



S treiken sie nun oder streiken sie 
nicht während der Fußball-Eu¬ 
ropameisterschaft in Frankreich, 
deren Vorrundenspiele am heutigen 
Freitag (10.6.) beginnen? Es war bis 
zum Redaktionsschluss dieser Ausga¬ 
be nicht endgültig klar. 

Auf jeden Fall hat die Gesamtheit 
der Pilotengewerkschaften bei Air 
France einen dreitägigen Pilotenstreik 
vom 11. - 14. Juni angekündigt, also 
genau zum Beginn der Fußball-EM. 

Außerdem hält die „Intersyndica- 
le“ der linken Gewerkschaftsbünde 
CGT, FO und SUD, der Studentenge¬ 
werkschaft UNEF und der Schüler¬ 
gewerkschaften UNL und FIDL den 
Aufruf zu einer großen nationalen De¬ 
monstration am 14. Juni in Paris auf¬ 
recht. An diesem Tag soll die Beratung 
über das „Loi Khomri“ („Arbeitsge¬ 
setz“) im Senat beginnen. Da dies ein 
Dienstag ist, verbindet sich die Teil¬ 
nahme aus allen Teilen Frankreichs 


an dieser Demonstration mit entspre¬ 
chenden Arbeitsniederlegungen in 
den Heimatorten. 

Ob auch die Streiks beim staatli¬ 
chen Eisenbahnunternehmen SNCF, 
in den Kernkraftwerken und Elek¬ 
trizitätszentralen, bei den Raffinerien 
und in der Müllentsorgung fortgesetzt 
werden, war Anfang dieser Woche 
noch nicht zu übersehen. 

Eine letzte Verhandlungsrunde bei 
der SNCF am Montag (6.6.) war erst 
am Dienstagfrüh nach zähen Verhand¬ 
lungen über den Entwurf einer neuen 
Vereinbarung zur Arbeitszeitregelung 
in dem Unternehmen zu Ende gegan¬ 
gen. Währenddessen ging der Eisen¬ 
bahnerstreik auch am Dienstag mit 
erheblichen Störungen des Bahnver¬ 
kehrs in ganz Frankreich weiter. Es 
war der siebte Streiktag in Folge. Laut 
Angaben der Direktion fielen in die¬ 
sen Tagen rund 50 Prozent der Züge 
im Pariser Regionalnetz, etwa 40 Pro¬ 


zent in den anderen Regionalnetzen 
und bei den TGVFernschnellzügen, 
etwa 70 Prozent bei den Intercitys am 
Tag und sämtliche Nachtzüge aus. 

Die betrieblichen Gewerkschafts¬ 
organisationen der Eisenbahner ha¬ 
ben nun Zeit bis zum 14. Juni, um das 
Abkommen zu unterzeichnen. Wäh¬ 
rend UNSA und CFDT, die „refor¬ 
mistischen“ Gewerkschaften, bereits 
Zustimmung signalisierten, wollen 
CGT und SUD-Rail, die zusammen 
60 Prozent der Belegschaft reprä¬ 
sentieren, den vorliegenden Entwurf 
erst genau prüfen. Die Direktion hat 
gemäß einem Wunsch der Regierung 
zwar wohl auf ursprünglich geplan¬ 
te „Flexibilisierungen“ verzichtet, 
aber Klauseln aufgenommen, die es 
ermöglichen, das Abkommen jeder¬ 
zeit wieder aufzukündigen. Ob das 
ausreicht, um die Eisenbahner zur 
Einstellung des Streiks vor allem 
während der Fußball-EM zu veran¬ 


lassen, war am Dienstag noch nicht 
abzusehen. 

Parallel zum Eisenbahnerstreik 
hatten am vergangenen Wochenen¬ 
de auch die Beschäftigten in 16 von 
19 französischen AKWs ihren Streik 
fortgesetzt und zum Teil die Strompro¬ 
duktion spürbar gedrosselt. Teilweise 
ergaben sich stundenweise Strom¬ 
ausfälle, zum Beispiel in der Region 
Saint-Nazaire. Ebenso standen infol¬ 
ge von Streikbeschlüssen der Beschäf¬ 
tigten sechs von acht französischen 
Raffinerien still oder war ihre Treib¬ 
stoffproduktion (Benzin und Diesel) 
erheblich reduziert. Seit letzten Frei¬ 
tag (3. Juni) blockierten Streikposten 
die Zufahrten zu mehreren Müllent¬ 
sorgungszentren im Großraum Paris, 
auch noch am Montag. Die Müllab¬ 
fuhr am Wochenende in der Haupt¬ 
stadt wurde „verlangsamt“. Ähnliche 
Streikfolgen gab es in anderen Groß¬ 
städten wie Toulouse, Saint-Etienne 
und Nantes. 

Unterdessen versuchten Staats¬ 
chef Hollande und Regierungschef 
Valls, die Streikenden als Störer des 
Zugangs der Zuschauer zu den EM- 
Spielen anzuprangern und damit in 
der Öffentlichkeit zu isolieren. SNCF- 
Chef Pepy forderte eine „Unterbre¬ 
chung“ der Streiks mit Verweis auf die 
Opfer der Überschwemmungen in Pa¬ 
ris und am Unterlauf der Seine, mit 
denen jetzt „Solidarität“ geübt wer¬ 
den müsse. 

Philippe Martinez, der Generalse¬ 
kretär der CGT, der am Samstag als 
Gast auf dem Parteitag der PCF mit 
großem Beifall begrüßt worden war, 
antwortete darauf mit der Erklärung, 
dass es nicht das Ziel der CGT sei, die 
Fußball-EM zu blockieren. Die CGT 
seit jederzeit gesprächsbereit, und zwar 
ohne Vorbedingungen. „Wenn die Re¬ 
gierung morgen sagt, ,Wir diskutie¬ 
ren 4 , gibt es keine Streiks mehr.“ sagte 
er („Le Monde“, 1.6.). In Wirklichkeit 
sei allein das starrsinnige Festhalten 
der Regierung an den großen sozialen 
Rückschritten im Entwurf des neuen 
„Arbeitsgesetzes“ für jede Art von 
Blockierungen verantwortlich, stellte 
die „ Intersyndicale“ der Gewerkschaf¬ 
ten und Jugendverbände in einem ge¬ 
meinsamen Kommunique fest. 

Georg Polikeit 



3 semaines 
jusqu'ä la Fete de 
WZ 2016 


... heißt es bei Genossinnen 
der PCF im Pas des Calais/ 
Nordfrankreich. Christian 
Champir, Bürgermeister 
von Grenay, wird im Cafe 
K bei der Solidaritäts¬ 
veranstaltung „Freiheit 
für Ibrahim Georges 
Abdallah!“ zu erleben 
sein. Und eine Delegation 
der PCF aus Arras wird 
wie in den vergangenen 
Jahren gemeinsam mit 
der DKP Recklinghausen 
für den Ausschank eines 
vorzüglichen Bordeaux 
sorgen - und für spannende 
Informationen von ihren 
Kämpfen zu Hause! 

uz-pressefest.de 


Stopp Ramstein 

Die Menschenkette am 11. Juni soll von 
den drei Kundgebungen aus gebildet 
werden: vom Bahnhof Kindsbach, über 
Landstuhl, zur Gedenkstätte der Flug¬ 
zeugkatastrophe in der Nähe der Air 
Base bis nach Ramstein-Miesenbach 
und soll um 15.00 Uhr geschlossen sein. 
Es sprechen u. a.: Oskar Lafontaine, 
Ray McGovern (ehemaliger CIA- 
Mitarbeiter), Claudia Kohde-Kilsch 
(Wimbledon-Siegerin), Roland Vogt 
(Konversionsexperte) und Claudia 
Haydt (Informationsstelle Militari¬ 
sierung). 

Auftaktkundgebungen (11.00 Uhr bis 
13.00 Uhr in Kaiserslautern, 11.30 Uhr 
bis 13.30 Uhr in Landstuhl und ebenso 
in Ramstein-Miesenbach). 

Weitere Infos: 

www.ramstein-kampagne.eu 


„Raus aus der NATO“ im Bundestag 

Linkspartei-Fraktion beantragt Austritt aus militärischen Strukturen des Kriegsbündnisses 


Die Linkspartei im Bundestag hat ei¬ 
nen Antrag gestellt, der den Austritt 
Deutschlands aus den militärischen 
Strukturen der NATO vorsieht. Das 
soll „ein erster Schritt“ sein, um die 
NATO durch ein „System gegenseiti¬ 
ger kollektiver Sicherheit in Europa 
unter Einschluss der Russischen Fö¬ 
deration“ zu ersetzen. Der Antrag soll 
am 7. Juli - unmittelbar vor dem NA- 
TO-Gipfel in Warschau - auf der Ta¬ 
gesordnung des Bundestages stehen. 

Wolfgang Gehrcke, der den Ar¬ 
beitskreis „Außenpolitik“ der Frakti¬ 
on leitet, erzählt: Enrico Berlinguer, 
der damalige Generalsekretär der 
Italienischen Kommunistischen Par¬ 
tei, habe ihm einmal gesagt: „Wer aus 
der NATO rauswill, kommt in Europa 


nicht in die Regierung.“ Berlinguer zog 
daraus die Schlussfolgerung, seinen 
Frieden mit der NATO zu schließen. 

Auch die Linkspartei hat die Fra¬ 
ge, wie sie zur NATO steht, vor dem 
Hintergrund diskutiert, ob sie für 
SPD und Grüne als Partner in einer 
Bundesregierung in Frage kommen 
könnte. 2010 gelangte diese Debat¬ 
te in die Schlagzeilen: Eine der Wi- 
kileaks-Depeschen berichtete von 
einem Gespräch zwischen Gysi und 
dem US-Botschafter. Gysi habe „in 
Plauderlaune“ erklärt, dass die For¬ 
derung im Programmentwurf seiner 
Partei nach Auflösung der NATO 
überhaupt kein Problem sei - sie sei 
nämlich völlig unrealistisch. Sie die¬ 
ne nur dazu, den linken Parteiflü¬ 


gel ruhigzustellen, der den Austritt 
Deutschlands aus der NATO fordert. 

Nun beantragt die Fraktion zwar 
nicht den Austritt Deutschlands aus 
der NATO, aber aus deren militäri¬ 
schen Strukturen. Dafür gibt es Vor¬ 
bilder: Frankreich hatte sich unter 
dem Präsidenten Charles de Gaulle 
1966 aus den militärischen Struktu¬ 
ren der NATO zurückgezogen, auch 
Spanien und Griechenland waren 
zeitweise ausgetreten. 

Die Fraktion beschloss den An¬ 
trag ohne Kontroversen: Der Arbeits¬ 
kreis Außenpolitik, dem mit Stefan 
Liebich auch ein Abgeordneter aus 
dem „Forum Demokratischer Sozi¬ 
alismus“ angehört, brachte den An¬ 
trag einstimmig in die Fraktion ein. 


Weil kein Abgeordneter Einspruch 
anmeldete, beschloss die Fraktion 
den Antrag in einem vereinfachten 
Verfahren. Diese Einstimmigkeit 
„war auch ein Signal, dass sich etwas 
zum Positiven verändert hat“, sagt 
Gehrcke. Der Antrag im Bundestag 
ist damit auch ein Mittel gegen die 
Aufgabe inhaltlicher Positionen, um 
an die Regierung zu kommen. „Will 
man in die Regierung kommen, in¬ 
dem man vortäuscht, dass wir so sind 
wie alle? Oder wollen wir die Sozi¬ 
aldemokraten vor die Frage stellen: 
Wie steht ihr zum Austritt aus den 
militärischen Strukturen der NATO, 
zur Beendigung der Auslandseinsät¬ 
ze?“, fragt Gehrcke. Vermutlich wird 
die Linkspartei-Fraktion geschlossen 


für den Antrag stimmen, mit weiteren 
Stimmen aus anderen Fraktionen für 
den Antrag ist nicht zu rechnen. 

In der Begründung ihres Antrags 
schätzt die Fraktion ein, dass die NA- 
TO-Politik der Einkreisung Russ¬ 
lands „die Gefahr eines bewaffne¬ 
ten Konflikts mit Russland“ erhöhe. 
Es gehe darum, die internationalen 
Beziehungen wieder auf Respekt vor 
Völkerrecht und UNO-Charta aufzu¬ 
bauen und eine „internationale Ge¬ 
meinschaft wirklicher Solidarität und 
Kooperation im Sinne globaler Ge¬ 
rechtigkeit“ zu schaffen. Der Antrag 
fordert auch, die Auslandseinsätze der 
Bundeswehr zu beenden und die Rüs¬ 
tungsprojekte der Regierung zu stop¬ 
pen. Statt dessen solle die Bundesre¬ 
gierung diplomatische Initiativen er¬ 
greifen, die unter anderem auf eine 
Verständigung mit Russland zielen. 

Olaf Matthes 

siehe auch Seite 9 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Lucas Zeise zur Nationalitätenfrage 


Kuka bleibt deutsch, 
Börse wird englisch 


Vor fast vier Wochen erklärte der 
chinesische Küchenmaschinenher¬ 
steller Midea, seinen Anteil an Kuka 
von derzeit zehn auf 30 Prozent auf¬ 
stocken zu wollen. Wer ist Kuka? 
Ein Unternehmen mit Sitz in Augs¬ 
burg, das Roboter herstellt, die die 
Autoindustrie in vollautomatischen 
Fertigungsstraßen einsetzt. Der ers¬ 
te Roboter, den Kuka 1973 erschuf, 



wurde ganz faustisch ,Famulus 4 ge¬ 
nannt. Die Weltspitze in der Robo¬ 
tertechnik war schmal. Kuka war je¬ 
denfalls dabei und gehörte damals 
noch zum Industrieimperium des 
Deutschen Günther Quandt. 

Heute ist der größte Aktionär 
mit 25 Prozent das deutsche Fami¬ 
lien- und zugleich Großunterneh¬ 
men Voith. 30 Prozent in der Hand 
eines chinesischen Unternehmens, 
wer kann das dulden, fand der deut¬ 
sche Wirtschaftsminister Sigmar Ga¬ 


briel und machte sich auf die Suche 
nach einem „europäischen Konsor¬ 
tium“, das mit Midea mithalten kön¬ 
nen sollte. Denn nicht nur Gabriel 
sondern allerhand andere wichtige 
Feute äußerten öffentlich die Sor¬ 
ge, dass andernfalls „sensible Kun¬ 
dendaten nach Übersee abwandern 
könnten.“ 

In dieser aufgeheizten Diskussi¬ 
on beruhigte Kuka-Vorstandschef 
Till Reuter, indem er der „FAZ“ fol¬ 
genden Satz zum Auf schreiben an- 
bot: „Kuka ist eine deutsche Firma, 
und wir bleiben eine deutsche Fir¬ 
ma.“ Man kann ihn ergänzen: Eben 
weil die Firma so deutsch ist und so 
nette deutsche Kunden hat, will die 
chinesische Midea ihren Anteil da¬ 
ran erhöhen. 

Ein wenig anders ist die Tage bei 
der „Deutsche Börse AG“, die das 
deutsch im Namen trägt, aber sich 
schon seit mehr als einem Jahrzehnt 
mehrheitlich in der Hand britischer 
und US-amerikanischer Hedge 
Funds beündet. Der Chef dieses 
Großunternehmens Carsten Kenge- 
ter will die Fondoner Börse (Lon- 
don Stock Exchange) übernehmen, 
um damit mit Abstand der größte 
Marktplatz für Aktien, Anleihen 
und Derivate in Europa zu werden. 
Das Unternehmen wird seinen Sitz 
nach Fondon verlegen und zu einer 
Firma nach englischem Recht umge¬ 
wandelt, aber - das ist das speziüsch 
Deutsche der Fösung - der deutsche 
Herr Kengeter wird Chef des fusio¬ 
nierten Börsenkonzerns. 

Die Nationalität von Kapital 
bleibt geheimnisvoll. 


Dokumentiert 


Für den Erhalt der 
Arbeitsplätze bei DB Cargo 

Solidaritätserklärung der DKP 

Die EVG-Betriebsräte von DB Cargo hatten für Mittwoch, den 8. Juni 2016, zu 
einer Protestkundgebung vor dem Bahn-Tower in Berlin auf gerufen. Mehrere 
hundert Beschäftigte, auch aus anderen Geschäftsfeldern der Deutschen Bahn, 
wollten zu Beginn der „Strategiesitzung“ des Aufsichtsrates deutlich machen, 
dass sie mit dem vom Vorstand eingeschlagenen Kurs nicht einverstanden sind. 
Geplant sind Stellenabbau und die Schließung von mehreren hundert Güterver¬ 
kehrsstellen EVG-Betriebsräte kritisieren, dass die Unternehmensspitze wieder 
einem Unternehmensberater vertraue, statt gemeinsam mit den Beschäftigten 
tragfähige Lösungen zu suchen. 

In einer Solidaritätserklärung der DKP an die Beschäftigten bei DB Cargo heißt 
es dazu: 


Wir solidarisieren uns mit eurem 
Kampf für die Erhaltung der Arbeits¬ 
plätze bei DB Cargo und betrachten 
die geplanten Maßnahmen nicht als 
„Konzept“ einer „zukunftsfähigen“ 
Bahn, wie es der Bahnvorstand uns 
weismachen will. Eine Unterneh- 
menspolitik, die den umweltpoliti- 
schen Erfordernissen beispielsweise, 
der Klimaentlastung gerecht wird, 
muss sich für die Verlagerung von 
Güterverkehr auf die Schiene einset- 
zen. 

Mit den Planungen des Vorstan¬ 
des der DB AG werden mit staatli¬ 
cher Billigung die Folgen des Miss¬ 
managements deutlich, für die nun 
die Beschäftigten zahlen müssen. Seit 
Jahren wird der Schienengüterver¬ 
kehrsbereich der Deutschen Bahn in 
Deutschland kaputt gespart. Auch die 
DB setzt offensichtlich eher auf den 
renditeträchtigeren Teil - den FKW 
Verkehr. Dem muss etwas entgegen¬ 
gesetzt werden. Euer Protest, mit dem 
ihr zum Teil Betriebsversammlungen 
vor den Bahntower verlegt, um gegen 
die Politik des Konzernvorstandes zu 
protestieren, ist eine wichtige Aktion. 

Forderungen für eine Umsteue¬ 
rung in der Konzernpolitik müssen 
wir auch viel mehr in die Öffentlich¬ 


keit tragen und durch diesen Druck 
auch politische Beschlüsse durchset¬ 
zen mit denen der Eigentümer der 
Deutschen Bahn, also der Bund, ge¬ 
zwungen wird seinen proklamierten 
klimapolitischen Zielstellungen auch 
Taten folgen zu lassen. 

Die Frage die wir uns in diesem 
Zusammenhang stellen ist, ob die 
Entwicklung der DB AG insgesamt 
nicht deutlich macht, dass an der Or¬ 
ganisation des Konzerns gerüttelt wer¬ 
den muss. Es wird doch offensichtlich, 
dass der Schienenverkehr - trotz ein¬ 
deutiger umweltpolitischer Notwen¬ 
digkeit - nicht nach wirtschaftlichen 
Kennzahlen betrachtet werden kann. 
Kurz: Wir sind der Meinung, dass wir 
eine Organisationsform ünden müs¬ 
sen die den Schienenverkehr wieder 
stärker als öffentliche Daseins Vorsor¬ 
ge betrachtet. 

Im Kampf um eure Arbeitsplätze 
stehen wir an eurer Seite und unter¬ 
stützen ihn mit unseren Möglichkei¬ 
ten. 

Gemeinsam für die Stärkung des 
Schienengüterverkehrs und für den 
Erhalt der Arbeitsplätze bei DB Car¬ 
go- 

Olaf Harms, Sekretär für Betrieb und 
Gewerkschaft im Parteivorstand der DKP 


Angriff statt Angebot 

Entwicklungsdienstleister IAV: Ingenieure vor Tarifkonflikt 


Nachdem bei VW eine ähnliche Ta¬ 
riferhöhung wie in der Metall- und 
Elektroindustrie abgeschlossen wur¬ 
de, konnte die IG Metall auch für VW- 
Tochterunternehmen die jeweiligen 
Haustarife erhöhen. In kurzer Zeit kam 
es zu Tarifabschlüssen bei den hundert¬ 
prozentigen Töchtern Sitech, Auto Vi¬ 
sion, Auto Vision Zeitarbeit, Autostadt 
und Wolfsburg AG. 

Beim Auftakt der Verhandlungen 
mit dem zu 50 Prozent im VW -Besitz 
befindlichen Entwicklungsdienstleister 
IAV mit Sitz in Berlin kam es hinge¬ 
gen nach Angaben der IG Metall Nie¬ 
dersachsen-Sachsen-Anhalt zu einem 
Eklat. Anstelle eines vergleichbaren 
Angebots wie in der Metall- und Elek¬ 
troindustrie und bei VW legte die IAV 
Geschäftsführung Forderungen nach 
Absenkung der Einstiegsgehälter und 
der Veränderung im System der tarif- 
vertraglichen Höherstufungen auf den 
Tisch. Nach der gescheiterten Verhand¬ 
lungsrunde äußerte Thilo Reusch, Ver¬ 
handlungsführer der Arbeitnehmer¬ 
seite: „Die IAV GmbH hat ihr Ge¬ 
schäftsmodell bislang vorwiegend auf 
der Qualität ihrer Dienstleistungen 
aufgebaut. Damit hat das Unterneh¬ 
men regelmäßig zweistellige Millio- 
nenbeträge erwirtschaftet und tut es 
immer noch. Top-Qualität ist aber nur 
mit angemessenen Tarifentgehen zu 
haben. Wir werden keinen Einstieg in 
den Ausstieg aus unseren Tarifverträ¬ 
gen akzeptieren“. 

IAV hat bundesweit rund 6500 
Beschäftigte, davon 3500 am größten 


Standort in Gifhorn bei Wolfsburg. 70 
Prozent der Beschäftigten sind Inge¬ 
nieure. Die IG Metall konnte bereits 
1989 einen Haustarifvertrag abschlie- 
ßen, musste vor wenigen Jahren aller¬ 
dings auch Verschlechterungen wie 
eine Arbeitszeiterhöhung von 36 auf 
38 Stunden hinnehmen. Bundesweit 
Schlagzeilen machte der 2015 abge¬ 
schlossene IAV-Studententarifvertrag, 
mit dem die IG Metall Entgeherhö¬ 
hungen, Ausbildungspläne und Über¬ 
nahmeregelungen für Werksstudenten 
erkämpfte. 

Die in den letzten Jahren stark ge¬ 
wachsenen Entwicklungsdienstleister 
(EDL) - mit bundesweit über 70 000 
Beschäftigten allein in der Automo¬ 
bilbranche - haben auch den 23. IG- 
Metall-Gewerkschaftstag im letzten 
Oktober beschäftigt. In ihrer Rede vor 
den Delegierten wies die Gifhorner 
IG-Metall-Vertrauenskörperleiterin 
Sabine Irmler auf den Druck auf die 
Entgehe hin, den die Kollegen spü¬ 
ren, wenn sich nicht wesentlich mehr 
Belegschaften organisieren und Tarife 
abschließen. „Unsere Mitbewerber un¬ 
terbieten uns, wo sie nur können, zum 
Teil sehr deutlich. Denn sie arbeiten 
ohne Tarifvertrag und ohne Betriebs¬ 
rat. (.. .)Wir IAV Betriebsrätinnen und 
Betriebsräte unterstützen die Kampag¬ 
ne der IG Metall gegen den Missbrauch 
von Werkverträgen, und wir unterstüt¬ 
zen auch Kolleginnen und Kollegen der 
anderen Entwicklungsdienstleister, die 
einen Betriebsrat gründen wollen. Zu¬ 
sammen mit Betriebsräten anderer 


EDL-Unternehmen haben wir dazu 
am 1. Oktober dieses Jahres eine Er¬ 
klärung unterschrieben. Bei IAV haben 
wir Standards gesetzt, die wir als gutes 
Beispiel für die EDL-Branche sehen, 
damit dem Missbrauch von Werkver¬ 
trägen mit Tarifverträgen klare Gren¬ 
zen gesetzt werden.“ 

Die Organisierung der hochquali¬ 
fizierten Beschäftigten der EDL hat 
sich die IG Metall seit längerem auf 
die Fahne geschrieben. Auf regelmä¬ 
ßigen Engineering-Tagungen tauschen 
sich Betriebsräte und Vertrauensleute 
der Branche aus. Bislang konnte die IG 
Metall dabei stets die Vorbildfunktion 
der IAV-Tarifverträge für andere EDL- 
Unternehmen betonen. Auch deswe¬ 
gen schlägt die Wolfsburger Verwal¬ 
tungsstelle der IG Metall kämpferische 
Töne an, wenn sie feststellt: „Die Ar¬ 
beitgebervertreter sollten sich bis zum 
nächsten Termin gut überlegen, ob sie 
diese Position aufrecht erhalten wollen. 
Das Unternehmen steuert sonst auf ei¬ 
nen ernsten Tarifkonflikt zu.“ 

Der nächste Verhandlungstermin 
ist für den 10. Juni vereinbart. Un¬ 
terstützung im Tarifkonflikt kann die 
IAV-Belegschaft dabei von der VW- 
Belegschaft erwarten. Unter großem 
Applaus hatte sich Bernd Osterloh, 
VW-Gesamt- und Konzernbetriebs¬ 
ratsvorsitzender mit den Kollegin¬ 
nen und Kollegen von IAV auf einer 
Betriebsversammlung am Gifhorner 
Standort in der letzten Woche solida¬ 
risiert. 

Björn Schmidt 


UZ-Pressefest - 

Fest für aktive Gewerkschafter 



Auf dem 19. UZ-Pressefest, das vom 1.-3. Juli im Dortmun¬ 
der Revierpark stattfindet, treffen sich viele Aktive aus Be¬ 
trieben und Gewerkschaften. Mitglieder der DKP organi¬ 
sieren den bundesweiten Erfahrungsaustausch Beschäftigter 
im Gesundheitswesen und in der Automobilbranche sowie 
einen ver. di-Stammtisch. Gemeinsam diskutieren - Gemein¬ 
sam feiern. Ein Ausschnitt aus dem Programm: 

Im Zirkuszelt der DKP-Bezirke Hessen und 
Baden-Württemberg („Das Revolutionäre Runde"): 

Samstag, 2. Juli, 12.00 Uhr: Aktiventreffen Automobilbranche 
Gewerkschaftlich und anderweitig in der Automobilbranche 
betrieblich Aktive treffen sich zum Erfahrungsaustausch auf 
dem UZ-Pressefest. 

Sonntag, 3. Juli, 10.45 Uhr: Branchentreff en Gesundheitswe¬ 
sen, „Jammerst du noch oder kämpfst du schon?“ mit dieser 
Plakataufschrift von Streikenden im Gesundheitswesen wird 
deutlich, dass sich Beschäftigte schwer tun für ihre Interes¬ 
sen in die Auseinandersetzung zu gehen. Gefangen zwischen 
moralischer Verantwortung und ständiger Überlastung fällt 
der Blick auf die eigene Kampffähigkeit schwer. 

Im Strike-Zelt der SDAJ: 

Samstag, 2. Juli 2016,12.15 Uhr: „ Wo geht y s zur 30-Stunden- 
Woche?“ , mit Harald Humburg von der Gewerkschaftlichen 
Arbeitszeitverkürzungsinitiative Hamburg 

16.15 Uhr: Die SDAJ und der Kampf ums „ Teewasser“ Ge¬ 
spräch mit Jan Meier , Vorsitzender der SDAJ 

Sonntag, 3. Juli 2016,11.00 Uhr: Kuscheltiere oder kämp¬ 
ferische Gewerkschaftsjugend? Wer wollen wir sein?“ , re¬ 
volutionäre Selbstfindung 


Tina Flügge, BR-Vorsitzende IGM-Bildungszentrum 
Sprockhövel 

Wolfgang Garbers, DKP Hamm 

Im Dorf des Widerstandes: 

Beitrag der DKP-Bezirke Südbayern, Saarland und 
Rheinlandpfalz 

Samstag, 2. Juli 2016,11.00 Uhr: „Streik ist keine Sonntags¬ 
schule“ Diskussionsrunde mit 
Jürgen Hinzer (NGG) 

Volker Metzroth, DKP Rheinland-Pfalz 
Werner Siebler, ver.di Betriebsgruppe Brief 
Moderation: Heinz Stehr 

Im Zelt der DKP Niedersachsen: 

Samstag, 2. Juli, 2016,14.00 Uhr: „ Volkswagen - Familien¬ 
krach nach Dieselgate?“ , Diskussion mit 
Uwe Fritsch, BR-Vorsitzender VW Braunschweig, Mitglied 
im Parteivorstand der DKP 

Stephan Krull, 1990-2006 Mitglied des BR bei VW Wolfsburg, 
Vorsitzender der Rosa-Luxemburg-Stiftung Niedersachsen 
Gerhard Schräder, stellvertretender BR-Vor sitzender bei 
der Volkswagen Osnabrück GmbH, Landesvorsitzender der 
Christlich-Demokratischen Arbeitnehmerschaft Hannover 
Moderation: Achim Bigus 


An der Perle vom Borsigplatz (DKP Dortmund): 

Samstag, 2. Juli, 12.00 Uhr: „Kapitalistische Umgestaltung 

der Kliniken “ politischer Frühschoppen mit 

Jochen Killing, Teamer-AK, ver.di Dortmund 

Petra Krug, DKP-Stadtteilgruppe Klinikviertel 

Dave Varghese, ver.di-Vertrauensmann 

Moderation: Udo Stunz, DKP Dortmund 

Sonntag, 3. Juli 2016,12.00 Uhr: „Asyl trifft Hartz IV- Von 
der Armut zur Altersarmut“ , politischer Frühschoppen mit 
Jutta Reiter, DGB-Vorsitzende Dortmund-Hell weg 
Sigi Czyrt, ehrenamtliche Flüchtlingsbetreuerin 
Jonny Bruhn-Tripp, forscht u.a. zu Altersarmut 
Moderation: Wolf gang Richter. DKP Dortmund 

Am Roten Marktplatz NRW 

(DKP-Bezirke Ruhr- und Rheinland-Westfalen) 

Sonntag, 3. Juli, 10.00 Uhr: ver.di-Stammtisch , ver.di stellt 
sich für viele als Konglomerat mit den unterschiedlichsten 
Branchen dar, indem sie Zusammenarbeit und gegenseitige 
Unterstützung brauchen. 

Sonntag, 3. Juli, 13.00 Uhr : „Industrie 4.0 und die Frauen“ 

mit Dr. Christiane Pacyna-Friese, Physikerin 


Am Stand der KP Irland und von Flaxmill Textiles: 

Samstag, 2. Juli, 14.00 Uhr: „ Warum müssen Arbeiterinnen 
bei der Klamottenproduktion sterben?“ Diskussion mit Ver¬ 
treterinnen der Kampagne für saubere Bekleidung,Textilar¬ 
beiterinnen aus Bangladesch, Irland und Deutschland und 
Vertretern der IG Metall 

Sonntag, 12.15 Uhr: „ Werden die Arbeiter immer anfälliger 
für rechtes Denken?“ , Diskussion mit Olaf Harms, Sekretär 
für Betriebs- und Gewerkschaftspolitik der DKP, E rnest Wal¬ 
ker, Metallarbeiter aus Irland, einem Vertreter der PAME 
aus Griechenland, Moderation: Hermann Glaser-Baur 

Im Zelt der Fraktion der Partei „Die Linke": 

Samstag, 2. Juli 2016,11.00 Uhr: „Was tun gegen die Alters¬ 
armut von heute und morgen?“ , mit 

Matthias W. Birkwald MdB, Rentenpolitischer Sprecher der 
Linken im Bundestag 

Ernst Goldbeck, Vorsitzender der AWO-Ibbenbüren 
Moderation: Nicole Frische-Schmid 

Das komplette Programm zum Download unter 
www.uz-pressfest.de 
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Nur für Erwerbstätige aus dem Bilderbuch 

Nahles legt Entwurf zur „Lebensleistungsrente“ vor 


Eine „Solidarische Lebensleistungs¬ 
rente 44 wurde im Koalitionsvertrag der 
schwarz-roten Koalition angekündigt, 
die für Bezieher/innen von Niedrig¬ 
löhnen eine Verbesserung ihrer Ren¬ 
teneinkünfte versprach. Das Renten¬ 
niveau liegt heute bei 47 Prozent. Laut 
Berechnungen der gesetzlichen Renten¬ 
versicherung soll es bis 2030 durch die 
Politik der Bundesregierung und der 
Bundestagsmehrheit auf 44 Prozent ge¬ 
senkt werden. 

Eine Erhöhung des Rentenniveaus 
auf mindestens 50 Prozent forderte der 
ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske. Schon 


in wenigen Jahren drohe mehr als elf 
Millionen Menschen die Altersarmut, 
und zwar nicht nur Minijobbern und 
Mindestlöhnern, sondern Menschen mit 
einem monatlichen sozialversicherungs¬ 
pflichtigen Einkommen bis 2500 Euro. 

Andrea Nahles, Bundessozialminis¬ 
terin (SPD), hat jetzt einen Entwurf für 
eine „Solidarische Lebensleistungsren¬ 
te 44 fertig gestellt. Herausgekommen ist 
wieder einmal eine „Verarsche 44 für alle 
diejenigen, die keine Berufsleistungs¬ 
biografie aus dem Bilderbuch vorlegen 
können, denn: Nur wer volle 40 Bei¬ 
tragsjahre in der Rentenversicherung 


vorweisen kann, zudem „private Alters¬ 
vorsorge 44 betrieben hat, kann ab 2023 
bei „Bedürftigkeit 44 mit einer Renten¬ 
aufstockung rechnen. Zudem dürfen die 
Einkommen von Ehe- und Lebenspart¬ 
ner/innen angerechnet werden. 

Das ist nicht nur Stümperei, sondern, 
grundsätzlich betrachtet, eine Aufwei¬ 
chung der gesetzlichen Rentenversiche¬ 
rung durch die Hintertür. 

Bisher hat es bei der beitragsbezo¬ 
genen Rentenversicherung aus gutem 
Grund keine Bedürftigkeitsprüfungen 
gegeben. Das soll sich nun laut Nahles’ 
Mogelpackung ändern, zumindest für 
einen Teil der Versicherten. 

Wir kennen das ja schon: Da wird 
in einer Sozialgesetzgebung eine klei¬ 
ne Öffnung geschaffen, natürlich wie 
immer aus „guten Gründen 44 und „ab¬ 
solut alternativlos 44 die dann im Laufe 
der Zeit immer weiter ausgedehnt wird, 
bis das ganze Gesetz den Bach hinun¬ 
tergeht. 

Hinzu kommt, dass 40 Jahre Bei¬ 
tragszahlung plus privater Altersvor¬ 
sorge in unserer heutigen Arbeitswelt 
mit Zeit- und Leiharbeit, mit Befris¬ 
tungen und „Heuern und Feuern 44 von 
Menschen, für die die „Solidarische Le¬ 


bensleistungsrente 44 gedacht ist, kaum 
mehr erreichbar sind. Vor allem nicht 
für Frauen, die durch Familienarbeit fast 
immer eine durchlöcherte Berufs- und 
Arbeitsbiografie haben. 

Durch eine Bedürftigkeitsprüfung 
in der Rentenversicherung wird eine 
neue gigantische Bürokratie installiert, 
die nicht nur den größeren Teil der für 
die Lebensleistungsrente vorgesehenen 
Gelder für sich selbst verschlingt, son¬ 
dern auch nur ganz wenigen einen Nut¬ 
zen bringt. 

Die Mindestforderung müsste eine 
Fortführung der Rente nach Mindest¬ 
entgeltpunkten sein, wie sie bis 1992 
Gültigkeit hatte. Danach werden bei 35 
Beitragsjahren (alle rentenrechtlichen 
Zeiten, auch Arbeitslosigkeit etc. einge¬ 
schlossen) Beitragszeiten, die auf Grund 
niedriger Einkommen weniger als 0,75 
Entgeltpunkte ergeben, mit 50 Prozent 
bis auf den Wert von 0,75 erhöht. 

Das heißt, Zeiten mit niedrigen Ver¬ 
diensten werden mit bis zu 50 Prozent 
in der gesetzlichen Rentenversicherung 
aufgestockt. So lautet die ver.di-Forde- 
rung. Würde sie umgesetzt, wären der 
Altersarmut ein paar Zähne gezogen. 

Christine Christofsky 



Keine Frage der Fairness 

Faktoren zur Bewertung einer Tarifrunde Teil I: Höhe, Laufzeit, Inflationsrate 



Konjunktur oder Krise? Die Kapitalseite hat immer Gründe, warum Lohnerhöhungen nicht drin sind. Auftakt der Tarifrun¬ 
de 2016 für die Metall- und Elektroindustrie in Thüringen. 


Die Industriegewerkschaft Metall 
(IGM) hatte in der diesjährigen Tarif¬ 
runde der Metall- und Elektroindustrie 
eine fünfprozentige Lohnerhöhung mit 
einer Laufzeit von 12 Monaten gefor¬ 
dert. Nach Warnstreikaktionen von 
760 000 Kolleginnen und Kollegen er¬ 
reichte sie zwei Nullmonate ohne Er¬ 
höhung, für Juni 150 Euro (für Azubis 
65 Euro), ab Juli eine Erhöhung der 
Tariftabellen um 2,8 Prozent für neun 
Monate, ab 1. April darauf aufsetzend 
zwei Prozent für die nächsten neun 
Monate. 

Der Tarifvertrag endet nach 21 Mo¬ 
naten am 31.12.2017 und beinhaltet 
eine Differenzierungsklausel. Danach 
kann ein Betrieb bei „unterdurch¬ 
schnittlich schlechter Ertragslage 44 be¬ 
antragen, dass die 150-Euro-Pauscha- 
le ganz oder teilweise entfällt und die 
zweiprozentige Erhöhung der zweiten 
Stufe bis zum 30. Juni 2017 ganz oder 
teilweise verschoben wird. 

Höhe 

Die Forderung von 5 Prozent begrün¬ 
dete die IGM aus dem verteilungsneu¬ 
tralen Spielraum von 2 Prozent Zielin¬ 
flationsrate der EZB plus 1,2 Prozent 
Produktivitätssteigerung der Gesamt¬ 
wirtschaft sowie einer Umverteilungs¬ 
komponente von 1,9 Prozent. Letztere 
soll die Beschäftigten am „wirtschaftli¬ 
chen Erfolg partizipieren 44 (IGM), also 
die Beschäftigten an den von ihnen er¬ 
arbeiteten Gewinnen teilhaben lassen. 
Verteilungsneutral bedeutet, dass die 
Verteilungsquote zwischen Unterneh¬ 
men und Beschäftigten konstant bleibt 
und sich - weder durch die Produktivi¬ 
tätssteigerung noch die Inflation - ver¬ 
ändert. 

Im Ergebnis spricht die IGM von 
einer „tabellenwirksamen Entgeltstei¬ 
gerung von 4,8 Prozent bis zum Ende 
der Laufzeit 44 . Das sei „eine deutliche 
Erhöhung ihrer Realeinkommen und 
damit einen fairen Anteil am wirt¬ 
schaftlichen Erfolg 44 , beurteilt Jörg 
Hofmann, Vorsitzender der IG Metall, 
das Ergebnis. Unternehmer frohlo¬ 
cken, bezogen auf die Laufzeit sei die 
Gesamtbelastung 2,45 Prozent. Kri¬ 
tiker Heiner Flassbeck argumentiert 
mit knapp über 2 Prozent in diesem, 
knapp darunter im kommenden Jahr. 

Laufzeit 

Natürlich kann man 4,8 Prozent für 
21 Monate nicht mit 5 Prozent für 12 
Monate vergleichen. Pressemeldun¬ 
gen versuchen das nahezulegen. 5 
Prozent für 12 Monate jedoch hieße, 
am 1. April 2017 würde eine erneute, 


zusätzliche Erhöhung auf die 5 Pro¬ 
zent draufgesetzt. Jetzt ist es so, dass 
es nach der Erhöhung der Tariftabel¬ 
len um nur 2,8 Prozent, am 1. April 
kommenden Jahres eine Erhöhung 
um 2 Prozent fix gibt. Wie sie dann 
zu bewerten ist, hängt von der dann 
existierenden Inflationsrate und dem 
erarbeiteten Produktivitätsfortschritt 
ab. Die EZB jedenfalls will zu einer 2 
Prozent Inflationsrate kommen. Dann 
wären die fixen 2 Prozent von heute 
bereits von der Inflation aufgefressen. 
Eine erneute Forderungsdiskussion 
wäre dann notwendig, ist aber we¬ 
gen des geschlossenen Tarifvertrages 
rechtlich nicht möglich. 

Eine weitere Crux ist, dass zwar 
die Tabellenwerte um 2,8 Prozent zum 
1. Juli erhöht, die Beschäftigten sie aber 
nicht 12 Monate, sondern nur neun Mo¬ 
nate in ihren Taschen finden werden. 
Es fehlen also drei Monate lang die 2,8 
Prozent. Rechnet man die 2,8 Prozent 
der 12 Monate auf die realen 9 Monate 
um, bleiben nur 2,1 Prozent in den Ta¬ 
schen. Geringfügig ausgeglichen wird 
das durch den Festbetrag von 150 Euro 
für Juni. Flassbeck liegt also richtig. Je 
nach Realeinkommen ist die Wirkung 
eine unterschiedliche. 


Inflationsrate 

Die Inflationsrate wird zurzeit mit 0,6 
Prozent für 2016 angegeben. Da sieht 
es erst mal gut aus für die Beschäftig¬ 
ten, denn es bliebe ihnen eine Real¬ 
lohnerhöhung von 1,4 Prozent. Nun ist 
die Höhe der Inflationsrate politisch 
festgelegt. Sie bezieht sich auf einen 
Warenkorb und die Gewichtung der 
Waren und Dienstleistungen, von de¬ 
nen behauptet wird, sie würden dem 
Verbrauch der privaten Haushalte 
möglichst genau entsprechen. Der 
Korb wird nur alle fünf Jahre an das 
geänderte Einkaufsverhalten ange¬ 
passt. 

Der tatsächliche Verbrauch eines 
Haushalts ist aber von den jeweiligen 
Rahmenbedingungen abhängig. Die 
Inflationsrate ist derzeit so niedrig, 
weil die Energiekosten (ÖL) niedrig 
sind. Das trifft diejenigen positiv, die 
pendeln müssen. Ob es beim niedrigen 
Ölpreis bleibt ist von Konkurrenzbe¬ 
dingungen in der Wirtschaft abhängig, 
von uns nicht beeinflussbar und kann 
sich jederzeit ändern. Die Wohnkosten 
wiederum steigen enorm, insbesonde¬ 
re in den Städten und liegen weit über 
einer Steigerungsrate von 0,6 Prozent. 
In Bonn sind sie durchschnittlich aufs 


Jahr gesehen um 2,54 Prozent gestie¬ 
gen. 

Kalte Progression 

Tariferhöhungen beziehen sich auf 
Bruttolöhne. Kommt man in eine hö¬ 
here Steuerstufe, kann einem ein Teil 
oder auch die gesamte Tariferhöhung 
weggesteuert werden. Die Steuerstu¬ 
fen müssten der Inflation angepasst 
werden, wie die Gewerkschaft schon 
lange fordert. 

Berücksichtigt man die genannten 
Faktoren und dass die IGM noch im 
März die Profite der Unternehmen der 
Metall- und Elektroindustrie 2015 auf 
überdurchschnittlichem Niveau kriti¬ 
siert hat, kann von Umverteilung von 
oben nach unten nicht gesprochen wer¬ 
den, auch nicht von einem „fairen 44 An¬ 
teil. Zumal die IGM darauf hingewie¬ 
sen hat, dass die Dividenden für die 
Aktionäre - der ausgeschüttete Teil 
der Gewinne der Aktiengesellschaf¬ 
ten - um 17 Prozent gestiegen waren. 

Anne Rieger 

Teil II: Differenzierung - Langfristige 
Strategie zur Schwächung der Gewerk¬ 
schaften, erscheint in der kommenden 
Ausgabe. 


125 Jahre IG Metall 

Unter der Bezeichnung „Gestalterin 
der Arbeitswelt und des Sozialstaats 44 
feierte die IG Metall mit einem Festakt 
in der Frankfurter Paulskirche ihr 125. 
Jubiläum. Rund 650 Gäste nahmen teil, 
darunter Dr. Norbert Lammert, Präsi¬ 
dent des Deutschen Bundestages, der 
in seiner Festrede sagte: „Zum Pro¬ 
blem wird Ungleichheit dann, wenn 
es keinen plausiblen Zusammenhang 
mehr gibt zwischen individueller Leis¬ 
tung und individuellem Einkommen 
und Vermögen 44 . Dieser Frontalangriff 
auf Kapitaleigner verhallte ohne Echo, 
wohl weil die Anwesenden davon aus¬ 
gingen, dass er nur besonders hohe 
Managergehälter und Boni im Blick 
gehabt haben könne. 

Die IG Metall - mit 2,3 Millionen 
Mitgliedern die größte Einzelgewerk¬ 
schaft in Deutschland - beruft sich auf 
den Deutschen Metallarbeiter-Verban¬ 
des (DMV). Arbeiterinnen und Arbei¬ 
ter schlossen sich im Juni 1891 in Frank¬ 
furt a.M. zusammen, um den DMV, die 
größte der Vorläuferorganisationen der 
IG Metall, zu gründen. 

S21: Kostensteigerung für 
DB AG „nicht vorhersehbar“ 

Knapp sei die Mitteilung an die Part¬ 
ner des „Stuttgart 21 44 -Projektes der 
Deutschen Bahn gewesen, berich¬ 
tet die Stuttgarter Zeitung. In fünf 
Punkten und sieben Zeilen seien sie 
informiert worden, dass das Projekt 
mit zusätzlichen 524 Millionen Euro 
„Gegensteuerungsbedarf 44 im verein¬ 
barten Kostenrahmen liegt. Im Ge¬ 
gensatz zu den Gegnerinnen des Pro¬ 
jektes war die Kostensteigerung für 
die DB AG nach eigenen Angaben 
nicht absehbar. 

Die Auseinandersetzung um S21 
war mit dem Vorwurf der S21-Geg- 
ner verbunden, die Bahn arbeite nicht 
mit soliden Zahlen. So auch 2010 im 
Laufe einer öffentlich durchgeführ¬ 
ten Schlichtung und bei der im Jahr 
2011 erfolgten landesweiten Volksab¬ 
stimmung über das Projekt. 2013 wur¬ 
de dann eine offizielle Anpassung der 
kalkulierten Gesamtkosten von 4,5 auf 
6,5 Milliarden Euro vorgenommen. Die 
Bahn betonte immer alle Risiken und 
Kostensteigerungen berücksichtigt zu 
haben. 

Am Montag fand die 324. Mon¬ 
tagsdemo der S21-Gegnerlnnen statt, 
auf der Bernhard Löffler, Regionsge¬ 
schäftsführer des DGB Nord-Württem¬ 
berg; zum Thema „Verfehlte Bahnpoli¬ 
tik - Stellenabbau bei der DB-Cargo 44 
geredet hatte. 

ver.di kritisiert 
Schifffahrtpolitik 

Die Vereinte Dienstleistungsgewerk¬ 
schaft (ver.di) lehnt die geplante Än¬ 
derung der „Schiffsbesetzungsverord¬ 
nung 44 ab. Die geplante Änderung wer¬ 
de zu weniger Beschäftigung in der 
deutschen Seeschifffahrt führen. „Die 
Schifffahrtspolitik der Bundesregie¬ 
rung bietet deutschen Seeleuten kei¬ 
ne Zukunft 44 kritisierte ver.di-Bundes- 
vorstandsmitglied Christine Behle am 
Montag. 

Die geänderte „Schiffsbesetzungs¬ 
verordnung 44 soll Anfang Juli in Kraft 
treten und sieht unter anderem vor, 
die Mindestanzahl deutscher bzw. eu¬ 
ropäischer Seeleute auf unter deut¬ 
scher Flagge fahrenden Schiffen von 
vier auf zwei zu verringern. Der ein¬ 
zige staatlich anerkannte Beruf in der 
Schifffahrt, der Schiffsmechaniker, ist 
aus der BesetzungsVerordnung kom¬ 
plett gestrichen worden. 

Die Hoffnungen der Bundesregie¬ 
rung, dass die Reeder aufgrund ge¬ 
währter Subventionen - zum Beispiel 
durch „Lohnnebenkostenförderung 44 - 
Beschäftigung aufbauen, habe sich 
nicht erfüllt, so ver.di. Zwar gebe es 
einige Rückflaggungen, aber aufgrund 
der Sparmaßnahmen vieler Reederei¬ 
en würden deutlich mehr Arbeitsplätze 
gestrichen als neue aufgebaut. Die ge¬ 
plante Verordnung werde die Negativ- 
Entwicklung weiter vorantreiben. 

Vom ursprünglichen Ziel der Zusam¬ 
menarbeit zwischen Politik, Wirtschaft 
und Gewerkschaft - einem Bündnis 
für Ausbildung und Beschäftigung in 
der Seeschifffahrt - sei nichts geblie¬ 
ben, außer Subventionen für die Ree¬ 
der. 
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Verdeckte Ermittlerin enttarnt 

Zum dritten Mal wurde eine Verdeck¬ 
te Ermittlerin in Hamburgs linker 
Szene enttarnt. Es ist der dritte Fall 
in nur eineinhalb Jahren. Von 2006 
an soll die LKA-Beamtin die linke 
Szene der Hansestadt über sieben 
Jahre lang ausspioniert haben. „Die 
Polizei scheint den Einsatz verdeckt 
ermittelnder Beamtinnen in linken 
Szenen exzessiv zu betreiben. Man 
muss langsam davon ausgehen, dass 
die drei enttarnten Beamtinnen nur 
die Spitze eines Eisberges sind“, kriti¬ 
sierte Christiane Schneider, innenpo¬ 
litische Sprecherin der Linksfraktion 
in der Hamburger Bürgerschaft. Die 
näheren Umstände, Einsatzziel und 
Status der verdeckt arbeitenden Be¬ 
amtin sind bisher noch nicht aufge¬ 
klärt. Nach Iris P. und Maria B. wäre 
die nun enttarnte Ermittlerin aber 
bereits die dritte Undercover-Agen¬ 
tin, die von der Polizei in linke Krei¬ 
se eingeschleust wurde. Für das direkt 
betroffene Umfeld ist diese offenbar 
systematische Gesinnungsschnüffelei 
besonders bitter: Ihr Vertrauen wurde 
schamlos missbraucht - von den evi¬ 
denten Rechtsbrüchen einmal ganz 
abgesehen. Für all diejenigen, die mit 
der Agentin nicht nur diskutiert und 
politische Aktionen geplant haben, 
sondern auch eine freundschaftliche 
Beziehung aufgebaut haben, ist die 
Nachricht von der nun aufgedeck¬ 
ten Spitzelei ein Schlag ins Gesicht. 
Besonders bezeichnend: Noch vor 
wenigen Monaten bestritt die Poli¬ 
zei, verdeckte Ermittlerinnen in der 
rechten Szene einzusetzen. „Die Poli¬ 
zei setzt nach eigenen Angaben, so in 
der Sitzung des Innenausschusses vom 
5. November 2015, keine verdeckt er¬ 
mittelnden Beamtinnen in rechten 
und rechtsextremen Strukturen ein, 
und zwar weder in der Gegenwart 
noch in der Vergangenheit, also auch 
nicht in den Hochzeiten des militan¬ 
ten Rechtsextremismus in Hamburg. 
Dafür scheint sie umso weniger Hem¬ 
mungen zu haben, verschiedene linke 
Szenen von der Roten Flora über das 
Freie Sonderkombinat bis zu flücht¬ 
lingssolidarischen Gruppen zu infil¬ 
trieren“, kritisierte Schneider. Es sei 
„dringend geboten, dass die Polizei ihr 
Konzept des verdeckten Ermittelns in 
politischen Szenen“ offenlege, so die 
Bürgerschaftsabgeordnete weiter. 

Politik spielt auf Zeit 

Das Komitee für Grundrechte und 
Demokratie hat Kritik an den Justiz¬ 
ministern geübt. So hatte die Justizmi¬ 
nisterkonferenz auf ihrer Sitzung, die 
Anfang Juni in Nauen (Brandenburg) 
stattfand, beschlossen, das vorgelegte 
Ergebnis der Beratung des Strafvoll¬ 
zugsausschusses zur Einbeziehung der 
Gefangenen zur weiteren Beratung an 
eine Arbeitsgruppe des Finanz- und 
Arbeits- und Sozialministeriums wei¬ 
terzuleiten, um die finanziellen Aus¬ 
wirkungen der verschiedenen vor¬ 
gelegten Modelle genauer zu prüfen 
und diese zu bewerten. „Damit hat es 
die Justizministerkonferenz unterlas¬ 
sen, endlich ein klares Signal an die 
Bundesregierung zu geben, das not¬ 
wendige Bundesgesetz zur Einbezie¬ 
hung der Gefangenen in die Renten¬ 
versicherung, das schon im Strafvoll¬ 
zugsgesetz von 1977 festgeschrieben 
war, endlich auf den Weg zu bringen“, 
kritisierte Martin Singe, von der AG 
Strafvollzug im Grundrechtekomitee. 
Seit 39 Jahren warten die Gefangenen 
damit auf das ihnen zustehende und 
zugesicherte Recht. 

„Die Vorlage des Strafvollzugs¬ 
ausschusses war eine hinreichende 
Grundlage, um eine Entscheidung 
zu treffen. Notwendig wäre mindes¬ 
tens eine Renteneinbeziehung auf der 
Grundlage der Orientierung am Min¬ 
destlohn als Bezugsgröße gewesen“, 
monierte Singe weiter. Angemessen 
wäre die Erfüllung der Forderung al¬ 
ler Strafvollzugshilfsorganisationen, 
das Gesetz von 1977 als Grundlage 
zu nehmen und die Bezugsgröße auf 
90 Prozent festzulegen. Das Vertrau¬ 
en in den Rechts- und Sozialstaat wür¬ 
de bei den Betroffenen durch solche 
Verzögerungsentscheidungen nicht 
gestärkt, kritisierte das Grundrechte¬ 
komitee. 


Ende der Wende? 

Zur Reform des EEG: Nicht nur Umweltverbände befürchten ein Abwürgen der Energiewende 



Montage einer neuen Windkraftanlage 

D ie Reform des Erneuerbare- 
Energien-Gesetzes (EEG) hat 
am Mittwoch das Bundeskabi¬ 
nett passiert. Zuvor hatte es heftige 
Diskussionen zwischen der Bundes¬ 
regierung und den Ministerpräsiden¬ 
ten der Länder gegeben. Umweltver¬ 
bände sehen die Gefahr, dass nun die 
Energiewende endgültig zugunsten 
großer Konzerne geändert und in Tei¬ 
len sogar ganz abgewürgt wird. 

Die Förderung des Stroms aus 
Wind, Sonne oder Biomasse soll mit 
der EEG-Reform umgestellt werden. 
Bisher wurde den Betreibern für die 
Abnahme des Stroms aus ihren An¬ 
lagen ein Preis über 20 Jahre garan¬ 
tiert. Nun soll aber der Garantiepreis 
durch Ausschreibungen ersetzt wer¬ 
den nach dem Motto: Wer wenig Sub¬ 
ventionen verlangt, erhält den Zu¬ 
schlag. Die Bundesregierung erhofft 
sich auf diesem Wege, das Tempo des 
Ausbaus der Erneuerbaren Energien 
besser steuern zu können. An dem ei¬ 


gentlichen Ziel, dass 2025 etwa 40 bis 
45 Prozent des Stromverbrauchs über 
Ökostrom gedeckt wird, soll sich da¬ 
bei allerdings nichts ändern. 

Die Regierung hat es mit der Re¬ 
form eilig: Bundeskanzlerin Ange¬ 
la Merkel (CDU) hatte angekündigt, 
dass bis zur Sommerpause Mitte Juli 
ein Vorschlag auf dem Tisch liegt. Soll¬ 
te es nicht gelingen, wäre der mit der 
EU-Kommission verabredete Start¬ 
zeitpunkt für die Reform (1. Januar 
2017) bedroht. Aus Wettbewerbsgrün¬ 
den hat die Kommission die Überar¬ 
beitung der Ökostromförderung bis 
zum Jahresende gefordert. 

Gestritten hatten sich Union und 
SPD vor allem über die Förderung 
neuer Windparks an Land. Wie bis Re¬ 
daktionsschluss zu vernehmen war, soll 
der Zubau neuer Windräder an Land 
bei jährlichen 2 800 Megawatt gede¬ 
ckelt werden, was dem Zubau von etwa 
1 000 Windkraftanlagen entspricht. In¬ 
begriffen ist auch das sogenannte Re- 


powering, bei dem alte Windkraftanla¬ 
gen durch neue, leistungsfähigere er¬ 
setzt werden. Auf See sollen bis 2030 
auch weiterhin Anlagen mit einer Leis¬ 
tung von 15 000 Megawatt entstehen. 

Zum Vergleich: Im letzten Jahr 
wurden in der Bundesrepublik an 
Land neue Windkraftanlagen mit ei¬ 
ner Leistung von rund 3 700 Mega¬ 
watt errichtet und „Repowering“ wur¬ 
de dabei noch nicht mitgezählt. 2014 
lag der Zubau sogar bei 4 700 Mega¬ 
watt. Gegen die Deckelung hatten 
vor allem die norddeutschen Länder 
Front gemacht. Doch weil der Ausbau 
der Netze noch nicht entsprechend 
fortgeschritten ist und der Windstrom 
nicht in die Industriezentren des Sü¬ 
dens gebracht werden kann, soll der 
Zubau im Norden vorübergehend 
auf 60 Prozent des durchschnittlichen 
Niveaus der letzten Jahre gedrosselt 
werden. Gleichzeitig will die Bundes¬ 
regierung aber den Ausbau der Netze 
beschleunigen. 


Problematisch war aber auch die 
Förderung der Biogas-Anlagen. Be¬ 
sonders im CSU-regierten Bayern be¬ 
gehrt Ministerpräsident Horst Seeho¬ 
fer mit Blick auf die Interessen der 
Bauern im Land gegen die neue Re¬ 
gelung auf. Aber auch Niedersachsen 
ist von der Reform stark betroffen, 
denn dort wird in 1 500 von bundes¬ 
weit 8 000 Anlagen der meiste Strom 
aus Biogas produziert. Nach den Plä¬ 
nen des Wirtschaftsministeriums sol¬ 
len Biogasanlagen künftig nur noch 
in geringem Umfang über Ausschrei¬ 
bungen gefördert werden. 

Kritik an den neuen Regelungen 
gab es aus den Reihen der Opposition 
im Bundestag und von Umweltver¬ 
bänden. Die Bundesregierung verrate 
mit ihren Plänen den Klimaschutz und 
die eigenen Zusagen in Paris, schimpf¬ 
te Anton Hofreiter, Fraktionschef der 
Grünen im Bundestag. „Sigmar Ga¬ 
briel und die CDU-Bremser dürfen 
nicht ausgerechnet der preiswertesten 
Energie - der Windkraft - ein Korsett 
anlegen“ sagte er weiter laut Online¬ 
magazin klimaretter.info. 

Durch die geplante Reform wür¬ 
den die Erneuerbaren „kaltgestellt“, 
monierte demnach die Energie- und 
Klimaexpertin der Linksfraktion Eva 
Bulling-Schröter, und mit dem neu¬ 
en Ausschreibungssystem werde die 
Bürgerenergie kaputt gemacht. Künf¬ 
tig dürften als Konsequenz nur noch 
große Investoren das Geschäft mit er¬ 
neuerbarem Strom machen. Für „die 
dezentrale und demokratische Ent¬ 
wicklung der Energiewende“ sei das 
ein herber Schlag. 

Ähnlich sieht es die Umweltorga¬ 
nisation Bund für Umwelt und Natur¬ 
schutz Deutschland (BUND) in einer 
Stellungnahme zum Gesetzentwurf. 
Das ursprüngliche Vergütungssys¬ 
tem sei der Garant der vielen Bürge¬ 
renergie-Projekte gewesen, die heute 
immerhin jede zweite Kilowattstun¬ 
de erneuerbaren Stroms produzieren. 
Doch schon mit der EEG-Reform 
vor zwei Jahren seien die Chancen 
für kleinere Marktteilnehmer gerin¬ 
ger geworden und die geplante Um¬ 
stellung auf das Ausschreibungsmo¬ 
dell würde die Chancen nochmals 
verringern. Hinzu kommt die Erfah¬ 
rung aus anderen Ländern, wonach 
der Zubau an Erneuerbaren Energi¬ 
en durch Ausschreibungen eingebro¬ 
chen sei. In anderen Ländern sei nach 
Ausschreibungen in der Regel nur ein 
Teil der Anlagen errichtet worden, 
die den Zuschlag bekommen hatten. 
„Systemwechsel und Experimente 
mit Auktions-, respektive Ausschrei¬ 
bungsdesigns führen fast notgedrun¬ 
gen zu Einbrüchen beim Ausbau der 
Erneuerbaren, wie die internationa¬ 
len Erfahrungen zeigen“, heißt es in 
der Stellungnahme. Bernd Müller 


Guntram Hasselkamp zu Ursachen des aktuellen Hochwassers 

Die Würde des Absaufenden ist unantastbar 


SPD-Spitze und CETA 

„Erst einen Tag nach der Berliner Ab¬ 
geordnetenhauswahl am 18. Septem¬ 
ber soll sich der SPD-Parteikonvent zu 
CETA verhalten. Damit muss der Ber¬ 
liner Bürger seine Wahlentscheidung 
treffen, ohne dass er weiß, wie die SPD 
zu CETA steht. SPD-Chef Sigmar Ga¬ 
briel mag das für einen cleveren Zeit¬ 
plan halten, schwimmen ihm doch die 
Felle in Sachen Freihandelsabkommen 
davon, da er unnachgiebig seine Pro- 
CETA/TTIP-Position gegen den Willen 
der Bevölkerungsmehrheit und seiner 
Basis aufrechterhält. Tatsächlich jedoch 
führt diese Abgewandtheit vom Wähler, 
bei dem er über entscheidende Punkte 
nicht informiert wird, zu weiterem Po¬ 
litikverdruss“, warnt Klaus Ernst, stell¬ 
vertretender Vorsitzender der Frakti¬ 
on „Die Linke“ im Bundestag. „... Als 
Bundes wirtschaftsminister wird Sigmar 
Gabriel seine Entscheidung zu CETA 
höchstwahrscheinlich auch am Bundes¬ 
tag vorbei treffen. Bereits vier Tage nach 
dem Konvent, am 22./23.9„ findet aller 
Voraussicht nach ein informelles Treffen 
des EU-Handelsministerrates in Bratis¬ 
lava statt...“ 


Sieben Tote, Verwüstungen wie nach 
einem Bombenangriff, Schäden in 
Milliardenhöhe. Ja, richtig, Starkre¬ 
gen, ein Naturereignis, passiert nicht 
jede Woche. Also Schicksal? Kismet? 
Der Herr hat’s gegeben, der Herr 
hat’s genommen? Schaut man in die 
Qualitätsmedien, dann sieht das in 
etwa so aus. Ein bisschen wie im Mit¬ 
telalter, nur die Bußprozessionen mit 
Fackeln und Flagellanten fehlen noch, 
um die bösen Flussgeister zu vertrei¬ 
ben. 

Vielleicht liegt es ja an der Bolo¬ 
gna- und Pisa-Katastrophe, dass kei¬ 
ner so recht darauf kommt, dass zwar 
das Wasser von „Oben“ kommt, „alles 
Gute“ erfahrungsgemäß nicht unbe¬ 
dingt. Vielleicht könnte man ja auch 
selbst etwas tun, zum Beispiel mal 
rechnen und ein bisschen planen - 
und zwar vorher. Bevor Menschen 
abgesoffen sind. 


Wer zwei und zwei zusammenzäh¬ 
len kann, weiß auch, dass es Starkregen 
geben kann. Und zwar, trotz der groß¬ 
artigen Erfolge der „Klima-Kanzlerin“ 
immer öfter. Und der weiß auch, dass 
Starkregen bei 1501/qm plus nicht im 
Boden versickert, sondern im Gelände 
nach unten abfließt. Dorthin, wo nor¬ 
malerweise nur die Bäche fließen. Wer 
nun ganz schlau ist, kann anhand der 
topographischen Karte sogar ausrech¬ 
nen, wie viel da bei welcher Regenmen¬ 
ge so zusammen kommt. Und was da 
potentiell durch manche Orte rauschen 
wird. Man könnte vielleicht die Men¬ 
schen warnen. Und ganz Verwegene 
könnten sogar auf den Gedanken kom¬ 
men, dass man da vielleicht auch etwas 
machen könnte, damit es nachher nicht 
so aussieht, wie es jetzt aussieht. 

Halt, Stopp. Jetzt wird es irreal. 
Hochwasserschutz, egal in welcher 
Form, hört sich sofort nach viel Geld 


an. Städte und Gemeinden sind Plei¬ 
te - gemacht worden. Privat vor Staat. 
Auf Kuba werden bei Wirbelstürmen 
Hunderttausende, teilweise eine Milli¬ 
on Menschen evakuiert. Und niemand 
stirbt. Im High-Tech-Land Deutsch¬ 
land geht das offensichtlich nicht. Hier 
geht es schließlich marktgerecht-de¬ 
mokratisch zu. Da ist Absaufen wie 
die Arbeitslosigkeit oder demnächst 
vielleicht auch wieder die Schwarze 
Pest ein Stück individueller Gestal¬ 
tungsfreiheit. Die Würde des Absau¬ 
fenden ist unantastbar ... Was sollte 
denn sonst auch aus den schönen Pho¬ 
toterminen werden. Die Gummistie¬ 
fel stehen in der Staatskanzlei und im 
Kanzleramt immer bereit. Und für ein 
paar Kerzen in Altötting und ein See¬ 
lenamt im Passauer Dom wird’s wohl 
auch noch reichen. Na, und wer weiß, 
vielleicht gibt’s ja demnächst doch 
noch die Bußprozessionen. 
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Polizeischutz für Nazis 


5 ooo Beamte ermöglichten den „Tag der deutschen Zukunft“ in Dortmund 



Dortmund 




terleuten „linksautonome Gewalttäter“ 
zu machen. 

Harsche Kritik übte unterdessen 
„BlockaDO“ an der Polizei. „Die ein¬ 
seitige und kompensationslose Be¬ 
schlagnahme von ÖPNV-Mitteln für 
die Nazis durch die Polizei bleibt völ¬ 
lig unverständlich und erweckt den 
Eindruck, dass die Polizei Partei für 
die Nazis ergreift“, so der antifaschis¬ 
tische Zusammenschluss. Im Zweifel 
setze die Polizei alle Hebel in Bewe¬ 
gung, um das Versammlungsrecht der 
Nazis durchzusetzen. Das gleichrangige 
Versammlungsrecht der Antifaschistin¬ 
nen und Antifaschisten werde dagegen 
weiterhin mit Füßen getreten, lautete 
ein weiterer Vorwurf. „Aber das inter¬ 
essiert die Polizei anscheinend genau¬ 
so wenig wie die massiven Verstöße ge¬ 
gen die Demonstrationsauflagen durch 
die Nazis, ,HTFR‘-Fahnen, (...) volks¬ 
verhetzende Sprechchöre“, kritisierte 
„BlockaDo“ weiter. 

Das „Bündnis Dortmund gegen 
Rechts“ hatte sich bewusst dafür ent¬ 
schieden, unter dem Motto „Schöner 
leben ohne Nazis“ in der nördlichen 
Innnenstadt zu protestieren und dort 


D er von den Nazis ausgerufene 
„Tag der deutschen Zukunft“ 
zu dem seit jeher bundesweit 
mobilisiert wird und der bereits seit 
2009 in jährlich wechselnden Städten 
stattfindet, kann von den Neofaschis¬ 
ten durchaus als politischer Erfolg ge¬ 
wertet werden. Über 5 000 Polizisten 
ermöglichten den rund 900 Faschisten 
am vergangenen Sonnabend einen Auf¬ 
marsch, der nahezu ungestört von an¬ 
tifaschistischen Protesten stattfinden 
konnte. Die von den Behörden geneh¬ 
migte Demonstrationsroute, die durch 
die Stadtteile Huckarde und Dorstfed 
führte, kam den Faschisten durchaus 
gelegen. In Huckarde versuchten die 
Faschisten in den vergangenen Wo¬ 


chen und Monaten mehrfach und kei¬ 
neswegs frei von Erfolg, die Bevölke¬ 
rung gegen Flüchtlingsunterkünfte in 
Stellung zu bringen. Auch Dortmunds 
ehemaliger Feuerwehrchef Klaus Schä¬ 
fer, der schon vor einigen Jahren zu den 
Nazis übergelaufen war, trat bei den 
Protesten der Rechten als Redner auf. 

Während das „offizielle Dortmund“ 
sich zum wiederholten Mal in Sonn¬ 
tagsreden und Allgemeinplätzen übte, 
ging die Polizei an mehreren Stellen 
mit brachialer Gewalt gegen friedli¬ 
che Antifaschisten vor, die versuchten, 
den Aufmarsch der Nazis zu blockie¬ 
ren. Insgesamt etwa 4 000 Nazigegner 
waren den verschiedenen Aufrufen ge¬ 
folgt. Vor allem die Unterstützerinnen 




und Unterstützer des antifaschistischen 
Bündnisses „BlockaDO“, welches den 
braunen Spuk mittels Sitzblockaden 
stoppen wollte, wurden Opfer der An¬ 
griffe der Staatsdiener. Ohne Vorwar¬ 
nung sprühten diese friedlich am Bo¬ 
den sitzenden Nazigegnern Pfeffer¬ 
spray in die Augen und schlugen auf 
diese ein. 

Auch Dortmunder Schülerinnen 
und Schüler, die gemeinsam mit dem 
örtlichen Schauspielhaus und dem 
Künstlerkollektiv „Tools for Action“ 
geplant hatten, den Aufmarsch der 
Rechten mit einer „Spiegelbarrikade“ 
zu stoppen, die aus aufblasbaren und 
zugleich überdimensional großen sil¬ 
bernen Würfeln bestand, wurden Op¬ 
fer der ausufernden Polizeigewalt. 

In einer Presseerklärung brachte 
die Polizei es gar fertig, aus den Thea¬ 


verlegte „Stolpersteine“ für die Opfer 
des Hitlerfaschismus aufzusuchen. Be¬ 
gleitet wurde die Aktion der Nazigeg¬ 
ner von der Trommlergruppe „M APA- 
TO“. Das Ensemble des Theaterstücks 
„Mein Einsatzleiter“ (UZ berichtete) 
führte einige Szenen unter freiem Him¬ 
mel auf. 

Taut Polizei soll es am vergangenen 
Sonnabend zu insgesamt „22 freiheits¬ 
entziehenden Maßnahmen“ gekom¬ 
men sein. Es dürfte indes dem nach¬ 
sichtigen Verhalten der Beamten im 
Umgang mit den Nazis geschuldet ge¬ 
wesen sein, dass es im Anschluss an die 
Demonstration in Dorstfeld doch noch 
zu Auseinandersetzungen zwischen den 
extremen Rechten und der Polizei kam. 
Gegen 23 Uhr sollen rund 75 Faschis¬ 
ten in Dorstfeld mit Pfefferspray und 
Feuerlöscher angegriffen haben. 


Wolfgang Richter, Kreisvorsit¬ 
zender der DKP Dortmund, kriti¬ 
sierte gegenüber dieser Zeitung, dass 
die Ruhrmetropole von der Polizei in 
„eine Festung verwandelt“ worden sei 
und ernsthafter antifaschistischer Pro¬ 
test kaum möglich war. „Dieser Auf¬ 
marsch hätte verboten werden müssen. 
Das war stets unsere Forderung“. Anti¬ 
faschistischer Widerstand sei nicht nur 
legitim, sondern auch dringend erfor¬ 
derlich. Das habe dieser Demotag er¬ 
neut eindrucksvoll bewiesen, so Rich¬ 
ter weiter. 

Der nächste „Tag der deutschen 
Zukunft“ soll unterdessen im Juni 2017 
in Karlsruhe stattfinden, wie die Nazis 
am Samstag bekannt gaben. 

Markus Bernhardt 


UnserGenosse Willi Hoffmeister aus 
Dortmund-Huckarde, Mitglied der 
VVN-BdA und der Deutschen Frie¬ 
densgesellschaft schrieb in einem 
Leserbrief zur Nazi-Demo am 4.6. in 
Dortmund an regionale bürgerliche 
Zeitungen: 

„... Eine Steilvorlage wurde den 
Nazis mit der Genehmigung ihrer 
Wunschdemostrecke durch Dorst¬ 
feld und Huckarde (nach Ableh¬ 
nung der Nordstadt) erwiesen. Es 
bleibt ein Skandal, dass Nazis das 
Recht zugesprochen wurde, in zwei 
Stadtteilen zu demonstrieren, in de¬ 
nen seit Jahren die demokratische 
Stadtgesellschaft mit Erfolg gegen 
die braune Brut ankämpft - ja, dass 
sie in Huckarde, wenige Meter ne¬ 
ben dem VVN-Gedenkstein für von 
den Nazis ermordete Antifaschisten, 
ihre rassistischen, menschenfeind¬ 
lichen Sprüche auf einer einstündi- 
gen Zwischenkundgebung brüllen 
konnten. 

Dies allein schon zeigt die ganze 
Unsensiblität der genehmigenden 
Verwaltungsbehörde die sich zu 
dem Versuch eines generellen De¬ 
monstrationsverbotes nicht durch¬ 
ringen kann, aber den demokrati¬ 
schen Widerstand hermetisch ab¬ 
riegelt! 

Mussten sich nicht die gegen 
den Nazi-Aufmarsch Protestieren¬ 
den zum Beispiel auf dem Huckarder 
Marktplatz angesichts fast aller ab¬ 
gesperrten Ausgangsmöglichkeiten 
praktisch eingekesselt fühlen? Dass 
die zum Platz ausgerichteten Rohre 
zweier Wasserwerfer nicht zur Dees¬ 
kalation dienten, ist wohl auch nicht 
von der Hand zu weisen. 

Die mit dem Gedenkstein geehr¬ 
ten Antifaschisten Karl Altenhenne 
und Bruno Nowak würden ihren lau¬ 
ten Protest erheben, so sie es noch 
könnten, angesichts von Rechten, 
die in Deutschland den Nachläu¬ 
fern einer verbrecherischen Vergan¬ 
genheit immer wieder eingeräumt 
werden.“ 


Solidarität mit Grup Yorum 

DKP unterstützt Mahnwachen gegen das Konzertverbot 


Mitglieder und Freunde der türkischen 
Grup Yorum protestieren in dieser Wo¬ 
che täglich von 11 bis 17 Uhr (Freitags 
bis 13 Uhr) vor dem Rathaus in Glad¬ 
beck gegen das Verbot ihres Konzertes. 
Am Donnerstag wollen zwei Musiker 
in den Hungerstreik treten. In der kom¬ 
menden Woche soll die Mahnwache 
auch musikalisch unterstützt werden. 

Die Stadt Gladbeck hatte das Kon¬ 
zert der revolutionären türkischen Mu¬ 
siker verboten, das für den 18. Juni ge¬ 
plant war und unter dem Motto „Eine 
Stimme - ein Herz gegen Rassismus“ 
stehen sollte. Der Feiter des Staats¬ 
schutzes im Bezirk geht laut „West¬ 
deutscher Allgemeiner Zeitung“ sogar 
so weit zu dekretieren, dass sich mögli¬ 
cherweise strafbar mache, wer den Mu¬ 
sikern eine Auftrittsmöglichkeit bietet. 

Der DKP-Vorsitzende Patrik Kö- 
bele rief in einem Brief zur Solidari¬ 


tät mit den Musikern auf: „Grup Yo¬ 
rum schafft es mit ihrer revolutionären 
Musik die türkische Finke zu einen 
und Volksmassen zu mobilisieren. Im¬ 
mer wieder haben türkische Behörden 
Mitglieder der Gruppe deshalb verhaf¬ 
tet, eingesperrt und gefoltert. Auftritte 
wurden verboten.“ Deshalb, so Köbe- 
le, brauche Grup Yorum unsere Soli¬ 
darität. 

Grup Yorum wird auch auf dem 
UZ-Pressefest - Volksfest der DKP, 
das vom 1. bis zum 3. Juli in Dortmund 
stattfindet, spielen. 


Die DKP ruft auf: 

★ Protestiert bei der Stad Gladbeck gegen 
das Verbot: rathaus@stadt-gladbeck.de 

★ Geht zur B vor dem Rathaus (Willy- 
Brandt-Platz 2) 

★ Organisiert Soli-Aktionen 



Mahnwache mit Musik: Protest in Gladbeck gegen das Verbot des Grup-Yorum-Konzertes 
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Raus und links abbiegen 

Rassisten für, Sozialpartner gegen Brexit - linkes Bündnis setzt „Left Leave“ dagegen 



Was auch zum „Lexit“ gehört: Demonstranten in London fordern am 9. April den Rücktritt des Premierministers Cameron. 


Das Bündnis „Lexit“, das für einen 
linken EU-Austritt Großbritanniens 
wirbt, will nicht zulassen, dass rassisti¬ 
sche Demagogen die Debatte um das 
Brexit-Referendum am 23. Juni be¬ 
herrschen. An dem Bündnis beteiligen 
sich die britischen Kommunisten und 
verschiedene Gewerkschaften - wäh¬ 
rend die Führung des größten Ge¬ 
werkschaftsverbandes Werbung für 
die EU macht. 

Erst in der vergangenen Woche 
hatte Liam Fox, ehemaliger Tory-Ver¬ 
teidigungsminister, erklärt, warum 
durch den Brexit alles besser werde: 
Das Gesundheitswesen und die Woh¬ 
nungsmärkte könnten so viele Ein¬ 
wanderer nicht verkraften. Ein Bre¬ 
xit mache es möglich, Migranten von 
der Einreise in das Vereinigte König¬ 
reich abzuhalten. Das Lexit-Bündnis 
wies darauf hin, dass das Problem mit 
der EU nicht darin bestehe, dass sich 
Menschen frei auf dem Kontinent be¬ 
wegen können. Das Problem sei „der 
freie Kapitalverkehr und die Super- 
Ausbeutung der Arbeit“. 

Die Medien zeigen vor allem die 
rechten Brexit-Befürworter: Nigel Fa- 
rage von der AfD-Schwester UKIP, 
den konservativen Boris Johnson 
und den Faschistenführer Nick Grif¬ 
fith, Vorsitzender der British National 
Party und EU-Abgeordneter. Diese 
Berichte haben die gesamte Bewe¬ 
gung für den Brexit in ein rechtslasti¬ 
ges Licht gestellt. Das schwarz-braun 
schillernde Sammelsurium von EU- 
Gegnern scheint endlos. 

Premierminister Cameron hatte 
sich bei seinem Amtsantritt darauf 
festgelegt, keine Abstimmung über 
den EU-Austritt zuzulassen. Aber als 
sich immer mehr Abgeordnete aus sei¬ 
ner eigenen Partei zum finsteren Hau¬ 
fen der reaktionären EU-Gegner ge¬ 
sellten, konnte das Brexit-Lager eine 
Volksabstimmung erzwingen. Die 
„Rebellen“ in den Reihen der Tories 
waren von Camerons Forderungen zur 
Verbesserung der EU im „britischen 
Sinn“, besonders den darin enthalte¬ 
nen rassistischen Anti-Migranten-Pas- 
sagen, nicht beeindruckt. Raus und 
noch weiter nach rechts ist die Trieb¬ 
feder der Brexit-Kampagne. 

Dagegen stellt sich zum Bei¬ 
spiel der Gewerkschaftsdachverband 
TUC - indem er die EU sozialpart¬ 
nerschaftlich schönredet. Es gehe da¬ 
rum, den Ton der Debatte zu verän¬ 
dern und zu zeigen, „warum arbeiten¬ 
de Menschen für das Bleiben stimmen 
sollten“, sagte die TUC-Generalsekre- 
tärin Frances 0‘Grady. Für ihre neues¬ 
te Anstrengung, die Menschen für ein 
„Ja“ zur EU am 23. Juni zu gewinnen, 


hatte der TUC eine Studie in Auftrag 
gegeben. Das Ergebnis, das die Ge¬ 
werkschaft in der vergangenen Woche 
vors teilte: Wenn Großbritannien aus 
der EU ausscheide, würden die Löhne 
im Durchschnitt um 38 Pfund in der 
Woche sinken. Beschäftigte in der Pro¬ 
duktion seien davon besonders stark 
betroffen, behauptet die Studie, weil 
die Unternehmen auf Exporte in die 
EU angewiesen seien. Michael Pigeon, 
Theoretiker der TUC, veröffentlichte 
einen Text unter dem Titel: „Arbeiter¬ 
rechte in Gefahr, wenn wir rausgehen“. 

Auch der Wechsel an der Spitze 
der Labour-Partei änderte nichts da¬ 
ran, dass die sozialpartnerschaftlich 
orientierten Teile der Gewerkschafts¬ 
bewegung sich gegen den Brexit stel¬ 
len. Der Hoffnungsträger der Labour- 
Linken und vieler Gewerkschafter, 
Jeremy Corbyn, ließ von Anfang an 
keinen Zweifel, dass er für den Ver¬ 
bleib in der EU ist - seine Vision einer 
reformierten, sozialen, arbeiterfreund¬ 
lichen Gemeinschaft der Kapitalisten 
Europas passt ins Konzept der meisten 
Gewerkschaftsoberen. 

Die Rechten für den Brexit, die 
Gewerkschaftsführung dagegen. Der 
linke Labour-Vorsitzende auch. Ge¬ 
werkschaftsmitglieder sind in Eng¬ 
land automatisch auch Mitglied der 
Labour-Party - nur zwei Eisenbah¬ 
nergewerkschaften lösten vor wenigen 


Jahren diesen Automatismus per Be¬ 
schluss ihrer Gewerkschaftstage auf. 
Wie reagieren linke Gewerkschafter 
und Kommunisten? 

Rob Griffith, der Vorsitzende des 
Lexit-Bündnisses und Generalsekre¬ 
tär der Kommunistischen Partei Bri¬ 
tanniens (CPB), schlug vor: „Statt in 
Phantasiewelten zu schwelgen, sollte 
der TUC lieber tun was er kann, um 
Arbeiter zu unterstützen, die von Ent¬ 
lassungen, Lohn- und Rentenkürzun¬ 
gen betroffen sind.“ Die Eisenbahner¬ 
gewerkschaft RMT, die sich an „Lexit“ 
beteiligt, fragte: „Wenn Europa ein 
Paradies für Arbeiter ist, warum sind 
große Teile Belgiens und Frankreichs 
von Streiks lahmgelegt, die sich gegen 
Angriffe auf Löhne und Arbeitsbedin¬ 
gungen richten?“ 

Die CPB hat am 12. April mit 
anderen Organisationen das Lexit- 
Bündnis gegründet. Neben ihr be¬ 
steht diese „Allianz zum Kampf für 
ein Nein-Referendum zur EU-Mit- 
gliedschaft Britanniens“ aus den na¬ 
tionalen Arbeitervereinen der Inder 
und der Bangladescher in Britannien 
(beides mitgliederstarke Organisati¬ 
onen), der Eisenbahnergewerkschaft 
RMT, dem Personenbündnis „Ge¬ 
werkschafter gegen die EU“, mehre¬ 
ren schottischen Organisationen aus 
der Gewerkschaftsbewegung und der 
Socialist Workers Party. 


In den letzten beiden Wochen ha¬ 
ben zwei weitere Einzelgewerkschaf¬ 
ten (die der Bäckereiarbeiter und 
die zweite Bahngewerkschaft) ihre 
Unterstützung der Lexit-Allianz be¬ 
schlossen, die Kommunistische Par¬ 
tei Irlands unterstützt in Nordirland 
Lexit und die beiden neugewählten 
Abgeordneten des linken Zusam¬ 
menschlusses „People before Profit“ 
im nordirischen Parlament haben kla¬ 
re Gegnerschaft zum Verbleib in der 
EU ausgedrückt. 

Auch wenn das Ergebnis der Ab¬ 
stimmung programmiert scheint - die 
wichtigsten Fraktionen des britischen 
Kapitals wollen in der EU verbleiben 
und werfen ihre mediale Allmacht in 
die Waagschale: Es gibt linken Wider¬ 
stand gegen die EU, der sich auch im 
Vorlauf zum Referendum formiert. 
Der Belfaster Metallarbeiter, Be¬ 
triebsrat und Kommunist Ernest Wal¬ 
ker formulierte es gegenüber UZ so: 
„Sie verschweigen uns so gut sie kön¬ 
nen und beim Ergebnis der Abstim¬ 
mung stellt sich anscheinend nur die 
Frage, wie hoch die Entscheidung für 
die EU ausfällt. Es sei denn, die Millio¬ 
nen Gewerkschafter auf diesen Inseln 
wachen aus ihrem langen Tiefschlaf 
auf, und sagen, ihren eigenen Interes¬ 
sen folgend und auch mal gegen die 
Führung: Raus und links abbiegen.“ 
Hermann Glaser-Baur/Olaf Matthes 


Krise in Permanenz 

Irak: Sadr-Bewegung gegen IS und Regierung 


Streiks gegen Privatisierung 

Der in der vergangenen Woche begon¬ 
nene Streik, mit dem sich die griechi¬ 
schen Hafenarbeiter gegen die geplan¬ 
te Privatisierung der Häfen von Thes¬ 
saloniki und Piräus wehren, hat am 
Wochenende auch Kreuzfahrten be¬ 
hindert. Mehrere Schiffe mit fast 6 000 
Touristen an Bord mussten wegen des 
Streiks in kleineren Häfen anlegen, be¬ 
richteten griechische Zeitungen. Viele 
Touristen hätten lange Fahrten in Kauf 
nehmen müssen, um die Akropolis von 
Athen zu besuchen, einige Kreuzfahrt¬ 
schiffe mussten im Hafen von Lavrion 
anlegen, der 80 Kilometer südöstlich 
von Athen liegt. Die Privatisierung der 
Häfen ist eine der Bedingungen, die 
Gläubiger zu einer der Voraussetzun¬ 
gen für weitere Kredite für Griechen¬ 
land gemacht haben. 

In den kommenden Wochen wird 
es im Athener Schienennahverkehr 
zu Warnstreiks kommen, berichtet die 
„Griechenland Zeitung“. Die Beschäf¬ 
tigten protestieren mit ihren Arbeits¬ 
niederlegungen gegen die Einbezie¬ 
hung ihrer Unternehmen in den neuen 
Privatisierungsfonds. Private Verkehrs¬ 
betriebe seien teuer und unzuverlässig, 
so die Einschätzung der Gewerkschaft. 

Friedensinitiative 

zurückgewiesen 

Israel hat die Initiative der internatio¬ 
nalen Konferenz für einen Nahost-Frie¬ 
den umgehend zurückgewiesen. Vertre¬ 
ter von 29 Staaten und internationalen 
Organisationen hatten sich am Freitag 
auf Einladung Frankreichs in Paris da¬ 
rauf geeinigt, Israel und die Palästinen¬ 
ser mit neuen Angeboten zu direkten 
Friedensverhandlungen zu bewegen. 
Die Teilnehmer wollen dafür „sinnvol¬ 
le Anreize“ erarbeiten. Bis zum Jah¬ 
resende soll es eine zweite Konferenz 
geben - dann mit den beiden Konflikt¬ 
parteien. Frankreichs Außenminister 
Jean-Marc Ayrault warnte vor schwe¬ 
ren Gefahren für die angestrebte Zwei- 
Staaten-Lösung. 

Spalten sich die US- 
Demokraten? 

Viele Medien in den USA rufen Hilla¬ 
ry Clinton bereits aus als Siegerin aus. 
Die Unterstützer von Bernie Sanders 
werden nicht müde zu betonen, dass, 
Bernie Sanders noch eine Chance hät¬ 
te, wenn er Kalifornien gewinnt (bei 
Redaktionsschluss noch unklar) und 
es schafft, einige „Superdelegierte“ da¬ 
von zu überzeugen, dass er der stärke¬ 
re Kandidat gegen Trump wäre. Auch 
wenn die Stimmung noch kämpferisch 
ist, steht die Frage, wie man mit einem 
Sieg Clintons umgehen sollte, schon im 
Raum. 

Viele US-Amerikaner haben das 
Vertrauen in die Demokratie der 
USA schon lange verloren. Für sie war 
„Bernie“ die letzte Möglichkeit, für ei¬ 
nen Kandidaten und nicht gegen einen 
zu stimmen. Einige Bernie-Unterstüt- 
zer meinen schon jetzt, dass sie Clin¬ 
ton als Vertreterin des Establishments 
nie unterstützen werden. Wie bei den 
Wahlen 2000, wo Georg W. Bush nur 
gewinnen konnte, weil der unabhängige 
Kandidat Ralph Nader dem Demokra¬ 
ten Al Gore Stimmen bei den Linken 
abjagte, könnte auch jetzt Trump das 
Rennen machen, weil „Bernies Army“ 
Hillary die kalte Schulter zeigt. 

Keine Subventionen 

Bei der weltweit ersten Volksabstim¬ 
mung über ein sogenanntes bedin¬ 
gungsloses Grundeinkommen stimm¬ 
ten am Sonntag 76,9 Prozent der Wäh¬ 
ler gegen die Initiative. 

Die Partei der Arbeit der Schweiz 
hatte keine Wahlempfehlung abgege¬ 
ben. Nach der Abstimmung schrieb 
sie: „Problematisch war für die PdAS, 
dass die Initiative die Frage der Finan¬ 
zierung völlig offen ließ.“ Unterstützer 
der Initiative für ein Grundeinkommen 
hatten Vorschläge vorgestellt, die auf 
eine gigantische Subvention von Un¬ 
ternehmen hinausgelaufen wären: Das 
Grundeinkommen wäre durch Steuern 
finanziert worden und hätte nach die¬ 
sen Vorschlägen den Unternehmen die 
Möglichkeit gegeben, die Gehälter um 
den Betrag des Grundeinkommens zu 
kürzen. 

Siehe Analyse auf Seite 12 


Die „Green Zone“, ein Hochsicher¬ 
heitsgebiet im Zentrum von Bagdad, 
wurde von den USA nach der Beset¬ 
zung des Irak eingerichtet. Hier befin¬ 
den sich Botschaften, Parlament, Re¬ 
gierung und andere Institutionen. Für 
die US-Armee war nur die „Green 
Zone“ sicheres Gebiet, außerhalb war 
Feindesland. Bis heute hat sich daran 
nicht viel geändert. 

Am 30. April und erneut am 20. Mai 
stürmten Demonstranten die „Green 
Zone“. Die erste Besetzung ließen die 
irakischen Soldaten tatenlos gesche¬ 
hen. Drei Wochen später hatte die Re¬ 
gierung Soldaten vom Kampf gegen 
den IS abgezogen, um Parlament und 
Regierung vor den Demonstranten zu 
schützen. Sicherheitskräfte setzten Trä¬ 
nengas ein, es wurde scharf geschossen. 
Sie verletzten dutzende Demonstran¬ 
ten und töteten drei. Dennoch konnten 
viele Teilnehmer vorübergehend in die 
die „Green Zone“ eindringen. 

Die Demonstranten wollten ein 
Ende der Korruption und der Inakti¬ 
vität der Regierung, sie wollten Schutz 
vor Anschlägen und einen effektiven 


Kampf gegen den IS. Vor allem wol¬ 
len sie ein Ende des Quotensystems, 
das mit dem offiziellen Ende der US- 
Besetzung eingeführt wurde. Es knüpft 
die Aufteilung von Regierungsposten 
an religiöse oder ethnische Zugehö¬ 
rigkeit. 

Unmittelbarer Auslöser der Pro¬ 
teste war der Unwille des Parlaments, 
unabhängige Fachleute als Minister 
zu bestellen. Eine „technokratische“ 
Regierung sollte eigentlich helfen, das 
Netzwerk der Parteipfründe aufzulö¬ 
sen und das Ausmaß der Korruption 
zu verringern. Am 30. April vertagte 
sich das Parlament ohne Entscheidung, 
kurz danach erfolgte die Besetzung des 
Parlaments. Dass es gelang, die massi¬ 
ven Schutzwälle und Kontrollen der 
„Green Zone“ zu überwinden zeigt 
den Einfluss und die Organisationsfä¬ 
higkeit dieser Bewegung. 

Getragen wurden die Proteste von 
der Sadr-Bewegung. Muktada al-Sadr 
ist ein irakischer schiitischer Geistli¬ 
cher und Politiker, der nach der Be¬ 
setzung des Irak Milizen zum Wider¬ 
stand gegen die USA organisierte. 


Zugleich gewann er Einfluss durch 
seine politische Arbeit. Art und Um¬ 
fang seiner Tätigkeit wechselten über 
die Jahre. Er formulierte eine Politik, 
die versuchte, eine irakische Identi¬ 
tät jenseits von Glaubensrichtungen 
und ethnischer Zugehörigkeit zu 
bilden. Die im Ursprung schiitische 
Sadr-Bewegung sprach auch Sunni¬ 
ten und Angehörige von Minderhei¬ 
ten zur Zusammenarbeit an. Typisch 
hierfür ist, dass die Demonstranten 
ausschließlich irakische Flaggen mit 
sich trugen. 

Wegen dieser antisektiererischen 
Politik führt der IS Anschläge gezielt 
im Einflussbereich der Sadr-Bewegung 
durch. So übernahm er beispielsweise 
die Verantwortung für einen verhee¬ 
renden Anschlag am 12. Mai auf ei¬ 
nen belebten Marktplatz in Sadr-City, 
einem Stadtteil von Bagdad. 64 Men¬ 
schen wurden dabei getötet, 87 ver¬ 
letzt. Dieser Anschlag war Teil einer 
ganzen Anschlagsserie mit hunderten 
Toten und mit ein Grund für die De¬ 
monstranten, erneut in die „Green-Zo- 
ne“ einzudringen. 


Die aktuelle Offensive der iraki¬ 
schen Armee gegen Falludscha - nur 
rund 60 km von Bagdad entfernt - ist 
eine Reaktion auf die schlechte Si¬ 
cherheitslage: Viele der Anschläge in 
Bagdad werden offenbar in Falludscha 
organisiert, das nach wie vor vom IS 
besetzt ist. Die Offensive auf Fallud¬ 
scha ist aber auch ein Ersatz: Ein An¬ 
griff auf den IS in Mossul, den Mili¬ 
tärberater der USA vorziehen würden, 
ist zurzeit nicht möglich. Die irakische 
Armee ist nicht in der Lage, ihre Ein¬ 
heiten mit dem nötigsten Material zu 
versorgen. Inkompetenz und Korrup¬ 
tion tragen das ihre dazu bei. 

Seit der Besetzung des Irak durch 
die USA ist die Elektrizitäts- und Was¬ 
serversorgung nicht mehr in der Lage, 
den Bedarf zu decken. Seit Monaten 
verhindern die politischen Blöcke Ka¬ 
binettsumbildung und Reformen. Auch 
dies ist ein Ergebnis der Aufteilung 
der staatlichen Funktionen nach eth¬ 
nischen und religiösen Gruppen, wie 
sie die USA eingeführt haben und bis 
heute fördern. 

Manfred Ziegler 
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Deutschland profitiert 
von Südamerika-Wende 

Rechte Regierungen in Brasilien und Argentinien - 
und neue Spielräume für Berlin 


D ie Bundesregierung will ihre 
Zusammenarbeit mit dem neo¬ 
liberal gewendeten Argentinien 
intensivieren und zielt auf die syste¬ 
matische Stärkung transatlantischer 
Positionen in Lateinamerika. Wie Au¬ 
ßenminister Frank-Walter Steinmei¬ 
er in der vergangenen Woche bei sei¬ 
nem Besuch in Buenos Aires erklärte, 
wolle er dazu das „neue Momentum“ 
nach dem Amtsantritt des umstritte¬ 
nen Staatspräsidenten Mauricio Mac- 
ri nutzen. Die politische Entwicklung 
in Südamerika verheißt Berlin neue 
Chancen - nicht zuletzt im gemein¬ 
sam mit Washington geführten Ein¬ 
flusskampf gegen China. 

In Argentinien hat seit dem 10. De¬ 
zember 2015 mit Mauricio Macri ein 
rechtsliberaler Angehöriger der rei¬ 
chen Eliten das Amt des Staatspräsi¬ 
denten inne. Macri krempelt das Land 
weitreichend um. So hat er Ende April 
Forderungen von US-Hedgefonds er¬ 
füllt, die seine Amtsvorgängerin Cris- 
tina Kirchner stets zurückgewiesen 
hatte, und ihnen 6,2 Milliarden US- 
Dollar überwiesen. Finanziert wird 
dies durch Kredite, die nun der ar¬ 
gentinische Steuerzahler tragen muss. 
Gleichzeitig sind Subventionen ge¬ 
strichen worden, die der Bevölke¬ 
rung zugute kamen; dadurch sind die 
Strompreise um bis zu 700 Prozent, 
die Preise für Leitungswasser um 500 
Prozent, für Gas um 300 Prozent sowie 
für den öffentlichen Nahverkehr um 
bis zu 100 Prozent gestiegen. Allein in 
den ersten vier Monaten von Macris 
Amtszeit sind mehr als 140 000 Ange¬ 
stellte staatlicher Behörden oder pri¬ 
vater Unternehmen entlassen worden. 
Mitte Mai hat das 
Parlament ein 
„Eilgesetz für Ar¬ 
beit“ verabschie¬ 
det, das die Mas¬ 
senentlassungen ein halbes Jahr lang 
stoppen soll; Macri hat es sofort mit 
einem Veto außer Kraft gesetzt. Ende 
April demonstrierten landesweit mehr 
als 350 000 Menschen gegen die neo¬ 
liberale Regierungspolitik; Mitte Mai 
gingen über 60 000 Studierende und 
Dozenten staatlicher Hochschulen auf 
die Straße. 

Macri unterstützt die Bemühungen 
um den Abschluss eines EU-Freihan- 
delsabkommens mit dem südameri¬ 
kanischen Wirtschaftsbündnis Mer- 
cosur, an dem vor allem die deutsche 
Exportindustrie ein starkes Interesse 
hat. Die EU und der Mercosur haben 
am 8. April die Freihandelsgespräche 
wieder aufgenommen und am 11. Mai 
neue Vorschläge ausgetauscht. Die 
Mercosur-Kernländer hätten inzwi¬ 
schen „ein nachhaltiges Interesse an 
einem Verhandlungsabschluss“, urteilt 
die Stiftung Wissenschaft und Politik 
(SWP). Mit Blick auf etwaige Wider¬ 
stände, die vom Mercosur-Mitglied 
Venezuela zu erwarten sind, empfiehlt 
die SWP, bei Bedarf auf eine Spaltung 
des Bündnisses zu setzen: Venezuela 
sei von einer Freihandels Vereinbarung 
„gegebenenfalls auszunehmen“. Die 
Pläne für ein Freihandelsabkommen 
der EU mit dem Mercosur spielten 
auch beim aktuellen Argentinien-Be¬ 
such von Außenminister Frank-Walter 
Steinmeier eine Rolle. 

Macri orientiert Argentinien auch 
außenpolitisch völlig neu. Die Neu¬ 
ausrichtung veranlasst Berlin, nun 
auch seinerseits wieder enger mit Bu¬ 
enos Aires zusammenzuarbeiten. An¬ 
fang Februar forderte die Staatsmi¬ 
nisterin im Auswärtigen Amt Maria 
Böhmer bei einem Aufenthalt in Ar¬ 
gentinien, das Land solle nach Mac¬ 
ris Amtsantritt „an Gemeinsamkeiten 
mit Deutschland, Europa und der Welt 
anknüpfen“. Nach Steinmeiers Besuch 
in Argentinien wird für Anfang Juli ein 
Besuch des argentinischen Staatsprä¬ 
sidenten in Berlin angekündigt. Die 
Zusammenarbeit mit dem gewende¬ 


ten Argentinien, das seinerseits die 
Militärkooperation mit den Vereinig¬ 
ten Staaten wieder aufgenommen hat, 
wird intensiviert. 

Dabei ist die neue Nähe zu Bu¬ 
enos Aires Teil umfassenderer Be¬ 
mühungen Berlins, die Kooperation 
mit denjenigen lateinamerikanischen 
Staaten auszubauen, die nicht gegen 
die transatlantische Hegemonie op¬ 
ponieren, sondern bereit sind, sich ihr 
unterzuordnen. Im vergangenen Jahr 


hat Steinmeier mit Peru und Kolumbi¬ 
en zwei Staaten der Pazifikallianz be¬ 
sucht und sich um die Intensivierung 
der bilateralen Beziehungen bemüht. 
Im April dieses Jahres hat Mexikos 
Präsident Enrique Pena Nieto sich 
in Berlin aufge¬ 
halten und dort 
ebenfalls neue 
Kooperations¬ 
schritte einge¬ 
leitet. Die Bundesregierung will so¬ 
gar die militärischen Beziehungen 
zu Peru, Kolumbien und Mexiko aus¬ 
bauen. Außenminister Steinmeier 
wird nach seinem Aufenthalt in Bu¬ 
enos Aires nach Mexiko Weiterreisen. 
Während der mexikanische Präsident 
im April Deutschlands „Führungsrol¬ 
le“ pries, ist sein argentinischer Amts¬ 
kollege der Auffassung, Deutschland 
sei einer der „wichtigsten Partner“ sei¬ 
nes Landes. 

Auch in Brasilien sehen deutsche 
Regierungsberater nach dem kalten 
Putsch gegen die Präsidentin Dilma 
Rousseff verbesserte Chancen für die 
deutsch-brasilianische Kooperation. 
Die neue Regierung des Landes strebe 
eine Neuausrichtung ihrer Außenpoli¬ 
tik an und orien¬ 
tiere wieder auf 
die Zusammen¬ 
arbeit mit den 
USA, heißt es in 
einer Analyse der 
SWP. Dies schaf¬ 
fe Raum für den Ausbau der Bezie¬ 
hungen zu Deutschland und der EU. 

Hintergrund ist demzufolge, dass 
das Wachstumsmodell der Regierun¬ 
gen von Inäcio Lula da Silva und Dil¬ 
ma Rousseff nicht mehr funktioniert 
und die brasilianische Wirtschaft, die 
dramatische Markteinbrüche ver¬ 
zeichnet, nun nach Alternativen sucht. 
Das Modell war eng mit der Außenpo¬ 
litik unter Lula und Rousseff verbun¬ 
den. Beide setzten zunächst darauf, 
Brasilien als Vormacht in Südameri¬ 
ka zu positionieren - „in Abgrenzung 
vom Einflussbereich der USA 4 , dem 
auch das NAFTA-Mitglied Mexiko so¬ 
wie die Staaten Mittelamerikas zuge¬ 
rechnet wurden, wie die SWP in einer 
aktuellen Analyse schreibt. Einer der 
„Eckpunkte der Strategie“ war laut 
der SWP die Stärkung der „vom brasi¬ 
lianischen Ordnungsanspruch getrage¬ 
nen Regionalorganisation UNASUR“ 
einem Bündnis ausschließlich der süd¬ 
amerikanischen Staaten. Ließ sich dies 


ohne Probleme mit traditionellen Ori¬ 
entierungen der brasilianischen Diplo¬ 
matie vereinbaren, so zielten die Mit- 
te-links-Regierungen zudem weit über 
den Subkontinent hinaus: „Unter Bra¬ 
siliens Führung sollte Südamerika zu 
einem weltpolitischen Faktor werden“, 
konstatiert die SWP. Mittel der Wahl 
war für Lula und Rousseff dabei das 
BRICS-Bündnis mit Russland, Indien, 
China und Südafrika. 

Möglich war die Realisierung die¬ 


ser Strategie, weil sie an ökonomische 
Interessen brasilianischer Konzer¬ 
ne anknüpfen konnte. So wurde, wie 
die SWP berichtet, „der unmittelba¬ 
re Nachbarschaftsraum“ Brasiliens, 
der in dem 1991 gegründeten Wirt¬ 
schaftsbündnis Mercosur zusammen¬ 
geschlossen ist, als „zu klein für die 
Markterweiterungsstrategie der bra¬ 
silianischen Großunternehmen“ ein¬ 
gestuft. In Lulas erster Amtszeit stie¬ 
gen die Exporte vor allem nach China, 
mit dem Brasilien bald im Rahmen der 
BRICS kooperieren sollte, deutlich an; 
2009 löste die Volksrepublik die Ver¬ 
einigten Staaten als größtem Handels¬ 
partner Brasiliens ab. Die brasiliani¬ 
schen Gesamtexporte schnellten von 
einem Volumen von 77,5 Milliarden 
US-Dollar im Jahr 2003 auf 261 Mil¬ 
liarden US-Dollar 2011 in die Höhe. 
Die Süd-Süd-Kooperation trug dazu 
bei, dass Baukonzerne wie Odebrecht 
oder der Erdölgigant Petrobras lukra¬ 
tive Geschäfte in Afrika fanden; Bra¬ 
siliens Ausfuhr in afrikanische Staaten 
stieg von 2000 bis 2010 um 400 Pro¬ 
zent und erreichte 2011 einen Höchst¬ 
wert von 12,2 Milliarden US-Dollar. 

Seitdem ist jedoch nicht nur der 
brasilianische Af¬ 
rika-Export wie¬ 
der geschrumpft; 
auch das Ver¬ 
hältnis zu China 
ist aus Sicht der 
brasilianischen 
Exportwirtschaft zumindest durch¬ 
wachsen. Die Exporte in die Volksre- 
pubik liegen seit 2011 zwar bei über 
40 Milliarden US-Dollar pro Jahr, stei¬ 
gen allerdings nicht mehr. Gleichzeitig 
beklagen brasilianische Unternehmen, 
Konkurrenten aus China jagten ihnen 
größere Marktanteile in den USA und 
sogar in Chile ab. 

Entsprechend leitet Interimsprä¬ 
sident Temer einen grundlegenden 
Wechsel in der Außenpolitik ein. Laut 
der SWP bietet Brasiliens Neuorien¬ 
tierung nun auch Berlin und der EU 
die Chance, ihren Einfluss in dem 
Land und womöglich in ganz Latein¬ 
amerika weiter auszubauen. Die rech¬ 
te Wende in Argentinien und Brasili¬ 
en verheißt Berlin neue Chancen in 
Lateinamerika - nicht zuletzt beim 
Bestreben, den transatlantischen Ein¬ 
fluss auf dem Subkontinent gegen die 
weiterhin aufstrebende Volksrepublik 
China zu stärken. 
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„Die deutsche Industrie will 
Freihandel mit dem Mercosur.“ 



Integration vor der Rechtswende: Mit Hugo Chävez, Dilma Rousseff, dem 
damaligen Präsidenten Uruguays Jose Mujica und Christina Kirchner (v.l.) war 
das Wirtschaftsbündnis Mercosur von linken Regierungen dominiert. 


„Das Wachstumsmodell 
der Regierungen von Lula 
und Rousseff funktioniert 
nicht mehr.“ 


Schüleraustausch mit 
dem Widerstand 

Als SDAJ-Mitglied bei „Nuit Debout“ in Paris 


Zeitweise müsste der Asphalt auf den 
Straßen schmelzen, so heiß ist die Luft 
hier seit Anfang März. Denn jedes Mal, 
wenn die Gewerkschaften zum Streik 
aufrufen, strömen Hunderttausende in 
die Innenstädte Frankreichs. Sie pro¬ 
testieren gegen die Reform zur „Libe¬ 
ralisierung“ des „Code Travail“ - des 
Arbeitsgesetzes. Während in Deutsch¬ 
land der politische Streik verboten ist, 
stehen hier Angestellte, Arbeitslose, 
Studierende, Schülerinnen, Gewerk- 
schafterlnnen und Nicht-Organisierte 
zusammen auf der Straße. Die Reform 
steht im Gegensatz zu allem, was die 
Linke einmal begründet hat - laut der 
sozialdemokratischen Regierung sei 
sie nun unabdingbar, wenn Frankreich 
wieder wettbewerbsfähig werden und 
die Arbeitslosenquote reduzieren wol¬ 
le. Mich erinnert das an die Arbeits¬ 
marktreform „Agenda 2010“. Der An¬ 
griff auf den Sozialstaat der rot-grünen 
Bundesregierung hat damals unter an¬ 
derem das Hartz-IV-System eingeführt. 

Hier reißt der kontinuierliche Pro¬ 
test nicht ab. Es ist eine Machtdemons¬ 
tration der Lohnabhängigen, trotz eines 
Gesetzes, das es den Ministern erlaubt, 
Gesetze ohne die Nationalversammlung 
zu beschließen. Das letzte mal sollte die¬ 
ser Trick vor zehn Jahren angewendet 
werden, doch die Proteste waren so 
groß, dass die Regierung nicht durch¬ 
kam. Heute ist der Angriff noch härter: 
In Frankreich wurde nach den Terror¬ 
anschlägen im November der Ausnah¬ 
mezustand verhängt. Nun stehen Aus¬ 
gangssperren, Personenkontrollen und 
Hausarrest auf der Tagesordnung. 

Wenn nicht nur die im Jahr 2000 
hart erkämpfte 35-Stunden-Woche 
sondern auch die Bindung einzelner 
Unternehmen an gewerkschaftliche 
Tarifverträge auf dem Spiel stehen, 
werden neben den Stimmen der gro¬ 
ßen Gewerkschaften wie CGT und FO 
auch andere laut: Die der Jugend bei¬ 
spielsweise. Die Reform zerstöre die 
gesetzliche Grundlage für den Schutz 


der Arbeiterinnen und schränke die 
Gewerkschaften in großem Maße ein, 
so Arnaud, Student in Paris. All das 
treibt ihn Woche für Woche auf die 
Straße. Nun organisiert er sich, wie 
viele andere, bei der Studierenden- und 
Schülerinnengewerkschaft. „Wir wol¬ 
len schlicht und einfach keine prekäre 
Zukunft“, erklärt er. Auch sonst tut sich 
etwas auf den Plätzen der Republik: Pa¬ 
rallel ist die Bewegung „Nuit Debout“ 
entstanden. Junge Menschen besetzen 
nachts öffentliche Plätze, diskutieren, 
feiern und machen ihrem Unmut Luft. 
Arnaud habe es satt, „dieses System, 
das immerzu seine Eliten reproduziert 
und den Leuten nicht zuhört“. Es bleibt 
abzuwarten, ob die „Nuit Debout“ grö¬ 
ßere Früchte als eine gegenwärtige Eu¬ 
phorie hervorbringt, denn viele sind 
skeptisch wenn sie an die Entwicklun¬ 
gen in Spanien und Griechenland den¬ 
ken. 

Und was mache ich eigentlich hier 
auf der Straße, wo es doch offensicht¬ 
lich um das französische Arbeitsgesetz 
und nicht um eine deutsche Bildungs¬ 
reform geht? Betrachtet man unsere 
europäischen Nachbarn, so ist nicht 
zu übersehen, dass wir letztendlich 
von den gleichen Angriffen auf unse¬ 
re Rechte betroffen sind. Das Interesse 
unsere Lebens- und Arbeitsbedingun¬ 
gen zu verbessern, kann deshalb konse¬ 
quenterweise gar kein nationales sein - 
sondern das einer Klasse. „La lutte con- 
tinue, vive la solidarite internationale!“ 

Lia, Paris 

Lia ist seit einem halben Jahr zu einem 
Schüleraustausch in Paris und gemein¬ 
sam mit der französischen kommunisti¬ 
schen Jugend (MCFJ) aktiv in den Schüle¬ 
rinnen- und Studierenden Gewerkschaf¬ 
ten. Aus: POSITION-Magazin der SDAJ 


.Die neue POSITION 3/2016 erscheint 
am 11. Juni - erhältlich bei der örtli¬ 
chen SDAJ-Gruppe, im UZ-Shop und 
im Abo. 


Jung, radikal, kreativ 

Parteitag der finnischen Kommunisten und 
ein Bündnis in der Arktis 


Am vergangenen Wochenende führte 
die Kommunistische Partei Finnlands 
(SKP) in Turku ihren Parteitag durch. 
Die kontroversen Debatten der rund 
200 Delegierten führten zu einmütigen 
Beschlüssen, mit denen sich die Partei 
unter anderem auf die Kreiswahlen im 
kommenden Jahr vorbereitet, bei de¬ 
nen die SKP landesweit mit eigenen 
Kandidaten antreten wird, sie wählten 
die 30-jährige Petra Packler zur neuen 
Generalsekretärin. 

Die SKP sei „in der radikalen Fami¬ 
lie der Europäischen Linken zuhause“, 
so der alte und neue Vorsitzende Juha- 
Pekka Väisänen. Gleichzeitig strebt 
sie freundschaftliche Beziehungen zu 
kommunistischen Parteien an, die nicht 
der Partei der Europäischen Linken 
(ELP) angehören. Am Parteitag nahm 
auch ein Vertreter der DKP teil. 

Auf dem Parteitag spielten Analy¬ 
sen zur Umweltpolitik und Klimaver¬ 


änderung eine wichtige Rolle. Am Tag 
nach dem Parteitag traf sich in Helsin¬ 
ki die „Arktische Initiative“. Zu diesem 
Forum luden die SKP und die Arbeits¬ 
gruppe Umweltpolitik der ELP NGO- 
Vertreter, Wissenschaftler und Künst¬ 
ler ein. Für die ELP nahm deren stell¬ 
vertretende Vorsitzende Maite Mola 
aus Spanien teil, aus Deutschland die 
Thüringer Landtagsabgeordnete und 
Agrarpolitikerin Johanna Scheringer- 
Wright (Linkspartei). „Die neolibe¬ 
ralen Pläne Rohstoffe auszubeuten 
treffen die Arktis. Die Konfrontation 
zwischen NATO und Russland ist ge¬ 
genwärtig. Die Rechte der Ureinwoh¬ 
ner werden den Interessen des großen 
Kapitals geopfert.“ Daher sei ein sol¬ 
ches Forum, das über Fragen der Um¬ 
welt, des Friedens und der Menschen¬ 
rechte diskutiert, notwendig, erklärt die 
SKP. Hgb/om 

Auszug aus pol. bericht 


Mit der Logik des Marktes brechen 

Aus dem Bericht an den Parteitag der SKP 

„Wir Finnen hatten im Laufe des letzten Jahres einen Sturm von Debatten. Nationalistische 
Gruppen entstanden und forderten, dass die Grenzen geschlossen werden. (...) Auf der an¬ 
deren Seite bildeten sich auch viele Bewegungen und Bündnisse von aktiven Bürgern, die 
sich für den Schutz von Menschenrechten und die Rechte von Geflüchteten einsetzen (...) 
Die Partei ,Die Finnen“ ist Teil einer Regierung, die das Verteidigungsbudget erhöht, während 
sie an anderen Stellen der Gesellschaft massiv spart. Das Ziel ist es, als anständiges Nato- 
Mitglied, 2 Prozent des BIPs für Rüstung auszugeben. (...) 

Für uns als Kommunisten ist völlig ersichtlich, dass unsere Politik nicht nach einem be¬ 
schränkten, nationalen Kapitalismus streben darf (...). Für uns als Kommunisten ist es of¬ 
fensichtlich, dass das Gerede über eine Rückkehr zur Finnischen Mark, ohne die Forderung 
die Vormachtstellung der Banken zu brechen, sinnlos ist. Genauso ist es sinnlos über einen 
Austritt aus der EU zu reden, es sei denn, wir brechen gleichzeitig mit den EU-Verträgen 
und, am wichtigsten, mit der hegemonialen Logik des freien Marktes und der kapitalisti¬ 
schen Struktur der Gesellschaft. (...) Darum reden wir als Kommunisten davon, ein Europa 
der Arbeiter zu erbauen. (...) 

Für uns ist kristallklar, dass eine andere Welt möglich ist. Und es ist genauso kristallklar, 
dass eine andere Europäische Union in den momentanen kapitalistischen Strukturen, Vor¬ 
schriften und Gesetzen, die Menschen, Natur und Demokratie ruinieren, nicht möglich ist.“ 
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Auf dem Place de La Bastille protestieren Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter gegen das geplante neue Arbeitsge¬ 
setz (Paris, Donnerstag, 26. Mai 2016.) 


Frankreich: 

Im Kampf gegen das 
Diktat des Kapitals 



Bild oben und Bild unten: Blockade und Aktion, SFDM-Öldepot des Unternehmens Dönges Metz) 
Bild rechts unten: Staatsgewalt 




Bild oben: Manifestation gegen das beabsichtigte Arbeitsgesetz, Paris, 28. April 
Bild unten: 27. Mai 2016, Demonstration von Mitarbeitern von HRD Air Vrance 
vor dem Gericht von Bobigny. 



N eben der Bewegung „Nuit debout“eine soziale Bewegung, die in Frankreich 
seit dem 31. März 2016 auf dem Place de la Republique in Paris und anderen 
Städten des Landes jeden Abend und in der darauf folgenden Nacht gegen 
geplante Änderungen des Arbeitsrechts protestiert, sind derzeit in Frankreich 
vor allem viele Kolleginnen und Kollegen im Kampf gegen die „Reform“ - auch 
mit Streiks und Blockaden. Die Tragweite der von der Regierung beabsichtig¬ 
ten arbeits- und sozialrechtlichen „Reformen“ wird dort mit der Agenda 2010 in 
Deutschland verglichen. Der französische Staatspräsident Hollande selbst sprach 
von einem Kernstück seiner Amtszeit. 

Vor allem mit den von einigen Gewerkschaften getragenen Aktionen (siehe 
Seite 1) in verschiedenen Branchen und Regionen des Landes wurde und wird 
massiv Druck auf die Regierung ausgeübt. 

UZ 
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Jnec tkW®? 



Karikatur: Bernd Bücking 


Die soziale Frage in den 
Wahlkampf einbringen 

Interview mit Patrik Köbele über die Teilnahme der DKP an der 
Bundestagswahl 2017 



Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP: „Unser Beitrag im Kampf gegen die AfD“. 


Lucas Zeise zur Anti-NATO-Resolution im Bundestag 

Friedenskampfkatalysator 


UZ: Weshalb sollte die DKP aus deiner 
Sicht bei der kommenden Bundestags¬ 
wahl kandidieren? 

Patrik Köbele: Weil wir, die DKP die 
Kraft sind, die die Verursacher von 
Krieg und Flucht benennen. Deshalb 
haben wir auch unser Sofortforderungs¬ 
programm formuliert. Was derzeit ab¬ 
läuft, ist doch dass in der öffentlichen 
Diskussion die Schwachen im eigenen 
Land gegen die Schwächsten, die aus 
anderen Ländern fliehen müssen, ge¬ 
geneinander ausgespielt werden. Das 
wird im Wahlkampf noch auf die Spit¬ 
ze getrieben. Da muss unsere Stimme 
her, die die Ursachen benennt und die 
Verursacher ins Visier nimmt. 

UZ: Es geht also um soziale Fragen. Um 
welche? 

Patrik Köbele: Darum geht es gerade 
bei der Bundestagswahl und bei unse¬ 
rem Sofortprogramm. Wir weisen auf 
die Katastrophe des deutschen Gesund¬ 
heitssystems hin. Das ist das eine. Das 
andere und keineswegs sensationell 
Neue ist das: wir brauchen viele neue 
Wohnungen, wir brauchen Arbeitsplät¬ 
ze, um die Konkurrenz der Ärmsten 
gegen die Armen einzudämmen. Das 
ist so dringend wie die Friedensfrage. 
Dass die Frage der vielen Flüchtlinge 
eine soziale Frage ist, das wird die DKP 
im Bundestagswahlkampf einbringen. 

UZ: Ist die Kandidatur der DKP das 
richtige Mittel dazu, um das durchzu¬ 
setzen? Manche behaupten ja, dass die 
Kandidatur der DKP gegen ihre Bünd¬ 
nisorientierung und Bündnispolitik 
spricht. 

Patrik Köbele: Ich glaube, das ist erst 
einmal eine inhaltliche Frage. Sind un¬ 
ser Inhalte lebendig? Und ich glaube, 
dass unsere Inhalte dringend notwen¬ 
dig sind. Und so müssen wir sagen: Wir 
müssen um einen wahlpolitischen Platz 
für diese Inhalte ringen. Das zweite ist: 
Natürlich haben Wahlen immer auch 
etwas mit Konkurrenz zu tun. Aber ich 
würde es vielmehr so sehen: Wenn wir 
kandidieren, dann sind wir ein Druck¬ 
moment nach Links, was allen Linken 
gut tut. Auch die Partei „Die Linke“ 
braucht das kommunistische Druck¬ 
moment nach links. 

Und was die Bündnispolitik an¬ 
geht: Ich nehme immer wieder wahr, 
dass wir von unseren bündnispoliti¬ 
schen Partnern dann ernst genommen 
werden, wenn wir uns auch selber ernst 
nehmen. Und deswegen sehe ich nicht, 
dass eine Kandidatur gegen Bündnispo¬ 


litik spricht. Auch kein Bündnispartner 
würde das sagen: Weil wir die DKP so 
nett finden, verzichten wir auf eine Kan¬ 
didatur. Das ist Unsinn. 

UZ: Im Vorfeld von Wahlbeteiligungen 
der DKP tauchte immer wieder die Fra¬ 
ge auf: Nimmt die DKP der Partei „Die 
Finke“mit ihrer Kandidatur nicht Stim¬ 
men weg? Wie siehst du das? 

Patrik Köbele: Es kann natürlich sein, 
dass Menschen, die uns wählen, die Par¬ 
tei „Die Linke“ wählen würden, wenn 
wir nicht kandidieren. Es kann auch 
sein, dass ein Teil gar nicht wählen ge¬ 
hen würde. Ziemlich sicher bin ich mir, 
dass unsere Kandidatur den Wahl¬ 
kampf in die linke Richtung politisiert 
und damit auch für Stimmen für die 
Partei „Die Linke“ sorgt. Ich werfe der 
PDL auch nicht vor, dass sie uns Stim¬ 
men wegnimmt. 

UZ: Welche Ziele verbindest du mit der 
Kandidatur? Welche abrechenbaren Er¬ 
folge kann und sollte die DKP erreichen 
bzw. erkämpfen? 

Patrik Köbele: Wir haben ja die Situa¬ 
tion, dass wir Unterschriften sammeln 
müssen für die Absicherung der Kandi¬ 
datur. Und das ist eine ziemliche Men¬ 
ge. Man kann so grob sagen, dass wir in 
den meisten Bundesländern 2 000 Un¬ 
terschriften für die Absicherung einer 
Landesliste sammeln müssen. Das heißt, 
wenn wir das schaffen wollen, müssen 
wir um die 90 000 Gespräche führen. 
Und ich muss ganz ehrlich sagen, das 
ist mein erstes Ziel, dass die DKP mit 
dem Sofortprogramm an Menschen he¬ 
rangeht. Wichtig ist, dass wir hinterher 
sagen können: Wir haben so und so vie¬ 


le zehntausende Gespräche über unser 
Sofortprogramm geführt und haben da¬ 
mit die Inhalte in die öffentliche Debat¬ 
te hereingebracht und haben auch die 
DKP bekannt gemacht. 

UZ: Was ist jetzt erforderlich, um die 
Kandidatur der DKP vorzubereiten und 
abzusichern? 

Patrik Köbele: Jetzt geht es darum, 
dass wir beginnen mit den Diskussi¬ 
onen über das Sofortprogramm mit 
Freunden und Bekannten. Und es 
wäre schon gut - und darauf orientiert 
ja auch der Parteivorstand mit seinen 
Beschlüssen - dass wir im Herbst di¬ 
rekt nach der Sommerpause in mög¬ 
lichst allen Bundesländern die Landes¬ 
listen aufstellen, um dann zügig an die 
Unterschriftensammlung heranzuge¬ 
hen zu können. Das sollten wir nicht 
als einen technischen Vorgang betrach¬ 
ten, sondern als einen politischen, von 
dem wir sagen können: Diese Unter¬ 
schriften dokumentieren für uns die 
Anzahl von Gesprächen über das So¬ 
fortprogramm, die wir mit Menschen 
geführt haben. 

Damit dokumentieren wir auch, wie 
wir unsere Losung „Unsere Willkom¬ 
menskultur heißt gemeinsam kämpfen“ 
verstehen. Und damit setzen wir auch 
ein Zeichen gegen die AfD, dass es eben 
nicht darum geht, sich gegeneinander 
ausspielen zu lassen, sondern dass es 
darum geht, gemeinsam gegen die Pro¬ 
fiteure von Krieg, Flucht und Ausbeu¬ 
tung zu kämpfen. Das ist genau das Ge¬ 
genteil dessen, was die AfD macht. Und 
deswegen ist unsere Kandidatur auch 
ein wichtiger Beitrag im Kampf gegen 
das Erstarken der AfD. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


Genau dazu ist eine Opposition da. 
Sie formuliert eine Gegenstrategie. 
Gegen die Politik der weltweiten Auf¬ 
rüstung und globalen Aggression der 
NATO-Staaten stellt die Fraktion der 
Partei ,Die Linke 4 im Bundestag eine 
Anti-NATO-Resolution. Sie bezieht 
sich aktuell auf die Gipfelkonferenz 
der NATO-Staaten am 8. und 9. Juli 
in Warschau. Wir haben es hier mit 
einem Dokument zu tun, das die Be¬ 
strebungen der Menschen, deren In¬ 
teresse der Frieden ist, zusammenfasst 
und auf die parlamentarische und po¬ 
litische Bühne bringt. 

Der Text ist klug als Forderungs¬ 
katalog an die Bundesregierung for¬ 
muliert. Diese wird aufgefordert, ei¬ 
nen „Kurs einzuschlagen, der eine 
Auflösung der NATO und ihre Er¬ 
setzung durch ein System gegenseiti¬ 
ger kollektiver Sicherheit in Europa“ 
unter Einschluss Russlands zum Ziel 
hat. Zweitens soll sie als einen ersten 
Schritt „den Austritt aus den militäri¬ 
schen und Kommandostrukturen der 
NATO“ (wie Frankreich 1966 unter 
Präsident de Gaulle) beschließen. Ein 
sofortiger Austritt Deutschlands aus 
der NATO wird explizit nicht gefor¬ 
dert. Der manchmal absurd wirkende 
Streit unter Friedensbewegten, ob ein 
einseitiger Austritt Deutschlands aus 
der NATO nicht im Sinne eines eigen¬ 
ständigen aggressiven deutschen Mi¬ 
litarismus umgedeutet werden kann, 
wird so vermieden. Auch die wichtigs¬ 
ten anderen Forderungen der Frie¬ 
densbewegung finden sich klug ge¬ 
bündelt in diesem Antrag: Kündigung 


Gauck geht... 

... endlich ist es heraus. Es mag sein, 
dass er es sogar ernst meint, wenn er 
sich auf sein Alter beruft. Denn noch 
klopfen ihm andere auf die Schulter 
und spenden Lob. Angeblich habe 
er - nach der Affäre um seinen Vor¬ 
gänger Christian Wulff - das Bundes¬ 
präsidentenamt „rehabilitiert“ und 
sein Amt „hervorragend“ ausgeübt. 
Und noch ist er angeblich im Lande 
bei vielen Leuten sehr beliebt. Wa¬ 
rum eigentlich? An welchen Taten 
wäre das messbar? 

Gauck ist anpassungsfähig. Das 
hat er zu DDR-Zeiten gezeigt als er 
sich loyal gab und auch mit staatli¬ 
chen Stellen der Republik zusam¬ 
menarbeitete. Erst im Spätherbst 
1989 trat er in seiner Kirchengemein¬ 
de in Rostock vorsichtig-kritisch auf. 
Er war nie ein „Bürgerrechtler“, 
sonnte sich aber gern in diesem Nim¬ 
bus. Schnell machte er 1990 Karrie¬ 
re, wurde Abgeordneter der letzten 
Volkskammer, dann Bundestagsab¬ 
geordneter - und blieb wendig. 

Gauck macht sich nützlich: Von 
Oktober 1990 bis Oktober 2000 
stand er als „Bundesbeauftragter für 
die Unterlagen des Staatssicherheits¬ 
dienstes der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik“ (BStU) 
an der Spitze der oft nach ihm be¬ 
nannten „Gauck-Behörde“. Nein, 
die war nicht die „Inquisition“. Man 
machte es geschickter um viele Tau¬ 
sende, die sich für den Sozialismus 
eingesetzt hatten, - nicht nur - aus 
dem Öffentlichen Dienst zu verban¬ 
nen und sie wie ihre Familien nicht 
selten an den Rand der Existenz zu 
drängen. 

Auch danach blieb er in diesem Sin¬ 
ne aktiv und legte noch zu: 2008 gehör¬ 
te er zu den Erstunterzeichnern der an¬ 
tikommunistischen Prager Erklärung, 
2010 zu denen der Erklärung über die 
Verbrechen des Kommunismus. Die 
Delegitimierung der DDR, des Sozi¬ 
alismus bleibt sein Ziel. 

Auch als Bundespräsident blieb er 
nützlich und anpassungsfähig: Weni¬ 
ger mit seinem ständigen Geschwa¬ 
fel über „Freiheit“ und „Demokratie“ 


des Truppenstatuts, Abzug der Trup¬ 
pen und der Nuklearwaffen ande¬ 
rer NATO-Staaten aus Deutschland, 
insbesondere auch der Nachrichten¬ 
dienste; Beendigung von Kriegsein¬ 
sätzen der Bundeswehr im Ausland; 
Rücknahme der Aufrüstungspläne für 
die Bundeswehr. Hier ist nichts. 

Es ist nicht selbstverständlich, 
dass die Linksfraktion sich zu dieser 
gemeinsamen Resolution aufgerafft 
hat. In dieser Partei gibt es seit lan¬ 
gem Kräfte, die in erster Linie auf 
eine Regierungsbeteiligung zielen 
und erst in zweiter die Interessen 
ihrer Wähler an Frieden und sozia¬ 
ler Sicherheit berücksichtigen. Die 
NATO-Staaten, zuallererst die USA 
und Deutschland, haben mit ihrem 
unverhüllt aggressiven Vorgehen, die 
Ukraine gegen Russland in Stellung 
zu bringen, vielen Menschen vor al¬ 
lem in Ostdeutschland gezeigt, wie 
ernst die Lage ist. Das Ergebnis ist 
(auch in der Linkspartei) mehr Klar¬ 
heit: Die NATO als das Hauptinst¬ 
rument der imperialen Kriegstreiber 
muss weg. 

Wir haben es hier „nur“ mit einer 
parlamentarischen Initiative zu tun. 
Sie ergänzt das, wofür immer Men¬ 
schen auf Straßen und Plätzen und 
vor den Stützpunkten der NATO (wie 
an diesem Wochenende in Ramstein) 
demonstrieren. Sie ergänzt das nicht 
nur. Sie kann auch als Katalysator 
wirken, um die Kräfte der Friedens¬ 
bewegung zusammenzufassen und die 
Herrschenden an ihrem verbrecheri¬ 
schen Treiben zu hindern. 


bzw. über das Klingeln der „Freiheits¬ 
glocke 44 am 3. Oktober 1990, als der 
Westen des Landes den Osten sich 
auch politisch endgültig einverleibte. 
Denn Gauck hat kein Problem mit 
Verletzungen von demokratischen 
Grundrechten im Inneren und der 
Souveränität anderer Staaten, wenn 
es um die Interessen der USA, ih¬ 
rer NATO-Verbündeten sowie des 
deutschen Kapitals geht. 2012 nann¬ 
te er bei einer seiner ersten Reden 
die Bundeswehr „Friedensmotor“, 
die Soldatinnen und Soldaten „Mut¬ 
bürger in Uniform“. Die Deutschen 
rief er zu größerer Offenheit für die 
Auslandseinsätze der Bundeswehr 
auf. Anfang 2014 forderte er auf der 
Münchener Sicherheitskonferenz ein 
Ende der Zurückhaltung und eine 
stärkere Rolle Deutschlands in der 
Welt. Ausdrücklich schloss er darin 
militärisches Engagement ein. Dazu 
steht er auch heute. 

Ein solcher Präsident passt auch 
zur Politik des Abbaus sozialer Rech¬ 
te, des Ausbaus des repressiven Si- 
cherheits- und Überwachungsstaates. 
Er war und ist dabei nicht nur nütz¬ 
lich, er ist selbst Akteur. 

Gauck kann sich „verkaufen“. Er 
weiß, wie man wirkungsvoll auftritt 
und sich in Szene setzt. Er hat ein 
Gespür für Stimmungen und reagiert 
dann sehr gewandt. Er hat in seinem 
früheren Beruf als Pfarrer auch ge¬ 
lernt, wie man Worte setzt und da¬ 
durch manche „Seele“ streichelt. Mit 
seinem ewigen Grinsen und seinen 
Umarmungen hat er es dabei jedoch 
zuletzt manchmal arg übertrieben ... 

Das nervt mittlerweile auch man¬ 
che, die ihn früher förderten. Es 
scheint, dass einige von ihnen froh 
sind, dass Gauck in neun Monaten 
g eht : 

Überhaupt nicht anzunehmen ist, 
dass auf ihn ein Präsident oder eine 
Präsidentin folgen, der oder die, wie 
es jetzt die Partei „Die Linke“ for¬ 
dert, für Weltoffenheit, sozialen Zu¬ 
sammenhalt und eine friedliche Welt 
steht. Dazu ist das Amt den Herr¬ 
schenden - noch - zu wichtig. 


Nina Hager zum Abschied des Bundespräsidenten 
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Antikommunistische Legenden 


Faschistische Propaganda gegen die Spanische Republik • Von Werner Abel 



Barcelona, 1931: Ausrufung der 2. Spanischen Republik. Nach den „zwei schwarzen Jahren“ siegte Anfang 1936 bei den 
Parlamentswahlen die„Frente populär“. 


W ie zuvor schon die Faschisten 
in Italien und in Deutsch¬ 
land, so versuchten auch in 
Spanien die reaktionären Generäle, 
ihre Putschpläne mit der Legende der 
„drohenden Machtübernahme durch 
die Kommunisten“ zu begründen. Die¬ 
se Generäle gehörten zum aggressivste 
Teil der herrschenden Klasse, die sich 
aus Großbourgeoisie, Finanzkapital, 
Latifundistas und der Mehrheit des 
katholischen Klerus zusammensetzte. 
Denen war es gelungen, die aus den 
Wahlen von 1931 hervorgegangene 
Zweite Spanische Republik zu domi¬ 
nieren und vor allem mit den „zwei 
schwarzen Jahren“ („bienio negro“, 
1934/35) ein Regime zu errichten, das 
weder ihre Besitz- noch ihre Machtan¬ 
sprüche gefährdete. 

Ein Grund dafür, dass das möglich 
wurde, lag in der Uneinigkeit und der 
Unreife der Arbeiterbewegung. So hat¬ 
te z.B. die mächtige anarchosyndikalis- 
tische Gewerkschaft CNT (Confeder- 
aciön Nacional de Trabajo), weil die 
Anarchisten nichts von der Republik 
erwarteten, zur Wahlabstinenz aufgeru¬ 
fen. Das änderte aber nichts daran, dass 
viele ihrer Aktivisten in Haft gerieten. 

Eine neue Situation entstand im 
Oktober 1934 mit dem Aufstand der as- 
turischen Bergarbeiter. Sozialistische, 
kommunistische und anarchistische 
Arbeiter schlossen sich zu Arbeiteral¬ 
lianzen zusammen. Ihre Parole, die man 
auch später viel hören und lesen sollte, 
war UHP, „Unfos Hermanos Proletari- 
os“ („Vereint Euch, proletarische Brü¬ 
der!“). 

Die marokkanischen 
„Reguläres“ 

Auf den Aufstand reagierte die reak¬ 
tionäre Staatsführung mit äußerster 
Brutalität und setzte die Armee, das 
war neu, gegen das eigene Volk ein. 
Ihr Befehlshaber war (siehe UZ vom 
15.4.2016 ) ein später berühmt-berüch¬ 
tigter General Francisco Franco, der, 
und das war ebenfalls neu in Spanien, 
die „Reguläres“, marokkanische Söld¬ 
ner, und den „Tercio“, die spanische 
Fremdenlegion, einsetzte. Die Moros, 
die marokkanischen Söldner, agierten 
mit äußerster Brutalität. Mussten sie 
jetzt noch eine gewisse Rücksicht dar¬ 
auf nehmen, dass Spanien de jure eine 
Republik war, so änderte sich das spä¬ 
ter im Spanischen Krieg (1936 bis 1939) 
völlig. Dort machten sie keine Gefan¬ 
genen und die Erinnerungsliteratur der 
Interbrigadisten ist voll davon, welch 
schrecklicher Kampfmethoden sie 
sich bedienten. Weder die katholische 
Kirche noch das gesamte „christliche 


Abendland“ fanden es damals kritik¬ 
würdig, dass Muslime die „Werte der 
europäischen Zivilisation“ verteidigten 
und damit den Kreuzzug des Generals 
Franco unterstützten. 

Die deutschen Faschisten, ohne deren 
Unterstützung der Putsch der Generä¬ 
le weder in der Vorbereitung noch in 
der Durchführung erfolgreich gewesen 
wäre, konnten in diesem Fall von Gene¬ 
ral Franco lernen: Zum Beispiel wurde 
1943 auf dem Balkan die SS-Division 
„Handschar“ aus Muslimen gegründet, 
die mit gleicher Brutalität wie ihre Vor¬ 
gänger in Spanien nun gegen die Juden 
und die Jugoslawische Volksarmee vor¬ 
gingen. 

Aber die Sache mit dem Moros 
macht auch auf eine der defizitären 
Situationen der Spanischen Repub¬ 
lik aufmerksam. Das Problem mit den 
marokkanischen Söldner hätte sich 
möglicherweise von selbst gelöst, wäre 
Spanisch-Marokko von der Republik 
in die Unabhängigkeit entlassen wor¬ 
den. Dieser Schritt hätte aber das an¬ 
gespannte Verhältnis zu Frankreich 
noch mehr belastet, das selbst zu der 
Zeit, als es eine Volksfront-Regierung 
hatte, nicht daran dachte, Französisch- 
Marokko die Selbstständigkeit zu ge¬ 
währen. 

Veränderungen in der Armee 

Die Armee hatte die „schwarzen Jahre“, 
die Diktatur Primo de Riveras, genutzt, 
um möglichst viele linke Offiziere und 
Soldaten zu entlassen. Dabei kam ihr 
eine Besonderheit der spanischen Ar¬ 
mee zugute, und das war das Missver¬ 
hältnis zwischen Offiziers- und Mann¬ 
schaftsdienstgraden. 1931 gehörten der 
Armee 105 000 Soldaten, 632 Generäle 
und 21 996 Offiziere an. Also kam auf 
fünf Soldaten ein Offizier und ein Ge¬ 
neral auf 166 Soldaten. 

Natürlich waren die Offiziere und 
Generäle an ihren Privilegien, die ih¬ 
nen auch eine exklusive Stellung in der 
Gesellschaft garantierten, mehr als nur 
interessiert. Wohl die meisten von ih¬ 
nen gehörten deshalb auch der reakti¬ 
onären, demokratiefeindlichen „Uni¬ 
on Militär Espanola“ (UME) an, deren 
republikanisches Pendant, die „Union 
Militär Democrätica“, nur der schwa¬ 
che Versuch einer Alternative war. 

Die UME kann neben der katholischen 
Kirche und den Organisationen der ra¬ 
dikalen Rechten mit Fug und Recht als 
die Institution bezeichnet werden, die 
vom Antikommunismus am meisten 
Gebrauch machte. Und das schon zu ei¬ 
ner Zeit, als die KP Spaniens nur einige 
tausend Mitglieder hatte. Wohl gehörte 
die KP Spaniens dann dem Volksfront- 


Bündnis für die Wahlen am 16. Februar 
1936 an und die Zahl ihrer Mitglieder 
stieg, sie war aber zunächst nicht durch 
Minister in der Volksfront-Regierung 
vertreten. 

Legende vom „Nationalsowjet“ 

Während die Rechte im Ausland das 
Schreckgespenst der kommunisti¬ 
schen Gefahr in Spanien an die Wand 
malte, musste die Rechte in Spanien, 
wo die zahlenmäßige Schwäche der 
KP Spaniens bekannt war, anders ar¬ 
gumentieren. Mit dem Rückgriff auf 
eine angeblich von Moskau gesteuer¬ 
te internationale Verschwörung gegen 
Spanien wurde die Legende von einem 
drohenden „Nationalsowjet“ in Um¬ 
lauf gebracht, in dem Sozialisten wie 
z.B. Largo Caballero, Republikaner 
wie der Oberstleutnant Mangada oder 
der kommunistische Offizier Francis¬ 


co Galan „Volkskommissariate“ beset¬ 
zen und eine „Rote Armee“ befehligen 
sollten. 

Ausländische kommunistische 
Funktionäre wie Heinz Neumann und 
Bela Kun wurden als die geheimen Lei¬ 
ter dieser Verschwörung ausgemacht. 
Keinem fiel offenbar auf, dass der in 
Ungnade gefallene Heinz Neumann 
ein eher bescheidenes Dasein in ei¬ 
nem Moskauer Verlag führte und Bela 
Kun in der Kommunistischen Interna¬ 
tionale längst alle Leitungsfunktionen 
verloren hatte. 

Diese Legende, die dann von den 
europäischen Faschisten ebenfalls be¬ 
gierig kolportiert wurde, fiel natürlich 
auch in der UME auf fruchtbaren Bo¬ 
den. Neben den skurrilen, „dokumen¬ 
tarisch belegten“ Verschwörungstheo¬ 


rien, die dort zirkulierten, war es vor 
allem der antikommunistische Philo¬ 
soph Mauricio Karl (d.h. Julian Mau- 
ricio Carlavilla) als Stichwortgeber, 
wenn er in dem Buch „Tecnica del Co- 
mintern en Espana“ schrieb, dass die 
Republik die unumgängliche Voraus¬ 
setzung für den Triumph des Kommu¬ 
nismus sei. Karl, dessen erklärte Feinde 
der Marxismus, das Freimaurertum und 
der Sadomasochismus (damit meinte er 
die Homosexualität) waren, forderte in 
allen seinen Schriften zur Zerstörung 
der Republik auf. 

Das war nicht die Meinung eines 
Einzeltäters, sondern stand program¬ 
matisch für die antirepublikanische 
Rechte in Spanien, zu der sich die dann 
putschenden Generäle unzweideutig 
zählten. 

Jeder Kenner der jüngeren Ge¬ 
schichte Spaniens weiß zudem, dass 
es innerhalb der Linken, so z.B. zwi¬ 
schen der KP Spaniens und den Anar- 
chosyndikalimus, schroffe Gegensät¬ 
ze gab. Jeder weiß auch, dass es bei 
gesellschaftlichen Umbrüchen jedes 
Mal zu Aktionen gegen die katholi¬ 
sche Kirche und den Klerus kam. In 
den 30er Jahren nahm das mitunter 
gewalttätige, mehr als bedenkliche 
Formen an, so dass sich die Kommu¬ 
nisten von der Brandschatzung von 
Kirchen und den Morden an Priestern 
distanzierten. 

Natürlich war der Volkszorn über 
die Kollaboration der Kirche mit den 
Reichen, den Ausbeutern und den Un¬ 
terdrückern, ja der religiösen Recht¬ 
fertigung des Elends, verständlich, zu 
rechtfertigen waren seine Explosionen 
nicht. 

Aber Karl, seine Apologeten und 
die gesamte rechtsgerichtete Presse 
sahen auch hier hinter den Kulissen 
die destabilisierende Hand Moskaus 
und der Kommunistischen Interna¬ 
tionale. Ja, mehr noch: Es wurde be¬ 
hauptet, die Kommunisten hätten die 
mächtige CNT unter ihre Kontrolle 
und Befehlsgewalt gebracht. Dabei 
war mit dem Sieg der Volksfront und 
der damit verbundenen Verkündung 
einer allgemeinen Amnestie für po¬ 
litische Gefangene und der Annah¬ 
me von Kollektivierungsdekreten in 
Landwirtschaft wie Industrie der an¬ 
archistische Traum eines „comunis- 
mo libertario“ eines „freiheitlichen 


Kommunismus“, längst der nüchter¬ 
nen Akzeptanz der republikanischen 
Realität gewichen, der dann die CNT 
trotz bleibender Differenzen bis zum 
Ende des Bürgerkriegs zum Verbün¬ 
deten der KP Spaniens werden ließ. 
Mehr nicht! Und wer die Geschich¬ 
te der spanischen Arbeiterbewegung 
kennt, dem muss die Behauptung, die 
KP Spaniens hätte die CNT komman¬ 
dieren können, geradezu grotesk Vor¬ 
kommen. 

Propagandistische Hilfe 
durch Hitlerdeutschland 

Aber auch Nazi-Deutschland, das 
stolz auf seine Behauptung war, 1933 
die deutsche Arbeiterbewegung zer¬ 
schlagen und damit Deutschland vor 
dem Kommunismus bewahrt zu haben, 



Angehörige der 1942 gegründeten SS-Gebirgsdivision „Handschar“ 


meinte in Übereinstimmung mit den 
spanischen Rechten, dass die Spani¬ 
sche Republik nunmehr das Einfallstor 
für den Kommunismus in Europa sei. 
Damit sollte legitimiert werden, dass 
der antikommunistische auch zum an¬ 
tirepublikanischen Kreuzzug gewor¬ 
den war. 

Deutschland unterstützte die Fran- 
quisten dabei nicht nur materiell, son¬ 
dern auch propagandistisch. 1937 er¬ 
schien im Nibelungen-Verlag, dem 



1937 im Nibelungen-Verlag, dem 
Verlag der „Antikomintern“, erschie¬ 
nen ... 


Verlag der „Antikomintern“, dem „Ge¬ 
samtverband deutscher antikommu¬ 
nistischer Vereinigungen“, das „Rot¬ 
buch über Spanien“, das eine gedruck¬ 
te Schreckensvision und mit deutschem 
Antisemitismus angereicherte Phanta¬ 
sie des spanischen Antikommunismus 
war. Dieses „Rotbuch“ wurde aber 
nicht nur in Deutsch, sondern auch in 
Spanisch, Englisch und Französisch ge¬ 
druckt und sollte somit international 
den antirepublikanischen Putsch in Spa¬ 
nien rechtfertigen. 

Sein Herausgeber war übrigens 
Dr. Eberhard Taubert, zuletzt Ministe¬ 
rialdirektor im Reichsministerium für 
Volksaufklärung und Propaganda von 
Joseph Goebbels und Autor des Films 
„Der ewige Jude“. Nach dem Krieg 
konnte er ab 1950 nach einem Umweg 
über Südamerika und Persien seine im 
III. Reich geübte Praxis nahezu naht¬ 
los fortsetzen, so z.B. im „Verein für 
Frieden und Freiheit“, der nach Eigen¬ 
verständnis zentralen antikommunis¬ 
tischen Organisation der BRD. 1958 
berief ihn Franz Josef Strauß ins Re¬ 
ferat „Psychologische Kriegsführung“ 
im Bundesverteidigungsministerium. 
Seine Rolle bei der Durchsetzung des 
Antikommunismus als Staatsdoktrin in 
der Bundesrepublik dürfte unbestrit¬ 
ten sein. 

BRD: Antikommunismus in 
der Geschichtsschreibung 

Die von der spanischen Rechten und 
der Antikomintern in die Welt ge¬ 
setzten antikommunistischen Legen¬ 
den der Gründe für den Spanischen 
Bürgerkrieg bestimmten ebenfalls für 
lange Zeit die offizielle Geschichts¬ 
schreibung der BRD. Für mit Spanien 
befasste Historiker und auch für die 
katholische Kirche in der BRD waren 
die „Enthüllungen“ der damaligen 
Zeit noch lange unbestrittene Quel¬ 
len, um den Putsch zu rechtfertigen. 
Für die Rechte in Spanien gilt das bis 
heute. Das Denkmal für die Interb¬ 
rigadisten auf dem Campus der Uni- 
versidad Coplutense de Madrid wurde 
mehrfach mit „Asesinos“ - „Mörder“ 
übersprüht. Sein Abriss konnte nur 
durch eine internationale Solidaritäts¬ 
kampagne verhindert werden. 

Für Thomas Manns Diktum vom 
Antikommunismus als Torheit der Epo¬ 
che kann die antikommunistisch legiti¬ 
mierte Zerstörung der Zweiten Spani¬ 
schen Republik als eine der adäquaten 
Illustrationen dienen. 

Werner Abel, Historiker, ist Mitglied im 
Verein Kämpfer und Freunde der Spa¬ 
nischen Republik 1936-1939 (KFSR). 
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„Die Kunst, die Wahrheit handhabbar zu machen ..." 

Ein Brecht-Programm auf dem UZ-Pressefest 


Unterschiedliche Sichten auf das Werk 
und das Wirken von Bert Brecht bietet 
das Bühnenprogramm in der Eislauf¬ 
halle auf dem UZ-Pressefest. Es steht - 
wenige Wochen vor dem 60. Todestag 
Brechts unter dem Motto „Die Kunst, 
die Wahrheit handhabbar zu machen .. 
Den Aufschlag machen am Samstag, 
2. Juli, um 13.00 Uhr Gina Pietsch und 
Christine Reumschüssel mit dem Pro¬ 
gramm „Brecht - Um uns selber müs¬ 
sen wir uns selber kümmern“. Es geht 
um Brecht und die DDR, das Land, in 
dem er die letzten neun Jahre seines 
Leben arbeitete. 

Der Titel ist eine Brechtsche Binsen¬ 
weisheit aus seinem „Aufbaulied der 
FDJ“ von 1948 und doch Stein des An¬ 
stoßes und Beginn einer Reihe von 
Querelen, besonders mit dem damali¬ 
gen Berliner FDJ-Sekretär Erich Ho¬ 
necker, der Brecht in besonderer Wei¬ 
se Steine in den Weg legte bei dessen 
„Mühen der Ebene“. 


Diese reichen bis in die Buckower Jah¬ 
re, in der die Natur nötiger wird zur 
Regenerierung der eigenen. Es sind 
schwierige Zeiten um den 17. Juni 1953 
herum, die Anlässe genug zu Elegien 
geben. „Buckower Elegien“ eben, in 
der DDR missdeutet, im Westen kaum 
verstanden. 

Drei Jahre schreibt er da noch, lehrt, in¬ 
szeniert, organisiert, mischt sich ein in 
Politik, macht Vorschläge, die hin und 
wieder angenommen werden, schafft 
ein neues Theater, das eine neue Ge¬ 
sellschaft befördern helfen soll und das 
Weltgeltung erzielt. 

Im Mai 56 lassen die Kräfte nach. Die 
Macherinnen singen und erzählen da¬ 
von in Pietschs 19. Brecht-Abend. 

Ab 15.00 Uhr folgt ein Stündchen mit 
Katja Krüger und Erich Schaffner, am 
Klavier Georg Klemp: „Vom bösen 
B.B.“ Brecht, ist das nicht der mit den 
Frauen? Ein schlimmer Finger! Kom¬ 
munist, der angeblich nie Marx gelesen, 


aber das Manifest in Verse gesetzt und 
vor dem amerikanischen Ausschuss 
frech gelogen (!) hat. Ein DDR-Propa- 
gandist, Dieb von Ideen, der die Frauen 
seine drögen Stücke schreiben ließ, die 
meistgespielt und in der BRD boykot¬ 
tiert wurden. Ein gewiefter Geschäfte¬ 
macher, der gern schnelle Autos fuhr ... 
Danach folgt um 16.30 Uhr eine Dis¬ 
kussionsrunde, deren Teilnehmer unter 
dem Motto „Bert Brecht - Zeitgenos¬ 
se“ der Frage nachspüren, was uns der 
Dramtiker und Lyriker heute noch zu 
sagen hat. 

Der Hans-Beimler-Chor, wurde 1972 
im Rahmen des Jugendverbands der 
Sozialistischen Einheitspartei West¬ 
berlins gegründet. Über das Liedgut 
der Arbeiterbewegung hinaus hat er 
sich ein vielseitiges Repertoire er¬ 
worben. Er entert um 19.00 Uhr die 
Bühne in der Eislaufhalle und bringt 
unter anderem das „Lied von der be¬ 
lebenden Wirkung des Geldes“ und 
die „Resolution der Kommunarden“ 
zu Gehör. 

Das „Kleine Welttheater Chemnitz“ 

kommt um 20.15 mit „Nur nicht weich 
werd’n“. Wenn sich die Schauspiele¬ 
rin Renate Hundertmark, die Sängerin 
Sabine Kühnrich und der Kabarettist 
und Komponist Ludwig Streng zu ih¬ 
rem Brecht-Abend auf der Bühne tref¬ 
fen, dann zeigen sie, dass Brecht viel 
Spaß machen kann. Man sollte gefasst 
sein auf ein politisch brisantes Pro¬ 
gram, mit weniger bekannten Texten, 
Liedern und Collagen, zwischen Sati¬ 
re, Sarkasmus und Betroffenheit, mit 
Musik von Hanns Eisler, Kurt Weill, 
Bertolt Brecht und einer ganzen Rei¬ 
he Kompositionen von Ludwig Streng. 
Man darf verblüfft sein über die Aktu¬ 
alität Brechtscher Texte und sich amü¬ 
sieren über deren feinsinnigen Spott. 



Christine Reumschüssel (I.) und Gina Pietsch 



„Das Kleine Welttheater“: Renate Hundertmark, Ludwig Streng, Sabine Kühnrich (v. I.) 


Am Sonntag, 3. Juli um 15.00 Uhr run¬ 
det eine Aufführung des Wuppertaler 
Ensembles „Projektgruppe Ernst Tol¬ 
ler“ die Brecht-Reihe ab: In Form einer 
szenischen Lesung interpretieren sie 
das Stück „Die Gewehre der Frau Car¬ 
rar“ von Bert Brecht und Margarete 
Steffin - mit Gedichten von Pablo 
Neruda und Erich Arendt und Lie¬ 
dern aus der Sammlung „Canciones 
de las Brigadas Internacionales. 

Das Motto „Die Kunst, die Wahr¬ 
heit handhabbar zu machen, stammt 
übrigens aus Brechts „Fünf Schwie¬ 
rigkeiten beim Schreiben der Wahr¬ 
heit“ von 1934. Es ist nicht ganz voll¬ 
ständig, die beiden folgenden Wörter 
lauten: „... zum Kämpfen“. 



Sein Ziel war nicht die Entscheidung, sondern die Möglichkeiten 

Zum 70. Todestag Gerhart Hauptmanns 


Am 6. Juni 1946 starb Gerhart Haupt¬ 
mann - Nobelpreisträger, berühmter 
Dichter und Vorausdenker - in sei¬ 
nem burgartigen „Haus Wiesenstein“ 
in Agnetendorf, das durch das Kriegs¬ 
ende 1945 polnisch geworden war. 
Hauptmanns Umsiedlung in die sow¬ 
jetische Besatzungszone war geplant; 
im Herbst 1945 hatte er in einem Ge¬ 
spräch mit dem sowjetischen Kulturof¬ 
fizier Grigorij Weiss und Johannes R. 
Becher über den neu gegründeten Kul¬ 
turbund verhandelt. Das Ergebnis des 
Besuchs konnten die Leser der „Täg¬ 
lichen Rundschau“ im Oktober 1945 
lesen: Hauptmann hatte sich zur Mit¬ 
arbeit bereit erklärt und verkündet: 
„Es gibt keinen Augenblick, in dem ich 
nicht Deutschlands gedenke ... Ich ken¬ 
ne keinen anderen Gedanken, und alles 
ist nur der.“ 

Er bekannte sich zu Deutschland 
in seinen verschiedenen Möglichkei¬ 
ten: soziales Mitleid empfindend, aber 
auch deutschem Großmachtstreben 
huldigend. Gegensätze auch hier. Ge¬ 
rade durch seine Zwiespältigkeit wur¬ 
de er für die sowjetischen Offiziere und 
die deutschen Antifaschisten zu einem 
Deutschen, der sich für viele Deutsche 
zur Identifikation anbot. 

Am 7. April 1946 hatte ihm der so¬ 
wjetische Oberst Sokolow, mit dem es 
zu einer freundschaftlich-vertrauens¬ 
vollen Beziehung kam, mitgeteilt, dass 
die polnische Verwaltung die letzten 
Deutschen auszusiedeln gedenke und 
die sowjetischen Truppen sie daran 
nicht hindern könnten. Man werde ei¬ 
nen Extrazug bereitstellen, um Haupt¬ 
mann und seinen beweglichen Besitz 
nach Deutschland zu bringen. Eine 
Lungenentzündung verschlimmerte 
den Zustand des Dichters. Am 3. Juni 
sprach er seine letzten Worte: „Bin ich 
noch in meinem Haus?“ 

Er wurde, wie er es gewünscht hat¬ 
te, in seiner Mönchskutte aufgebahrt; 
das „Neue Testament“, das ihn als Ge¬ 


schenk einer herrnhutisch orientierten 
Tante seit seiner Jugend begleitet hatte, 
hält er in den Händen, sein Kopf ruht 
auf dem „Großen Traum“, seiner frag¬ 
mentarischen Dichtung. Als Begräbnis¬ 
orte waren vorgesehen der Park am 
„Wiesenstein“ im Riesengebirge oder 
die Insel Hiddensee in der Ostsee, die 
Orte waren typisch für ihn: Gegensätze. 
Da Schlesien unmöglich geworden war, 
blieb Hiddensee. Auch die erwünsch¬ 
ten Grabbeilagen entsprachen seinem 
Grundsatz: „Das Neue Testament“ und 
der „Große Traum“ deuteten an, dass 
sich der Dichter auf beides eingestellt 
hatte, auf Himmel und Hölle, auf end¬ 
gültigen Tod und unendliches Weiterle¬ 
ben, auf „Nu, ja, ja - nu, nee, nee“. 

Lebensstationen und Lebensbeichte 
Hauptmanns sind im „Großen Traum“ 
miteinander verbunden; auch der Be¬ 
gräbnisort wurde bereits genannt. Die 
Insel - auch eine poetische Verarbeitung 
Hiddensees - ist im Zentrum der Fas¬ 
sung von 1942, im 
11. Gesang von 22, 
an dominierender 
Stelle zu finden: 

„Dann kam ein 
grauer See und 
ihm inmitten/die Insel, hoch gezackt 
von jener Stadt,/die ewigen Tod im ewi¬ 
gen Krieg erlitten.“ (CA IV, 1028). Es ist 
die „Totenstadt der Reinheit und der 
Gnade“ (1028), inmitten eines Tränen¬ 
meers unter einer schwarzen Sonne: Sie 
ist ewiger Aufenthaltsort der Verstorbe¬ 
nen und Endpunkt des ewigen Krieges 
zwischen Leben und Tod, Olymp und 
Hades, Paradies und Hölle. Die im „Gro¬ 
ßen Traum“ beschriebene Insel zwischen 
dem See und dem Meer, gekrönt von 
den Zacken der Burg, geprägt von der 
untergegangenen Kirche am Gellen, er¬ 
innert an Hiddensee. Sie ist das Ziel der 
Wanderung des Dichters durch Welt und 
Unterwelt. Mit dem „Großen Traum“ 
erreichte Hauptmann das angestrebte 
Maß Dantes und Goethes. Das „Neue 


Testament“ und der „Große Traum“ 
entsprachen Hauptmanns Charakter 
ein letztes Mal, seiner Unentschieden¬ 
heit, die er zu leben versucht hatte. War 
das „Neue Testament“ der Hinweis auf 
himmlische Erlösung, so war der „Große 
Traum“ ein durchaus heidnisch gedach¬ 
tes Werk, das allein schon mit dem Ver¬ 
weis auf sein Vorbild Vergil den Abstieg 
in Höllen und zu den Müttern wagte. 

„Nu, ja, ja - nu, nee, nee“ war die 
Maxime von Hauptmanns Leben, aus¬ 
gesprochen vom Weber Ansorge im be¬ 
rühmtesten Werk „Die Weber“. Es war 
und ist auch eines seiner modernsten: 
Er beschrieb eine technologische Ver¬ 
änderung, die ein frühes Beispiel des 
internationalen Wirtschaftskampfes 
darstellt: Nicht nur die Heimweber ver¬ 
loren durch die Mechanisierung der We¬ 
berei in England ihre Arbeit, sondern 
auch die Verleger der Textilprodukte. 
Beide waren der internationalen Kon¬ 
kurrenz nicht mehr gewachsen, ein ak¬ 
tuell erscheinen¬ 
der Vorgang und 
ein literarisches 
Beispiel für frühe 
Globalisierung. 
Als dieser Vor¬ 
gang zuerst nur Ökonomen ins Blickfeld 
geriet, schuf ein Dichter dazu bereits die 
bleibende Erinnerung. Deshalb wurden 
die „Weber“ auch so zwiespältig: Einer¬ 
seits führten die Weber einen Aufstand, 
der, wie die Zeitgenossen wussten, vom 
preußischen Militär niedergeschlagen 
wurde, was aber im Stück nicht erschien; 
andererseits war der 5. Akt des Stückes 
Ausdruck der Hilflosigkeit, da die sozi¬ 
alen Widersprüche innerhalb der beste¬ 
henden Produktionsverhältnisse nicht 
gelöst werden konnten. 

Gerhart Hauptmann gestaltete 
mehrfach fast prophetisch Kommen¬ 
des, ob im Falle der Weber die Inter¬ 
nationalisierung der sozialen Konflik¬ 
te oder im Roman „Atlantis“ (1912) 
den Untergang eines Ozeandampfers, 


„Nu, ja, ja - nu, nee, nee“ 
war die Maxime von 
Hauptmanns Leben 


der kurz darauf durch den Untergang 
der „Titanic“ real wurde. Im Falle sei¬ 
nes fragmentarischen Romans „Der 
neue Christophorus“ beschrieb er die 
Bedrohung der Menschheit durch die 
Atombombe. Die ersten Bomben fie¬ 
len zwei Monate nach Hauptmanns 
Tod. Der „Große Traum“ ist gerade¬ 
zu eine Sammlung von infernalischen 
Möglichkeiten. So wurde Hauptmanns 
umfangreiches Werk ein unveräußerli¬ 
cher Bestandteil des Gedächtnisses der 
deutschen Kultur und der Menschheit. 

Der letzte Text, den Gerhart 
Hauptmann am 15. Februar 1946 


diktiert hatte, wurde nicht in die Ge¬ 
samtausgabe (Centenarausgabe) auf¬ 
genommen, weil er zu fragmentarisch 
wirke. Dabei enthielt er nichts ande¬ 
res als die Beschreibung von Gegen¬ 
sätzlichem, das keine Entscheidung 
gesucht, sondern alle Möglichkeiten 
beansprucht hatte: „Das Große das¬ 
selbe,/das Grüne das Gelbe,/das Jun¬ 
ge das Alte,/das Heiße das Kalte:/man 
nennt das/Erleben,/nennt’s Schenken 
und Geben./Wer gibt? Wer schenkt?/ 
Wer folgt? Wer lenkt?/Fragt nicht:/ 
schweigt ...“ 

Rüdiger Bernhardt 
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Dokumentiert 


unsere zeit m 


Aggressive Funktion der 
Bundeswehr wird verschleiert 

Auszüge aus der Erklärung der DKP zum Jahrestag des Überfalls 
auf die Sowjetunion 


Zwischen Büchel und 
dem UZ-Pressefest 

DKP-Parteivorstand tagte am vergangenen 
Wochenende in Essen 



Nach dem einführenden Referat des 
Vorsitzenden Patrik Köbele beteilig¬ 
ten sich zahlreiche Genossinnen und 
Genossen an der allgemeinen Debat¬ 
te, auf der immer wieder Bezug auf das 
Sofortprogramm der DKP genommen 
wurde. Diskussionsbeiträge gab es u.a. 
zu Erfahrungen und Einschätzungen 
der jüngsten Tarifrunden der IG Metall 
und ver.di, zur Situation der Geflüchte¬ 
ten in unserem Land, Auswertung der 
Aktionen gegen den AfD-Parteitag 
und die Beteiligung der DKP an den 
Friedensaktionen in Büchel. 

Der Parteivorstand der DKP be¬ 
schloss auf der Tagung, das politische 
Anliegen des überparteilichen Bünd¬ 
nisses „Aufstehen gegen Rassismus“ 
zu unterstützen. Er „ruft alle Gliede¬ 
rungen und Mitglieder der DKP auf, 
sich vor Ort offensiv in die Bündnisbe¬ 
wegung gegen die AfD einzubringen. 
Dabei lassen wir uns von der Losung 
,Nie wieder Krieg - nie wieder Faschis¬ 
mus’ leiten und stellen uns gegen die 


Demagogie der AfD“, heißt es in der 
Beschlussfassung. 

75 Jahre nach dem Überfall auf 
die Sowjetunion heißen die Lehren: 
Nie wieder Faschismus, nie wieder 
Krieg! Das stellte der Parteivorstand 
in einer Erklärung zum Überfall auf 
die Sowjetunion fest. „Die deutschen 
Kommunistinnen und Kommunisten 
gedenken gemeinsam mit den ande¬ 
ren antifaschistischen Kräften und der 
Friedensbewegung des 75. Jahrestages 
des Überfalls der faschistischen deut¬ 
schen Wehrmacht auf die sozialistische 
Sowjetunion am 21. Juni 1941“, heißt es 
in der Erklärung. 

Am Sonntag standen Information 
und Diskussion zum Bundeskongress 
der SDAJ und zur Vorbereitung des 
UZ-Pressefestes im Mittelpunkt der 
Beratung. Die Referate und andere 
Dokumente der Tagung sind in den 
nächsten Tagen auf news.dkp.de zu 
finden. 

Werner Sarbok 


Anstatt die Lehren aus der Geschich¬ 
te zu ziehen und sie in eine Politik 
des Friedens umzusetzen, verkündet 
die von CDU/CSU und SPD gebilde¬ 
te Regierung der BRD nicht nur das 
ehrgeizigste Aufrüstungsprogramm 
der letzten Jahrzehnte sondern auch 
den erneuten personellen Ausbau der 
Bundeswehr. Das neue „Weißbuch der 
Bundeswehr“ wird die dazu gehörige 
außen- und sicherheitspolitische Stra¬ 
tegie des deutschen Imperialismus fort¬ 
schreiben und dem neuen Kräftever¬ 
hältnis zwischen den imperialistischen 
Staaten anpassen. 

Bis zum Jahr 2020 sollen für über 
130 Mrd. Euro modernste Waffensyste¬ 
me angeschafft werden. Damit soll das 
Vorrücken der schnellen NATO- Ein¬ 
satzgruppen, darunter 4 000 deutsche 
Soldaten, an die russischen Westgren¬ 
zen auch militärtechnisch perfektio¬ 
niert werden. Die bisherige Obergrenze 
des Personalbestands der Bundeswehr 
von 185 00 Soldaten wird aufgehoben. 
In einem ersten Schritt sollen 7 000 zu¬ 
sätzliche Planstellen geschaffen wer¬ 
den. Deutschland will nach Aussagen 
seiner Kriegsministerin wieder über 
eine „robustere“ und schneller verfüg¬ 
bare Angriffsarmee verfügen. 

Durch intensive und verharmlo¬ 
sende Propaganda für die „Moderni¬ 
tät“, den „hohen technischen Standard“ 
und die „hochwertigen Arbeitsbedin¬ 
gungen“ der Berufssoldaten sowie ver¬ 
mehrte Werbeeinsätze an Schulen soll 
die Attraktivität des modernen Söld- 
nertums erhöht und eine „Normalität“ 
vorgegaukelt werden, die die aggressive 
und todbringende Funktion der Bun¬ 


deswehr bei ihren globalen Einsätzen 
verschleiert. Der Dienst in der Bun¬ 
deswehr soll auf diese Weise jungen 
Männern und Frauen angeblich eine 
„zukunftssichere und moderne“ Be¬ 
rufsausbildung garantieren, bei der das 
Töten und Getötetwerden zu einer Art 
„Restrisiko“ auf einer ansonsten tollen 
Abenteuertour verniedlicht wird. 

Nationalismus, Chauvinismus, Her¬ 
renvolkmentalität und die Suche nach 
den „Sündenböcken“ für soziale und 
politische Ungerechtigkeiten, für die 
Minderheiten und „Fremde“ verant¬ 
wortlich gemacht werden, sind auch 
heute die vergifteten Denkweisen und 
Stereotypen, mit denen die politisch 
eigentlich Verantwortlichen für Not, 
Krieg, Umweltzerstörung und Flucht 
diese Verschärfung der Aggressivität 
nach außen verschleiern wollen. 

Rechte Demagogen, Ultrakonser¬ 
vative und Faschisten sowie die Mehr¬ 
heit der vom Großkapital beherrschten 
und gesteuerten Medien schüren Exis¬ 
tenz- und Zukunftsängste, sie miss¬ 
brauchen soziale Zukunftsängste und 
lenken diese um in Ablehnung und 
wachsende brutale Gewalt gegenüber 
denen, die aus tiefster Not nach Euro¬ 
pa fliehen. 

Wie die DKP in ihrem neuen „So¬ 
fortforderungsprogramm“ belegt, sind 
es aber die deutschen und internatio¬ 
nalen Großkonzerne und Banken, die 
NATO, die Rüstungsmonopole und 
Waffenexporteure, die für die weltweit 
60 Millionen Flüchtlinge verantwort¬ 
lich sind. Ihre politischen Sachwalter, 
sei es in Washington, London, Paris, 
Berlin oder Brüssel bedienen sich wie 


vor 75 Jahren der sozialen Demagogie 
und der Verhetzung um dies zu vertu¬ 
schen. 

Die Spaltung der Werktätigen, der 
Arbeiterklasse in Fremde und Hiesi¬ 
ge hat damals wie heute dasselbe Ziel: 
die eigentlichen Verursacher und Pro¬ 
fiteure der Krisen, die Milliardäre und 
Multimillionäre, aus der Kritik zu neh¬ 
men und die immer tiefer reichende 
Spaltung der Gesellschaft in die kleine 
Schicht der Superreichen und Reichen 
und das wachsende Heer der Armen, 
der Dauerarbeitslosen, der sozial Ver¬ 
unsicherten und Ausgegrenzten zu ver¬ 
nebeln. 

Dagegen richten wir uns mit unse¬ 
rem neuen „Sofortprogramm“; in ihm 
sagen wir heute ganz bewusst: Unser 
Gegner ist nicht „der Fremde“, nicht 
„der Russe“ und nicht „der Moslem“. 
Unser Gegner sind der kapitalistische 
Imperialismus, Militarismus und Fa¬ 
schismus. 

Frieden, Arbeit, ausreichender und 
finanzierbarer Wohnraum für alle, mas¬ 
sive staatliche Investitionen für Bil¬ 
dung, soziale Gerechtigkeit und für ein 
Leben ohne Angst vor Armut und in 
Würde müssen gemeinsam von zu uns 
Fliehenden und von der einheimischen 
Bevölkerung solidarisch erkämpft wer¬ 
den. 

Die Lehren des II. imperialistischen 
Weltkrieges und des Überfalls auf die 
Sowjetunion sind nicht veraltet und für 
uns Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten nicht vergessen. 

Sie heißen: Nie wieder Faschismus, 
nie wieder Krieg! Und sie heißen jetzt 
und heute: Frieden mit Russland! 


Wie es die Herrschenden genehmigen 

Bedingungsloses Grundeinkommen: Ein gutes Leben für alle oder radikaler Abbau des Sozialstaats? 


„Die Forderung nach einem Bedingungslosen Grundeinkommen für alle zu un¬ 
terstützen, entspräche weder dem DKP-Parteiprogramm noch wäre es der richtige 
Weg, Angriffe des Kapitals auf die sozialen Rechte und ökonomischen Interessen 
der Arbeiterklasse abzuwehren “ stellte die DKP auf ihrem 19. Parteitag fest und 
begründete dies im Januar 2011 ausführlich. Immer wieder wird diese Forderung 
erhoben, zuletzt in der Schweiz mit der gescheiterten Volksabstimmung zu diesem 
Thema. Aus diesem Anlass dokumentieren wir einen aktuellen Beitrag von Anne 
Rieger der in Zeitung Rotcrowd des österreichischen Kommunistischen Studen- 
tlnnenVerbandes (KSV) erschienen ist. 


Hunderttausende haben keine Er¬ 
werbsarbeit oder keine zum Auskom¬ 
men. Hunderte werden durch Repres¬ 
sion gedemütigt, leben prekär und sind 
aus den gesellschaftlichen Zusammen¬ 
hängen ausgeschlossen. Befreiung er¬ 
hoffen sich viele durch das bedingungs¬ 
lose Grundeinkommen (bGE). 

Experimente gab und gibt es in eini¬ 
gen Ländern, wie in den Niederlanden, 
Finnland, Indien, Namibia, Brasilien, 
Berlin. Schaut man genau hin, handelt 
es sich aber nicht um ein bedingungs¬ 
loses Grundeinkommen, sondern um 
staatliche Leistungen an Bedürftige. 
Sie sind im Kapitalismus eine notwen¬ 
dige Überlebenshilfe für die Ausge¬ 
grenzten des Systems. 

Ihre Ausgestaltung ist unterschied¬ 
lich. Gezahlt wird sie an Sozialhilfe¬ 
empfängerinnen in den Niederlanden, 
als quasi „aufstockende“ Mindestsi¬ 
cherung in Finnland, an Menschen 
in Orten, in denen besondere Armut 
herrscht, in Indien oder Namibia, an 
die ärmsten Haushalte in Brasilien. In 
Berlin wird eine über Crowdfunding 
finanzierte Zahlung von 12 000 Euro 
verlost. Sie wurden über jeweils zwölf 
Monate bisher 21 Menschen zur Verfü¬ 
gung gestellt. In der Schweiz wird erst 
über eine Volksinitiative zum bGE ab¬ 
gestimmt. 

„Grundeinkommen ist eine be¬ 
dingungslose, finanzielle Zuwendung, 
die jedem Mitglied der Gesellschaft in 
Existenz sichernder Höhe, ohne Rück¬ 
sicht auf sonstige Einkommen, auf 


Arbeit oder Lebensweise als Rechts¬ 
anspruch zusteht und eine Kranken¬ 
versicherung inkludiert“. Es geht um 
ein gutes Leben für alle. Die soziale 
Sicherheit soll von der Erwerbsarbeit 
entkoppelt werden. Sowohl für die/ 
den Einzelne/n als auch für eine Ge¬ 
meinschaft ist das unmöglich. Ohne 
die Produktion von Nahrung, Gütern 
und Dienstleistungen eines Teils der 
Gemeinschaft wird sie insgesamt ver¬ 
hungern, es sei denn, von außen wer¬ 
den Lebensgüter zugeführt. Im Fal¬ 
le eines bGE muss dann entschieden 
werden, welcher Teil arbeitet und wer 
diese Entscheidung treffen soll. Dass 
sich das im friedlichen Miteinander 
löst, weil die einen gerne Müll entsor¬ 
gen oder als Roboteranhängsel Smart¬ 
phons produzieren, die anderen sich 
der Forschung und Kunst widmen und 
ein weiterer Teil gar nicht arbeitet, geht 
an der Realität unserer kapitalistischen 
Ellenbogengesellschaft vorbei. 

Wer zahlt? 

Der Kapitalismus ist ein Gesellschafts¬ 
system, das auf Basis der Ausbeutung 
des Menschen durch den Menschen 
existiert; d.h. viele müssen hackein da¬ 
mit wenige den Profit einstecken kön¬ 
nen. Diese machen sich Gedanken, wie 
sie ihr Vermögen nachhaltig verteidi¬ 
gen und vergrößern können. Ein Teil 
von ihnen schlägt als Mittel die Einfüh¬ 
rung des bGE vor. 

Prominentester Vertreter ist Götz 
Werner, mit 1,2 Mrd. Euro Vermögen 


Herr über dm, eine der größten Droge¬ 
riemarktketten Europas. „Alle Steuern 
werden abgeschafft, bis auf die Mehr¬ 
wertsteuer, die um 50 Prozent erhöht 
werden soll. Aus diesen Einnahmen 
zahlt der Staat den Bürgern ein Grund¬ 
einkommen, von dem sie gerade leben 
können sollen. Über 1000 Euro sollten 
es schon sein“ und „Nur Konsumsteu¬ 
ern sind wirklich sozial gerecht“, so der 
Milliardär. 

Real trifft die Mehrwertsteuer 
die unteren Einkommen wesentlich 
stärker, als die Reichen, die nur ei¬ 
nen geringen Teil ihres Einkommens 
für Konsum ausgeben müssen. Durch 
diesen Trick soll das bGE hauptsäch¬ 
lich von denjenigen gezahlt werden, 
die eh wenig haben. Als „positive“ 
wirtschaftliche Auswirkungen nennt 
Werner den Wegfall von Lohnkosten: 
„Das Team kann aber auch die Ent¬ 
scheidung treffen, auf eine Lohnerhö¬ 
hung zu verzichten und dafür eine zu¬ 
sätzliche Aushilfe einzustellen“. 

Den finanziellen Rahmen des 
Teams allerdings legte er fest. 

Umverteilung von 
unten nach oben 

In seinem bGE-Modell zahlen wir mit 
unseren Kosumsteuern jedem Milliar¬ 
där, Vorstandsvorsitzenden, Rechtsan¬ 
wälten, allen abhängig Beschäftigten, 
Erwerbslosen, Studierenden, Pensio- 
nistlnnen 1 000 Euro im Monat. Die 
kapitalistische Logik: Die Unterneh¬ 
mer werden sukzessive Löhne und 
Gehälter um den Betrag des bGE ab¬ 
senken, denn ein Kollektivlohn um bei¬ 
spielsweise 2 500 Euro + 1 000 Euro 
bGE wird aus ihrer Sicht nicht notwen¬ 
dig sein. 

Die in den Gewerkschaften or¬ 
ganisierten Beschäftigten würden in 
dieser Konstellation kaum mehr Kraft 
entwickeln können Reallohnsenkun¬ 
gen abzuwehren. Vielmehr werden 
sich noch mehr Menschen bereit er¬ 


klären, für geringe Löhne zu arbeiten, 
da sie bereits 1 000 Euro monatlich 
Transferleistung erhalten und sich 
gerne noch ein Zusatzbrot verdienen 
möchten. Inwieweit Frauen durch das 
bGE wieder zurück an den Herd ge¬ 
drängt werden, ist noch nirgends dis¬ 
kutiert. Eine gründliche Ersparnis der 
Lohnkosten der Unternehmer setzt 
ein. Wir zahlen sie mit unseren Steu¬ 
ergeldern. 

Sozialstaat abbauen 

Geringere Lohnkosten der Unter¬ 
nehmer ziehen zwangsläufig niedrige¬ 
re Sozialversicherungsbeiträge für sie 
nach sich. Die bisher noch ansatzweise 
hälftige Bezahlung der Sozialversiche¬ 
rungsbeiträge durch Unternehmer und 
Dienstgeber würde verringert, weil Tei¬ 
le ihrer Lohnzahlung durch das bGE 
ersetzt würde. Der neoliberale Thomas 
Straubhaar will mit dem bGE „einen 
vollständigen Umbau des Sozialsys¬ 
tems“, also „Wegfall der Lohnneben¬ 
kosten“ sowie Deregulierung des Ar¬ 
beitsmarktes“, wie „Wegfall von Kün¬ 
digungsschutz und Flächentarifen“ 
(Kollektivverträgen). 

Eigentums- oder nur 
Verteilungsfrage 

Die Frage, wie entsteht massenhaft Ei¬ 
gentum an Produktionsmitteln in weni¬ 
gen Händen, wird durch das bGE vom 
Tisch gewischt. Nur das bereits Vorhan¬ 
dene soll verteilt werden. Wer es erar¬ 
beitet und wer sich den Mehrwert an¬ 
eignet steht nicht mehr zur Diskussion. 
Im optimalen Fall würde das bGE nur 
zu einer besser verwalteten Massenar¬ 
beitslosigkeit führen. Die entrechteten 
und ausgebeuteten Menschen würden 
mit 1 000 Euro monatlich still gehal¬ 
ten. Auch darin liegt ein Interesse der 
Herrschenden am bGE. Die Entste¬ 
hung ihres Reichtums wird nicht hin¬ 
terfragt - aber Arbeitslose und zukünf¬ 
tig Arbeitslose sind ruhig gestellt. 


Arbeit ist die erste Grundbe¬ 
dingung menschlichen Lebens 

Erwerbsarbeit ist Mühsal und Plag - 
aber nicht nur. Sie ist auch gesellschaft¬ 
liche Teilhabe. Massenarbeitslosigkeit 
ist auch dann nicht akzeptabel, wenn sie 
nicht mit Armut verknüpft ist. Arbeits¬ 
losigkeit deformiert den Menschen, hat 
psychosoziale Folgen, macht ihn krank 
und zerstört seine Persönlichkeit. Ar¬ 
beit ist Herausforderung - ist Grundla¬ 
ge der Persönlichkeitsentwicklung, des 
Selbstwertgefühls und Voraussetzung 
für ein selbstbestimmtes Leben. Ohne 
Erwerbsarbeit ist der Mensch ausge¬ 
schlossen aus der aktiven Gesellschaft. 

Was tun? 

Arbeit ist genug da. Gesellschaftlich 
notwendige, sozial nützliche, Ressour¬ 
cen schonende Erwerbsarbeit im Bil- 
dungs-, Umwelt-, Wohnungsbereich 
muss durch Vermögenssteuern finan¬ 
ziert werden. Richtig ist, dass die Pro¬ 
duktivität in den letzten Jahrzehnten 
so zugenommen hat, dass der Zeitauf¬ 
wand enorm zurückgegangen ist. Das 
würde eine drastische Arbeitszeitver¬ 
kürzung bei vollem Lohn- und Perso¬ 
nalausgleich für alle ermöglichen. Um 
diese Forderung umzusetzen - ebenso 
wie die von fortschrittlichen geforder¬ 
ten bGE-Vorschläge - muss die Macht¬ 
frage gestellt und gelöst werden. Wer 
entscheidet in der Gesellschaft über 
Grund und Boden, über die Produk¬ 
tionsmittel, darüber, wie die damit er¬ 
arbeiteten Werte verteilt werden? Bis 
dato die Grundstücks-, Immobilien- 
und Produktionsmittelbesitzer und 
ihre Helferinnen in den Regierungs¬ 
büros. Solange das so ist, wird es, soll¬ 
te es zu einem bGE kommen, nur in 
der Form durchgesetzt werden, wie die 
Herrschenden und ihre Helferinnen es 
genehmigen. Jegliche Illusion über das 
Kräfteverhältnis von Arbeit und Kapi¬ 
tal muss in die Irre führen. 

Anne Rieger 
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dieses Sich-zuständig-Fühlen gehört zu 
meinem Verständnis vom Schriftsteller“ 

Zu Hermann Kants 90. Geburtstag am 16. Juni • Von Rüdiger Bernhardt 



D as früheste Dokument in mei¬ 
ner Sammlung zu Hermann 
Kant, die ich anlässlich des 90. 
Geburtstages des Schriftsteller gesich¬ 
tet habe, stammt aus dem Jahre 1964 
und trägt den Titel „Romeo und Julia 
auf der Geisterbahn“ Kant beschreibt 
den Besuch zweier junger Menschen 
bei der Kasseler documenta III. Ne¬ 
ben der unterhaltsamen Beschreibung 
einer Ausstellung, in der neben Sehens¬ 
wertem ein „Masseneinsatz von Hum¬ 
bug und Scharlatanerie“ zu finden sei, 
verkündete Kant sein künstlerisches 
Credo, eingangs mit einer Anleihe bei 
Winkelmanns „edler Einfalt und stil¬ 
ler Größe 44 später dann auf die Kant- 
sche schlichtere Semantik gebracht, 
„dass die Kunst auf den Menschen zu¬ 
kommen müsse, aber nicht als Alp und 
Schreckgespenst und Lüge, sondern als 
der bessere Teil von ihm“ 

Das hat er als Prinzip des Schreibens 
beizubehalten versucht, auch dann, als 
es für ihn nach 1990 schwerer wurde, 
Anerkennung zu finden. Hermann Kant 
wurde dem grundlegenden künstleri¬ 
schen Anspruch gerecht: Kunst soll un¬ 
terhalten und ästhetische Bedürfnisse 
befriedigen, das ist ihre vorrangige Auf¬ 
gabe. Die meiste Literatur beschränkt 
sich auf diese Wirkung. Bedeutend wird 
sie, wenn eine zweite Ebene ins Spiel 
kommt, die für den Teil der Leser er¬ 
kennbar wird, der Wissen um Kunst, 
das aus einem Lernprozess hervorging, 
einbringt, d.h. der Leser kennt Gesetz¬ 
mäßigkeiten, Strukturen, Erzählsituati¬ 
onen usw. Dadurch findet er die zwei¬ 
te und entscheidende Ebene, die Lite¬ 
ratur dauerhaft wertvoll werden lässt 
und auf der sie die Erinnerung einer 
Gesellschaft und ihrer Menschen, ihrer 
Geschichte und der Nation, schließlich 
des Weltgeschehens weitergibt. 

„So muss man schreiben“ 

Bereits mit der Eröffnung seines ers¬ 
ten Romans „Die Aula 44 (1965) hat 
Kant seine Begabung angedeutet, mit 
beiden Ebenen umzugehen: „Da sitzt 
einer über seiner Schreibmaschine, 
raucht zuviel, bläst Staub von den Tas¬ 
ten, beißt in einen Apfel und denkt an 
Schiller dabei ...“ Unterhaltsam, fast 
witzig wird um Literatur gerungen. 
Der Leser darf annehmen, dass sich der 
Autor selbst beschreibt, und er erfährt, 
dass Schreiben ein schwieriger Prozess 
ist. Die Verweise auf die zweite Ebe¬ 
ne sind deutlich, nicht immer werden 
sie so offenkundig von Kant mitgeteilt: 
Der Schreibende weiß um Schiller und 
seine besondere Neigung, sich durch 
faulende Äpfel anregen zu lassen, wo¬ 
durch eine besondere Situation, eine 
Art Trance des Schreibens entsteht. 
Der wissende Leser weiß noch mehr: 
Er kennt Thomas Manns Erzählung 
„Schwere Stunde“, in der Schillers Ar¬ 
beit am „Wallenstein“ und die Armee 
eine Rolle spielen. Aus dem unterhalt¬ 
sam-witzigen Satz wird der Eintritt in 
die Literatur als dem Gedächtnis einer 
Nation. 

Hermann Kant beherrschte diese 
Kunst und schon deshalb ist Kants ers¬ 
ter Roman bleibende Literatur, er be¬ 
schreibt sozialistische Wünsche und so¬ 
zialistische Wirklichkeiten. Ausgehend 
von dem historischen Fakt, dass man 
sich nach 1961 „freigemacht hatte von 
dem Westen“ (Kant) - er begann den 
Roman am 13. August 1962 zu schrei¬ 
ben -, verwandelten sich Wünsche in 
Chancen, folgten aber auch erste Er¬ 
starrungen bei der Verwirklichung. In¬ 
sofern wurde „Die Aula“ - bis heute 
immer wieder aufgelegt, begeisterte 
Leser findend und auch dramatisiert 
ein großer Erfolg - nicht nur ein unter¬ 
haltsames Buch über die junge DDR 
und ihre Wirklichkeiten, sondern auch 
ein Zeugnis kritischer Betrachtung die¬ 
ser Wirklichkeit und als solches ein his¬ 
torisches literarisches Dokument von 
bleibendem Wert. 

Die Anekdote sagt, Lotte Ulbricht 
habe auf eine Lesung aus dem Manu¬ 


skript mit den Worten reagiert: „So 
wie dieser Kollege muss man schrei¬ 
ben!“ und sie meinte damit sicherlich 
den unterhaltsamen Charakter des 
Textes; dadurch sei der Weg für den 
Druck frei geworden, der durch man¬ 
cherlei Widerspruch versperrt schien. 
Der Roman mit seinem berühmten 
Auftrag, die Rede zur Schließung der 
ABF (Arbeiter-und-Bauern-Fakultät) 
zu halten, wird zur Beschreibung eines 
solchen Widerspruchs, denn die Rede, 
die Auslöser für den Roman ist, wird 
schließlich nicht gehalten, sie wäre zu 
„rückwärtsgewandt“. Aber der letzte 
Satz des Romans lautet: „... hier wird 
schon noch geredet werden.“ Der Ro¬ 
man erfüllt diesen Satz, nimmt den Wi¬ 
derspruch auf und nutzt seine Span¬ 
nung. 

So wurden Kants Romane Zeug¬ 
nisse einer neuartigen gesellschaftli¬ 
chen, politischen 
und kulturellen 
Entwicklung und 
gleichzeitig deren 
kritische Wer¬ 
tung. Der Roman 
setzte auch ein 
anderes, für Kant 
typisches Gestal¬ 
tungselement 
erstmals ein, nicht experimentell, son¬ 
dern gestalterisch vollkommen. Die 
Fabel des Romans ließe sich im Satz 
von Auftrag und Zurücknahme fassen, 
kümmerlich für einen großen Roman; 
kein Leser aber spürt diese Kargheit, 
denn an die Stelle der linearen Roman¬ 
handlung tritt eine Abfolge von Anek¬ 
doten, Geschichten, Satiren, Rätselhaf¬ 
tem wie Quasi Rieks Agententätigkeit, 
von literarischen Montagen und paro- 


distischen Gedichtinterpretationen - 
eine Abfolge vielfältiger Formen, die 
gemeinsam eine neue Form des Mon¬ 
tageromans ergeben, zusammengehal¬ 
ten durch eine persönliche Erinnerung. 

Ein Werk von 
ästhetischer Qualität 

Hätte Hermann Kant nur diesen Ro¬ 
man geschrieben, hätte er, weil er Un¬ 
terhaltung bringt und auch Teil des na¬ 
tionalen Gedächtnisses ist, Bedeuten¬ 
des geleistet. 

Aber Hermann Kant hat ein um¬ 
fangreicheres und vielfältiges erzäh¬ 
lerisches Werk geschaffen. Im Roman 
„Das Impressum“ (1972) setzte er sein 
Verfahren erneut ein. Wieder weist der 
erste Satz „Ich will aber nicht Minister 
werden!“ auf die beiden Ebenen hin, 
auf die der Unterhaltung - fast trivi¬ 
aler Einsatz, dass jemand nicht Minis¬ 
ter werden will - 
und auf die des 
nationalen Ge¬ 
dächtnisses, denn 
der Satz variiert 
den ersten Satz 
von Max Frischs 
Roman „Stiller“ 
(1954). Ging es 
in der „Aula“ um 
Bildung in der neuen Gesellschaft, so 
geht es im „Impressum“ - der Vorab¬ 
druck in der Zeitschrift „Forum“ wur¬ 
de aus fadenscheinigen Gründen abge¬ 
brochen - um das Individuum in dieser 
Gesellschaft und seine Verantwortung 
(„Vor allem will ich nicht [Minister 
werden. R.B.]“). An die Stelle der An¬ 
ekdoten traten Episoden, Legenden 
wie die „Ludwig Renns, der von Gol- 
ßenau“ über die „Dünnen“ und den ei¬ 


nen „Dicken“ unter seinen Ahnen, wie 
die von der schwedischen Wunderwaf¬ 
fe des Gustav Adolf und Geschichten 
„beinah wie ein gemütliches Märchen“. 

Sucht man für diese Werke Kants 
einen Hausgott, findet man ihn in 
Heinrich Heine, der nicht nur Mottos 
zu den Romanen gab und dessen Iro¬ 
nie von Kant auf ein neues Niveau ge¬ 
hoben wurde, sondern der auch Kants 
Leitbild des Deutschen ist, „ein Deut¬ 
scher wie Heine“. Scharfes Denken 
und zugespitzte Sprachbilder zeich¬ 
nete beide aus. Als Kriegsgefangener 
und fälschlich begangener Verbrechen 
bezichtigt - das war das Thema seines 
Romans Der Aufenthalt (1977), den 
Kant für seinen besten hält - erlebte 
er zwei polnisch-jüdische Lehrerinnen, 
mit denen „hätten wir von morgens bis 
abends Heine 44 deklamieren können; 
sie hatten den Auftrag, aus den Wehr¬ 
machtsangehörigen anständige Men¬ 
schen zu machen (Hermann Kant. Die 
Sache und die Sachen). Anständige 
Menschen durch Heinrich Heine und 
in seiner Nachfolge durch Kant. 

Feindbild 

Wenn bisher auf das literarische Werk 
eingegangen wurde, nicht auf Kants 
politisches Wirken und den unwürdi¬ 
gen Streit, der nach 1989 um ihn aus¬ 
brach, dann deshalb, weil dieses Werk 
unabhängig von allen Bewertungen in 
der Bibliothek der deutschen National¬ 
literatur bleiben wird und in der Ab¬ 
teilung sozialistische deutsche Natio¬ 
nalliteratur einen bedeutenden Platz 
einnimmt. Allein von der „Aula“ gibt 
es 41 verschiedene Ausgaben; „erhobe¬ 
nen Hauptes“ (Kant) verweist der sein 
Leben überschauende Schriftsteller auf 


„ein Regal - ein Meter breit mit acht 
Etagen“, in dem sich seine Veröffent¬ 
lichen sammeln. Es hat sich bei vielen 
Lesern seiner Werke die Vernunft und 
allgemeine Erkenntnis durchgesetzt, 
dass ein literarisches Werk ohne die 
Biografie des Autors von Dauer ist, äs¬ 
thetische Qualität und persönliche Vor¬ 
behalte gegen den Autor nichts mitein¬ 
ander zu tun haben. Von dieser Warte 
aus wird auch seine gesamte Arbeit - 
als Präsident des Schriftstellerverban¬ 
des der DDR von 1978 bis 1989 - ort¬ 
bar, ohne einseitig zu erscheinen. So 
wie er als Schriftsteller eine eigene Me¬ 
thode entwickelt und vervollkommnet 
hat, so hat er seinen Eigensinn auch auf 
anderen Feldern durchgesetzt. Er hat 
pragmatisch Entscheidungen getroffen 
und parallel dazu literarisch Gültiges 
vor Verdikten bewahrt. Er hat sich da¬ 
gegen gewehrt, Literatur auf agitato¬ 
rische Wirkung zu reduzieren, er hat 
die Qualität des Literarischen hochge¬ 
halten und nicht um billiger tagespoli¬ 
tischer Wirkung Belangloses begrüßt, 
er hat auch politisch Andersdenkenden 
zur Wirkung als Schriftsteller verhol- 
fen. In seiner Autobiografie „Abspann“ 
ist davon zu lesen; kritisch geht er mit 
sich selbst um. 

Man hat ihm vorgeworfen - so Ire¬ 
ne Tüngler in der „Wochenpost 44 Nr. 
35/1991 -, er sei 1979 Kompromisse 
eingegangen, die „die Integrität seiner 
Person beschädigen“ mussten, auf je¬ 
ner Sitzung der Berliner Bezirksorga¬ 
nisation des Schriftstellerverbandes, 
auf der Schriftsteller aus dem Verband 
ausgeschlossen wurden. Aber es ging 
Kant um den Erhalt des Verbandes; 
den Ausgeschlossenen half er bei der 
Verbreitung ihrer Werke nachhaltig. 
Und wieso klagt man Kompromisse 
an, ohne die Politik nicht mehr exis¬ 
tieren würde? 

Kritische Selbstbetrachtung 

Kant hatte darunter zu leiden, dass 
man auf den Einen projizierte, was 
als politische Entwicklung von vielen 
verantwortet wurde. Man hat ihm Feh¬ 
ler angelastet, die er nicht beging und 
ohne dabei Geleistetes anzuerkennen. 
Es hat seine Kritiker verstört, dass 
er selbstkritisch sein politisches Wir¬ 
ken betrachtete, aber nicht zu Kreuze 
kroch. Im ausführlichen Gespräch mit 
Irmtraud Gutschke („Hermann Kant. 
Die Sache und die Sachen“, 2007) ist 
es nachzulesen. Es ist bestätigt worden: 
Linde Salber veröffentlichte 2013 ihre 
Biografie „Hermann Kant. Nicht ohne 
Utopie“, die frei von Voreingenommen¬ 
heit Mensch und Werk beschrieb und 
beurteilte. Dabei nutzte die Verfasserin 
drei Prinzipien: Sie erforschte Fakten 
selbst und vorurteilsfrei, das verschaff¬ 
te ihr Objektivität. Sie zeigte großen 
Respekt vor dem literarischen Werk 
und nahm es ernst, konsequent unter¬ 
scheidend zwischen literarischem und 
funktions- und berufsbedingtem Mate¬ 
rial, bleibenden und vergänglichen Do¬ 
kumenten. Schließlich war sie loyal, da¬ 
durch konnte sie einen Menschen be¬ 
schreiben, der sich der Idee verpflichtet 
sah, „gegen Gefahren eines wiederkeh¬ 
renden Faschismus seinen Traum und 
Entwurf vom Sozialismus“ (Salber) zu 
stellen. Damit wurde diese Biografie 
Kants Leben ebenso gerecht wie sie die 
Aktualität des Werkes benannte. 

Hermann Kant hat mit zunehmen¬ 
den Alter sein Leben kritisch gesehen, 
manche Entscheidungen als vorschnell 
bewertet, ohne am Grundsätzlichen zu 
korrigieren; so konnte er und kann er 
seinen Vorstellungen, die teils Utopien 
waren, treu bleiben, auch wenn er von 
vielen Seiten angegriffen wurde. Dass 
er seine Entscheidungen konzentriert 
verfolgte und kritisch in ihrer Umset¬ 
zung begleitete, machte ihn ebenso zu 
einer herausragenden Gestalt des lite¬ 
rarischen Lebens der DDR wie auch 
zum Feindbild des bürgerlichen Feuil¬ 
letons. Ihm zum 90. Geburtstag zu gra¬ 
tulieren ist herzliches Bedürfnis. 


Kants Romane sind 
Zeugnisse einer neuartigen 
gesell sch aftlich en, politischen 
und kulturellen Entwicklung 
und gleichzeitig deren 
kritische Wertung 
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Wir nehmen Abschied von 
meinem innigst geliebten Mann, 
meinem Vater, Schwiegervater 
und Opa. 

Mit Karl Bühn, 
unserem Karli, 

geb. 20. Dezember 1929 
gest. 2. Juni 2016 

verlieren wir einen besonders liebenswerten Menschen. 
Er war ein aufrechter, unermüdlicher Kämpfer für Arbei¬ 
terrechte, Frieden und Solidarität. Er wird uns stets ein 
Beispiel für Gerechtigkeit und Menschlichkeit sein. 

Wir sind unsagbar traurig! 

Anni Seehof, Renee Seehof, Manfred Thrun und 
Tatjana Leinweber 

Nur wer vergessen wird ist tot. 

Du wirst immer in unseren Herzen weiterleben. 

Die Trauerfeier findet am Freitag, dem 10.6.2016 um 15 Uhr auf 
dem Friedhof in Bad Vilbel in der Lohstraße 84 statt. Anstelle 
von zugedachten Blumenspenden bitten wir im Sinne von Karl 
Bühn um eine Spende für geflüchtete Menschen, auf das Konto 
Anna Seehof IBAN DE27501900006401198715 BIC FFVBDEFF 
Verwendungszweck „Karli Solidarität". 

Traueranschrift: 

Karl Bühn c/o R. Seehof Höhenweg 16b in 61118 Bad Vilbel 



Wir nehmen Abschied von 

Karl Bühn 

20. 12. 1929-2.6.2016 

Welch ein Leben: Kampf gegen die Remilitarisierung, im¬ 
mer wieder Inhaftierung, später Betriebs- und Gewerk¬ 
schaftsarbeit und Teilnahme an sämtlichen Ostermär¬ 
schen von 1962-2010... 

Für unseren „Karli" aus „Lob des Revolutionärs": 

„Erfragt das Eigentum: 

Woher kommst du? 

Er fragt die Ansichten: 

Wem nützt ihr? 

Wo immer geschwiegen wird 
Dort wird er sprechen 
Und wo Unterdrückung herrscht 
und von Schicksal die Rede ist 
Wird er die Namen nennen." 

B.Brecht 

DKP Ludwigsburg 
DKP Baden-Württemberg 

Trauerfeier: Freitag, 10.6. um 15 Uhr auf dem 
Friedhof Bad Vilbel, Lohstraße 84 
Statt Blumenspenden wird um eine Spende für ge¬ 
flüchtete Menschen auf das Konto Anna Seehof IBAN 
DE27501900006401198715 BIC FFVBDEFF 
Verwendungszweck „Karli Solidarität" gebeten. 

Traueranschrift: Karl Bühn c/o R. Seehof Höhenweg 16b 
in 61118 Bad Vilbel 


POLEN. Ostseebad LEBA (poln. Naturparadies). 

Komf. FZ mit Bad, SatTV, Garten. Ü/F 15 Euro unkl. Park¬ 
platz. Tel/Fax: 004859 - 8662657, 

www.sloneczna.interleba.pl 


Toskana, nah am Meer 

Cktho-f \m Olivenhain, 
weite* Blick,, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 
KinderpaTadic^ 



/-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

V_ > 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Cards Bienenhonig, 

Früh- oder Sommertracht, 
500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. Wir liefern auch 
handgefertigte Bienenwachs¬ 
kerzen. Anfrage bei: Imkerei 
Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


e.a 

Veranstaltungen 

V . w_ L \ 

Mai bis 

Marx Engels 
Stiftung 

Juli 2016 


SA | 4 . Juni | Berlin 


Aktualität der Leninschen 
Imperialismustheorie 

Mit: Prof. Dr. Grete he ri Sinus, Dr, Vladimlro Glacchö, 
Dr a Wl^dislaw Hederer, Volker KLilow, Dr. Arnold 
Sdhtilzel ORT: Ladengalerie der jungen Welt, Torstr. 6 


SA | 11. Juni | IMS Uhr | Essen 


Antworten auf die Migration 

Mit: Wolfgang AbeHReinecke p Patrik KÖbele f Klaus 
Stein, Lukas Zeise Sebastian Woldorf, ORT: DKP-Haus, 
Hoffnungstr, ig 


SA | 13. Juni | 11-16 Uhr | Berlin 


Industrie 4.0 - Die neue Herausforderung 

Mit: Dr. Werner Seppmann (Die Digitalisierung des Sozia¬ 
len), Ralf Krämer (Die Roboter kommen, die Arbeit 
gebt?), Peter Brddner, {Industrie 4,0 u. Big Data} 

ORT: M-E-Z, Spielhagenstr, 13 


SA/SO | 2,/3. Juli | Dortmund-Wischlingen 


MASCH-Programm der Marx-Engels- 
Stiftung beim UZ-Pressefest 

Ca. 6 Vorträge zu unterschiedlichen Themen 


SA 116. Juli | 10-1 a Uhr | Stuttgart 


Der Spanische Krieg 1936-39. 

Mit: Peter Dürrbeck, Georg Pülikoit, Hans E. Schmitt-Ler- 
rnann u-a., ORT: Waldheim Sillenbuch Gorch-Fock-Str. 26 

Website: www. marx-engeLs-stiftung.de 


Ausbildungsplatz frei 

Im CommPress Verlag dreht sich alles um die UZ, die Zeitung 
der DKP. ln unserem kleinen Kollektiv geht es um die Gewin¬ 
nung neuer und um die Betreuung vorhandener Abonnenten 
und Anzeigenkunden, um die Organisation der UZ-Verbreitung 
bei Aktionen und Demos, die Pflege von Adressdaten, Marke¬ 
tingaktivitäten, die Erstellung von Werbematerial, die Steue¬ 
rung von Druck und Versand der Zeitung und vieles mehr. 

Mit unserer Arbeit helfen wir, die UZ (Print & Online) als wich¬ 
tigstes Instrument der DKP-Öffentlichkeitsarbeit zu sichern. 
Wir arbeiten dabei in enger Kooperation mit anderen linken 
Medien und den Gliederungen der DKP 

Wir suchen zum 1. September 2016 eine/n 
engagierte/n Auszubildende/n zur/m 
Medienkauffrau/mann - Digital und Print 

Du solltest Interesse an Medien und Politik, Organisationsta¬ 
lent, Argumentationsstärke und die Bereitschaft zum exakten 
und selbstständigen Arbeiten mitbringen. Wir erwarten eine 
sichere Anwendung von MS Office. Die Ausbildung ist auch im 
Rahmen einer Umschulung denkbar. Arbeitszeiten und Ausbil¬ 
dungsvergütung orientieren sich am Tarifvertrag, der Ausbil¬ 
dungsort befindet sich in Essen. Wir sollten uns zunächst im 
Rahmen eines Praktikums gegenseitig kennenlernen. 

Ansprechpartner für weitere Auskünfte und Bewerbungen 
(Lebenslauf mit Foto, Zeugnisse): CommPress Verlag GmbH, 
Klaus Leger, verlag@unsere-zeit.de 





ln der Eislaufhalle wird es auf dem UZ-Pres¬ 
sefest vom 1.-3. Juli im Rund um den Bü¬ 
chermarkt erneut einen Markt für linke Kunst 
geben. Malerei, Grafik, Fotografie, Plastik, Ka¬ 
rikatur erleben und/oder kaufen und/oder mit 
den Künstlerinnen und Künstlern ins Gespräch 
kommen. Samstags gibt es eine Versteigerung, 
bei der 50 Prozent des Erlöses der internatio¬ 
nalen Solidarität zugute kommen. 

An dieser Stelle ein Aufruf an Künstlerinnen 
und Künstler, die sich unserer Partei verbun¬ 
den fühlen. Meldet Euch, stellt aus, zeigt Eure 
Arbeiten auf dem UZ-Pressefest in Dortmund. 

Kontakt über Toni Köhler-Terz 
Telefon 036702 351016 
E-Mail: terzart@gmx.de 
oder Joachim Geserick 
E.Mail: rerick@gmx.de 


Gratulation 

Willi Hendricks 

wird am 11. Juni 90 Jahre. 

Lieber Willi, 

Deine Genossinnen und Genossen, Deine Tilly, Deine 
Familie - wir alle gratulieren ganz herzlich und wünschen 
Dir noch viele Jahre in unserer Gemeinschaft Gleichge¬ 
sinnter. 

Schon in Deiner Jugend musstest Du Dich auseinander¬ 
setzen mit Antikommunismus, Faschismus und Krieg. 
Dein Vater wurde in der Zeit 1933-45 verfolgt und nur die 
Solidarität von Antifaschistinnen und Antifaschisten be¬ 
wahrte ihn vor der Erschießung. Du selbst wurdest mit 
17 Jahren in den Reichsarbeitsdienst gezwungen und an¬ 
schließend zur Marine eingezogen. 

„Aufmüpfig" warst Du schon immer. Darum sperrten sie 
dich wochenlang in verschärften Arrest. Der 8. Mai 1945 
war für Dich Befreiung, auch wenn Du erst im Juni aus 
amerikanischer Kriegsgefangenschaft entlassen wurdest. 

Seit 70 Jahren bist du Mitglied der Kommunistischen 
Partei. Nie hast Du dich gescheut wichtige Aufgaben zu 
übernehmen. Hervorheben möchten wir Deine Tätigkei¬ 
ten in der FDJ, als Kreisvorsitzender der KPD in Bochum, 
als unser Bildungssekretär in Duisburg, ln verschiedenen 
Betrieben hast Du vorbildliche Arbeit im Interesse Deiner 
Kollegen geleistet. Sie wählten Dich zu ihrem Betriebsrat. 

Zwischendurch lerntest Du Deine Tilly kennen, ihr heiratet 
1948 und seitdem geht ihr gemeinsam durch Dick und 
Dünn. Und habt auch noch zwei Jungs großgezogen. Wie 
habt ihr das nur geschafft? 

Denn die Verfolgung im Kalten Krieg blieb nicht ohne Ein¬ 
schränkungen für euer Leben. Die Adenauerjustiz hatte 
Dich auf dem „Kieker". Dreimal wurdest Du verhaftet, 
„Staatsgefährdung" lautete der Vorwurf, und sie verurteil¬ 
ten Dich zu insgesamt 14 Monaten Gefängnis. Bezeich¬ 
nend ist, dass Du in ihren Augen ein Unverbesserlicher 
warst. Rädelsführer nannten sie Dich, weil Du mit drei¬ 
tausend Duisburger Kolleginnen und Kollegen gegen die 
Notstandsgesetze demonstriert hast. 

ln der politischen Arbeit gab und gibt es für Dich keinen 
Ruhestand. 1968 gehörtest Du von Anfang an zu den 
Mitgliedern der DKP. Deine Genossinnen und Genossen 
wählten Dich zum Kreisvorsitzenden in Duisburg, in den 
Parteivorstand und in den Bezirksvorstand. Viele Jahre 
hast Du unsere Geschichtskommission im Bezirk geleitet 
und die Herausgabe der Zeitung „Rote Distel" in Duisburg 
möglich gemacht. 

Ein besonderes Anliegen ist für Dich der Kampf um die 
Rehabilitierung der Opfer des Kalten Krieges. Gemein¬ 
sam mit Gleichgesinnten, Pfarrern, Gewerkschaftern und 
Freunden bist Du Mitgründer der Initiative. 

ln der Erhaltung kommunaler Einrichtungen hast Du eine 
wichtige Aufgabe gesehen. Als Sprecher der Initiative ge¬ 
gen die Schließung der Hallenbäder in Deinem Stadtteil 
hattest Du entscheidenden Anteil an der Sammlung von 
tausenden Unterschriften. 

Lieber Willi, wenn Dir auch das Gehör zu schaffen macht: 
Du bist hellwach bei der Verfolgung der politischen Ereig¬ 
nisse. Bleib weiter so am Puls der Zeit. 

Wir wünschen Dir an Deinem Ehrentag schöne Stunden 
und und lass uns gemeinsam einen heben! 

Glückauf 

DKP Parteivorstand 
DKP Bezirksvorstand Ruhr-Westfalen 
DKP Duisburg 

Deine Tilly und deine Jungens und Familie 



Bildungsreise Vietnam / Laos 
Reisen - studieren - Helfen 
Freundschaftsgesellschaft Vietnam ' 
26.12.16 -11.01.17 (2 Wochen) 

26.12.16 - 16.01.17 (3 Wochen) 


Sie erleben traumhaft schöne Landschaften und 
besuchen Hilfsprojekte. Außerdem treffen Sie 
Partner aus Politik, Wirtschaft, Universitäten und 
Kultur - darunter auch einen berühmten 
vietnamesischen Schriftsteller. 
www.fg-vietnam.de 
fg-vietnam@t-online.de 



steuern 


Unternehmen 


SteuenBenatenKanzlei 
Peter Mannhen 


wvvw.stb-mannherz.de 












































































Freitag, 10. Juni 2016 


m 


unsere zeit 


Aktionen / Termine / Impressum 


Stuttgarter Vorfreudefest 

Radikale Linke diskutiert ihre antikapitalistische Praxis, um auf 
dem Pressefest in Dortmund mehr Zeit zum Feiern zu haben 


Es hätte auch ein Zelt auf dem Pres¬ 
sefest sein können: Infostände der lo¬ 
kalen DKP-Zeitung „Stuttgart links“, 
Kuba-Solidarität, junge Welt, usw. In 
der Ecke ein Bildschirm, auf dem Bil¬ 
der der letzten Aktion durchlaufen, im 
Hintergrund Musik. 

Es war aber kein Zelt, in dem in 
Vorfreude auf das Volksfest der DKP 
in Dortmund zu Vortrag, Podiumsdis¬ 
kussion und Musik der Arbeiterlieder¬ 
gruppe „Rotkrakelchen“ eingeladen 
war. 

Das Linke Zentrum „Lilo Herr¬ 
mann“ in Stuttgart ist ein solides und 
schönes Haus, getragen von antifa¬ 
schistischen und antikapitalistischen 
Gruppen, mit einem Kneipenbereich, 
Büroräumen und einem Saal, in dem 
sich die Haus-Linke auf Einladung der 


DKP zur gut besuchten Podiumsdis¬ 
kussion traf. 

Das Thema „Antikapitalismus heu¬ 
te“ war ein allgemeines, das schnell kon¬ 
kret wurde. Da ging es um die Bewer¬ 
tung der Blockadeaktionen gegen den 
AfD-Parteitag, bei denen die Polizei 
gewaltsam gegen die Protestierenden 
vorging; da ging es um die Frage, ob die 
revolutionäre Demo am 1. Mai eine 
Konkurrenzveranstaltung zur DGB- 
Kundgebung ist und warum die DKP 
sich nicht beteilige. Überhaupt wurde 
erstaunlich oft betont, dass es zu wenig 
DKP gebe bzw. die DKP zu wenig prä¬ 
sent sei. 

Ein Gewerkschafter schätzte ein, 
die DKP sei nicht die kommunisti¬ 
sche Partei in Deutschland, unter an¬ 
derem deshalb weil sie nicht betrieb¬ 


lich verankert sei. „Gemessen an den 
Ansprüchen, die die gesellschaftlichen 
Notwendigkeiten momentan erfor¬ 
dern, ist die DKP nicht die kommunis¬ 
tische Partei, die dieses Land braucht, 
aber auch keine andere Organisation 
erfüllt diese. Gleichzeitig ist die DKP 
diese Kommunistische Partei, da sie 
die Kraft mit einer klaren Klassenori¬ 
entierung ist, was vor allem heißt, dass 
sie sich der Aufgabe stellt, Klassenbe¬ 
wusstsein zu schaffen“, sagte dazu der 
DKP-Bezirksvorsitzende Björn Blach. 

Einig waren sich die Diskutierenden 
vor allem darüber, dass die gemeinsame 
politische Praxis in Stuttgart weiter ge¬ 
meinsam diskutiert werden muss. Imö 



Heran an die Massen! 

Die letzten Werbeeinsätze für das Pressefest in Dortmund 


Damit wir möglichst viele Besuche¬ 
rinnen und Besucher aus Dortmund 
und Umgebung auf unserem UZ- 
Pressefest begrüßen können, planen 
wir an folgenden Tagen Info-Stände 
und Flyer-Aktionen. 

Hier die Treffpunkte: 

Samstag, 11 . Juni: 

ab 13.00 Uhr im Revierpark Wischlin¬ 
gen 


Samstag, 18 . Juni: 

ab 11.00 Uhr an der Katharinentreppe 
(gegenüber Dortmund Hbf.) 
ab 13.00 Uhr im Revierpark Wischlin¬ 
gen 

(Im Revierpark findet an diesem Tag 
das Kurdische Frauen-Festival statt) 

Samstag, 25 . Juni: 

ab 11.00 Uhr an der Katharinentreppe 
(gegenüber Dortmund Hbf.) 


Sonntag, 26 . Juni: 

ab 13.00 Uhr im Revierpark Wischlin¬ 
gen 

Montag, 27 . Juni bis Donnerstag, 30 . 
Juni: 

Tägliche Werbeeinsätze in Dortmund. 
Treff im Revierpark Wischlingen 


Wie wollen wir leben? 

Die Freidenker tagten in Potsdam 


„Wie wollen wir leben? Solidarisch 
und selbstbestimmt - ohne Kapitalis¬ 
mus und ohne Kriege“ - unter diesem 
Motto tagte am 4. und 5. Juni 2016 in 
Potsdam der alle vier Jahre stattfinden¬ 
de Verbandstag des Deutschen Frei¬ 
denker-Verbandes. Mehr als 50 Dele¬ 
gierte aus allen Bundesländern sowie 
einige Dutzend weitere Funktionäre 
und Gäste gestalteten eine engagierte 
Diskussion. 

In einer Pressemitteilung hebt der 
Freidenker-Verband hervor: 

„Im Bericht des Verbandsvorstan¬ 
des hob der Bundesvorsitzende Klaus 
Hartmann die zunehmende sozia¬ 
le Spaltung der Gesellschaft und den 
„Krieg gegen die Armen“ hervor, die 
einen Resonanzboden für die rassisti¬ 
sche Feindbildproduktion darstellen. 
Angesichts wachsender Provokatio¬ 
nen der NATO gegenüber Russland 
und China müsse mit allen Mitteln Auf¬ 
klärung über die wachsende Kriegsge¬ 
fahr betrieben werden. Besonders das 
irreführenderweise „Raketenabwehr¬ 


schild“ genannte Aegis-System mit sei¬ 
nen Abschussrampen für atomare Mit¬ 
telstreckenraketen bringe die atomare 
Bedrohung nach Europa zurück. 

Der IALANA-Geschäftsführer 
Reiner Braun forderte die Freidenker 
in seiner Grußansprache auf, in ihrem 
Friedensengagement nicht nachzulas¬ 
sen. Die Delegierten beschlossen ei¬ 
nen Aufruf zur Teilnahme an den Ak¬ 
tionen am 10. und 11. Juni gegen die 
US-AirBase in Ramstein und an der 
zentralen Demonstration der Frie¬ 
densbewegung am 8. Oktober 2016 
in Berlin. Einstimmig wurde die Fort¬ 
führung der Kampagne „Deutschland 
raus aus der NATO - NATO raus aus 
Deutschland“ beschlossen, ebenso ein 
Aufruf gegen neue Rüstungssysteme 
und für Frieden und Zusammenarbeit 
mit Russland. 

Der Freidenkerverband wird wei¬ 
ter für die Zusammenarbeit und Ein¬ 
heit der Friedensbewegung und gegen 
ihre „antinational“ inspirierte Spaltung 
und Zersetzung eintreten, ebenso für 


die Verteidigung des Antifaschismus 
gegen die Verflachung und Sinnent¬ 
leerung des Begriffs, für die Analyse 
der Klasseninteressen am Faschismus 
als Herrschaftsoption des monopolis¬ 
tischen Finanzkapitals. Dem soll auch 
die Einladung zu einer breiten gesell¬ 
schaftlichen Diskussion „Wie wollen 
wir leben? dienen, ebenso die Fort¬ 
führung des Aufklärungsprogramms 
zur „Richtigstellung der Begriffe“. Ein 
Thesenpapier „Freidenker und Religi¬ 
on“ soll zur Diskussion der aktuellen 
Rolle und Bedeutung der Religion und 
ihrer Institutionen einladen.“ 

Klaus Hartmann wurde als Vorsit¬ 
zender wiedergewählt, neuer Stell¬ 
vertreter ist Sebastian Bahlo (Frank¬ 
furt/Main); Kassiererin Annett Tor- 
res (Jena), Schriftführer Klaus Linder 
(Berlin), Monique Broquard (Saar¬ 
land) ist verantwortlich die Redaktion 
der Verbandszeitung und Kultur. Ralf 
Lux (Potsdam) kümmert sich um die 
Interessenvertretung konfessionsfreier 
Menschen. 


Termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 10. JUNI 


Schweinfurt: „Strategien gegen Rassis¬ 
mus und Neonazismus“, Gruppenabend 
der DKP. DFG-VK Büro, Gabelsbergerstraße 
1,19.00 Uhr. 


SAtMI.JUNI 


Nürnberg: Infostand der DKP beim Anti¬ 
rassistischen Straßenfest, Aufseßplatz, ab 
14.00 Uhr._ 

Essen: „Zum Umgang mit der Immigrati¬ 
on nach Deutschland“, Seminar der Marx- 
Engels-Stiftung. Klaus Stein: Historische 
Migrationsbewegungen und ihre Lehren, 
Sebastian Woldorf: Ausgrenzung oder In¬ 
tegration? Geflüchtete und Flüchtlingspoli¬ 
tik, Wolfgang Reinicke-Abel: Freihandel als 
Fluchtursache, Lucas Zeise: Offene Gren¬ 
zen, die EU und Merkels Politik und Patrik 
Köbele: Wie sieht eine linke und kluge Politik 
zur Massenimmigration aus? Haus der DKP, 
Hoffnungstraße 18,10.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 


Dl ★ 14. JUNI 


Gießen: „Rechtsruck in Europa/Deutsch¬ 
land? Was können wir in Stadt und Land¬ 
kreis Gießen dagegen tun?“ Diskussions¬ 
veranstaltung der Gießener Linken (Partei 
„Die Linke“, DKP und Linkes Bündnis) mit 
Prof. Georg Fülberth, em. Professor für Po¬ 
litikwissenschaft an der Uni Marburg und 
Murat Cakir, Kolumnist und Mitarbeiter der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung Hessen. Dach¬ 
saal des DGB-Hauses, Walltorstraße 17, 
19.00 Uhr._ 

Recklinghausen: „Für ein breites lokales 
Bündnis gegen die AfD“, Diskussionsver¬ 
anstaltung der DKP. Ladenlokal Kellerstraße 

7,19.30 Uhr. 


DO ★ 16. JUNI 


Nürnberg: „Warum war die Gründung der 
DKP umstritten?“ Gruppenabend der DKP. 
Rotes Zentrum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


FR ★ 17. JUNI 


Altena: „Russland und China im Fokus des 
globalen Imperialismus“, Diskussionsver¬ 
anstaltung der DKP Märkischer Kreis. Hotel 
am Markt, Kirchstraße 43,19.00 Uhr. 


MO ★ 20. JUNI 


Stadtlohn: „Die UZ“. Diskussion der DKP 
im Kreis Borken über aktuelle UZ-Artikel. 
DKP-Parteiraum, Vredenerstraße 54 (bei 
Tenbusch), 19.15 Uhr. 


Dl ★ 21. JUNI 


Rostock: Roter Stammtisch Rostock - UZ- 
Lesertreff. Freigarten, Doberaner Straße 21, 

19.30 Uhr. 


Ml ★ 22. JUNI 


Röthenbach/Pegnitz: „Pressefest der UZ 
und kommunale Aufgaben“, Mitgliederver¬ 
sammlung der DKP Nürnberger Land. Flora¬ 
heim, 19.00 Uhr. 


DO ★ 23. JUNI 


Marburg: „Der Aufstand des Abendlan¬ 
des -AfD, Pegida & Co.“ Veranstaltung der 
DKP Marburg-Biedenkopf mit Phillip Be¬ 
cher, Marxistische Blätter, Gewerkschafts¬ 
haus, Käte-Dinnebier-Saal, Bahnhofstraße 

6,19.30 Uhr._ 

Nürnberg: „Neues aus Stadtrat und Linker 


Liste“, Gruppenabend der DKP. Rotes Zen¬ 
trum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


Ml ★ 29. JUNI 


Darmstadt: Mitgliederversammlung der 
DKP. LinksTreff Georg Fröba, Landgraf-Phi- 
lipps-Anlage 32,19.00 Uhr. 


Filmreihe zum Spanischen Krieg 
in Saarbrücken 

Freitag, 10. Juni, 19.00 Uhr 
„Fünf Patronenhülsen“ 

Im DEFA-Klassiker Fünf Patronenhülsen 
werden fünf sozialistische Soldaten im spa¬ 
nischen Bürgerkrieg, darunter der spätere 
Weltstar Armin Müller-Stahl und Publikums¬ 
liebling Manfred Krug, von den Faschisten 
verfolgt. 

Während des Spanienkrieges wird der deut¬ 
sche Kommissar Witting schwer verwundet. 
Er übergibt seinen fünf Interbrigadisten eine 
Meldung für den Stab, in Einzelstücken auf¬ 
geteilt und in fünf Patronenhülsen gesteckt. 
Zusammenhalten und durchkommen, heißt 
die Devise. Jedoch sind die Faschisten ih¬ 
nen dicht auf den Fersen durch das kar¬ 
ge Berggebiet und der täglich wachsende 
Durst droht ihnen den Verstand zu rauben. 

Donnerstag, 16. Juni, 19.00 Uhr 
„Land and Freedom“ 

Liverpool im Jahr 1994: Eine junge Frau fin¬ 
det ihren Großvater David bewusstlos auf 
dem Sofa liegend, auf dem Weg ins Kran¬ 
kenhaus stirbt er. Nach seinem Tod findet 
sie auf dem Schrank einen alten Koffer mit 
Briefen, Zeitungsausschnitten, Fotografien 
und ein mit Erde gefülltes rotes Halstuch. 
Sie beginnt, das ihr unbekannte Leben ihres 
Großvaters zu rekonstruieren. 

Im Jahre 1936 entschließt sich der junge 
Erwerbslose David, ein englischer Kommu¬ 
nist, nach Spanien in den Kampf gegen das 
Franco-Regime zu ziehen. Er schließt sich 
einer Gruppe der revolutionären Miliz der 
P0UM an und erlebt an der Aragon-Front 
und in Barcelona die Wirren des Krieges - 
den ungleichen Kampf gegen die Franco- 
Truppen und die internen Auseinanderset¬ 
zungen auf republikanischer Seite. 

Montag, 20. Juni, 19.00 Uhr 
„Die Frau des Anarchisten“ 

Die Frau des Anarchisten ist ein deutsch- 
spanisch-französisches Filmdrama der Re¬ 
gisseure Marie Noelle und Peter Sehr. Vor 
dem Hintergrund des Spanischen Krieges 
entwickelt sich die Geschichte einer Frau, 
deren innig geliebter Mann als Widerstands¬ 
kämpfer gegen den Faschismus viele Jahre 
von ihr getrennt ist. 

Alle Veranstaltungen im Kino Achtein¬ 
halb, Nauwieser Straße 19,66111 Saar¬ 
brücken. 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung/Normal (132,-€/Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 

□ Zeitung / Förderabo (min. 180,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Normal (96,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Ermäßigt (48,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Förderabo (144,- € / Jahr) 
Alle Preise inkl. MwSt. und Versand. 


Prämie 

3-Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 



sichern! 
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Jahresabo 

„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 
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Das Märchen vom Charly Marx 

Die freie Entwicklung eines jeden ... 



... ich , wie auf allen Presse¬ 
festen , wieder die Kraft spüren 
will , c/zT linke Politik nicht nur 
in harter Überzeugungsarbeit 
sondern auch beim Feiern aus¬ 
strahlen kann.“ 

Willi Hoffmeister ; Sprecher des 
Ostermarsches Ruhr 


„Der Kommunismus ist eine schöne 
Idee, die leider nicht funktioniert, weil 
Menschen nur an sich denken“, höre ich 
manchmal Leute sagen, während sie 
z.B. ein Stück Papier vom Boden auf- 
heben oder andere höchst eigennützi¬ 
ge Handlungen vollziehen - quasi zum 
praktischen Beweis ihrer Behauptung. 
Für solche Verkünder reinster Wahr¬ 
heit ist der Kommunismus einfach 
„Das Märchen vom Charly Marx“. Er¬ 
zählt wird es in einem Buch mit dem 
Titel „Manifest“, das sie selber nicht ge¬ 
lesen haben. Sonst müssten sie den Satz 
kennen: „An die Stelle der alten bür¬ 
gerlichen Gesellschaft mit ihren Klas¬ 
sen und Klassengegensätzen tritt eine 
Assoziation, worin die freie Entwick¬ 
lung eines jeden die Bedingung für die 
freie Entwicklung aller ist.“ 


Von Nächstenliebe und altruisti¬ 
schem Verzicht ist hier nicht die Rede, 
und es heißt auch nicht, dass jeder zu¬ 
gunsten des anderen mit seinem Nach¬ 
teil leben muss. In einer Gesellschaft, 
worin 90 Prozent der Bevölkerung 
zugunsten einer Minderheit auf ihren 
Anteil am gesellschaftlichen Reichtum 
verzichten, leben wir schon. Sie heißt 
Kapitalismus. 

Der entwickelt Fortschritt aus den 
Widersprüchen zwischen den Klassen 
der Gesellschaft, entweder als Konkur¬ 
renz unter den Kapitalisten oder im 
Kampf zwischen Lohnarbeit und Ka¬ 
pital. Verschwinden die Klassen und 
ihre Gegensätze, bleiben als Antrieb 
der Gesellschaft nur die wachsenden 
Bedürfnisse, zu deren Befriedigung 
begrenzte Mittel existieren. Marx und 


Engels beschrieben deshalb „die freie 
Entwicklung eines jeden“ nicht nur als 
Möglichkeit, sondern als „Bedingung 
für die freie Entwicklung aller“. 

Die Voraussetzung dafür ist eine 
sehr hohe Produktivität. Dass sich in 
den bisherigen Gesellschaften nicht 
alle, sondern nur einzelne geistig und 
persönlich entwickeln konnten, weil 
die produzierten Güter nicht für alle 
gereicht haben, ist der Grund, warum 
es überhaupt zur Entstehung von Klas¬ 
sengesellschaften gekommen ist. Die 
herrschende Klasse hat ihre Macht oft 
auch genutzt, um Technik und Produk¬ 
tion voranzubringen und die Produk¬ 
tivität der ganzen Gesellschaft zu stei¬ 
gern. Doch stets zum Wohle weniger. 
Generell gilt: Der Mensch ist und war 
kein Individuum, das allein existiert 


und nur an sich denkt. Stets lebte er als 
soziales Wesen - immer im Austausch 
und in Gemeinschaft mit anderen. Al¬ 
lerdings schafft erst der Kommunismus 
einen Zustand, worin die Eigen- und 
Nächstenliebe keine Gegensätze, son¬ 
dern eine dialektische Einheit bilden. 

Einen Vorteil hat es für mich, dass 
viele diese Zusammenhänge nicht ganz 
durchschauen und einen Kommunisten 
für einen armen und naiven Idealisten 
halten, der einfach noch an das Gute 
im Menschen glaubt. Wenn nach einer 
Diskussion in der Kneipe der Ober die 
Rechnung bringt, entdeckt mancher 
beinharte Egoist seine sentimentale 
Seite - und ich erlaube ihm, uneigen¬ 
nützig und selbstlos, dass er meine Bie¬ 
re mitbezahlt. 

Karl Martin 
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Conrad Schuhler 

DIE GROSSE FLUCHT 

Ursachen, Hintergründe, Konsequenzen 

Die Verantwortung für die Große Flucht wird ebenso verdrängt 
wie deren Ursachen. In den Blick geraten die Kriege des We¬ 
stens sowie Armut und Verelendung, verursacht durch >eine 
Wirtschaft, die tötete Was sind die Alternativen zu Rassismus 
und Nationalismus, zu Abschottung und zur Festung Europa? 

131 Seiten - 12,90 Euro 



Felix Wemheuer (Hg.) 

MARX UND DER GLOBALE SÜDEN 

Können marxistische Theorien dazu beitragen, die aktuellen 
welthistorischen sozialen Umwälzungen zu verstehen? Welche 
Probleme entstehen durch ihre Anwendung auf den globalen 
Süden? Und wie werden sie dort diskutiert? Eine internationale 
Autorenschaft zeigt Entwicklungen in Südafrika, Indien, China, 
Lateinamerika sowie dem Süden allgemein. 


326 Seiten - 19,90 Euro 



Hermann Klenner 

RECHT, RECHTSSTAAT UND 

GERECHTIGKEIT - Eine Einführung 

Was ist Recht, was Unrecht? Was ist Gerechtigkeit, was 
ein Unrechtsstaat? Hermann Klenner diskutiert auf breiter 
empirischer Grundlage von sumerischen Rechtssammlungen 
bis zum kodifizierten Recht der Gegenwart. Mit einer Marx/ 
Engels-Anthologie zur Natur des Rechts. Nicht nurfür Juristen! 

142 Seiten - 12,90 Euro 


Tel.:(02 21)44 85 45 | www.papyrossa.de | mail@papyrossa.de 


Rückkehr der Hooligans? 

Gruppe „0231 Riot“ will Hegemonie im Stadion gewaltsam durchsetzen 


E s passierte beim letzten großen 
Fußballturnier in Frankreich, am 
21. Juni 1998: In der Stadt Lens 
wurde im Rahmen eines Spiels der 
deutschen Nationalmannschaft bei 
dem Versuch, eine Straße vor deut¬ 
schen Hooligans abzuriegeln, der Po¬ 
lizist Daniel Nivel von eben dieser 
Gruppe brutal zusammengeschlagen 
und u. a. mit einem Gewehrkolben so 
malträtiert, dass er bis heute kaum be- 
wegungs- und sprachfähig ist. 

Knapp 20 Jahre später, bei der 
kommenden EM in Frankreich, be¬ 
fürchtet die deutsche Polizei erneut 
Ausschreitungen von Hooligans. Wie¬ 
so sollte das für die deutsche Polizei 
ein Problem sein? 

Laut Uwe Ganz, dem Gruppen¬ 
leiter der deutschen Polizeikräfte, die 
während der EM in Frankreich die 
französischen Kollegen unterstützen 
sollen, würden Hooligans aus ganz 
Europa Deutschland als „Transit¬ 
land“ nutzen, was auch zu gewalttäti¬ 
gen Zusammentreffen auf deutschen 
Rastplätzen sorgen könnte. Aller¬ 
dings kann man einwenden, dass das 
Hooliganproblem außerhalb der EM 
viel größer ist. 

Ende 2014 sorgte in den Medien 
eine in Krawall ausartende Demons¬ 
tration aus ganz Deutschland ange¬ 
reister Hooligans und Nazis für Fu¬ 
rore: HoGeSa (Hooligans gegen Sala- 
fisten) randalierten, griffen Journalis¬ 
ten und Gegendemonstranten sowie 
Polizisten an. Spätestens ab diesem 
Zeitpunkt sprachen viele Fanforscher 


von einem „Comeback der Hooli¬ 
gans“, die bereits in den Jahren zu¬ 
vor wieder verstärkt von sich Reden 
machten, indem sie beispielsweise in 
Düsseldorf, Braunschweig, Duisburg 
und Aachen dafür sorgten, dass lin¬ 
ke und antirassistische Fangruppen 
unter Gewalt(androhungen) das Sta¬ 
dion für längere Zeit verließen oder 
zumindest nicht mehr organisiert auf- 
treten konnten. 

Es geht den rechten Hooligans da¬ 
rum, Hegemonie im Stadion und der 
Stadt zu erlangen. Das Problem bei 
der Sache ist, dass selbst zahlenmäßig 
deutlich größere Gruppen selbst nicht 
ganz kampfunerfahrener Fans gegen 
die Profischläger aus den Reihen der 
Hooligans zumeist keine Chance ha¬ 
ben - und weil sie das wissen, die Aus¬ 
einandersetzung scheuen. Dafür ist 
eine recht neue Dortmunder Hooli¬ 
gangruppe ein trauriges Beispiel. 

Im Oktober 2015 hielten Mitglie¬ 
der der aus ehemaligen Mitgliedern 
anderer Dortmunder Ultra-Grup¬ 
pen sowie Türstehern, Hools und 
Kampfsportlern bestehenden Grup¬ 
pe „0231 Riot“ (0231 ist die Vorwahl 
von Dortmund) während des Heim¬ 
spiels gegen Augsburg ein Banner mit 
dem Schriftzug „Lörcher, deine Zeit 
ist um“ in die Luft. Daniel Lörcher 
ist Fanbeauftragter beim BVB und 
eine der Personen im Verein, die sich 
maßgeblich gegen den Einfluss rech¬ 
ter Fans im Stadion und in der Stadt 
wehren. Das war und blieb auch nicht 
die einzige Drohung, die auf diese 


Art ausgesprochen wurde. Fast noch 
schockierender als der Umstand, 
dass eine Gruppe in einem Stadion 
ein solches Transparent präsentieren 
kann, ist, dass Riot-Mitglieder unbe¬ 
teiligte, in der Nähe stehende Fans 
wohl regelmäßig unter Gewaltandro¬ 
hung dazu zwingen, Transparente der 
Gruppe zu halten. Das klappt, weil 
die „neue“ Gruppe z.T. aus profes¬ 
sionellen Kampfsportlern besteht, die 
es sich zur Aufgabe gemacht haben, 
ihre Vormachtstellung im Stadion und 
dem Umfeld gewaltsam durchzuprü- 
geln. 

Letztlich geht es „0231 Riot“ v.a. 
darum, allen Fans gewaltsam „Gren¬ 
zen“ aufzuzeigen, die sich gegen Ras¬ 
sismus und Diskriminierung im Sta¬ 
dion aussprechen und versuchen, ihre 
Vorstellungen von einem diskriminie¬ 
rungsfreien Fußball durchzusetzen. 
Das passiert auch durch das Schüren 
von Angst. So wurde im Umfeld eines 
Spiels gegen Hannover 96 ein gegne¬ 
rischer Fan „gefangen“ genommen 
und so lange von der Gruppe mitge¬ 
schleift, bis er den Aufenthaltsort der 
eigenen Ultra-Gruppe verriet. Fans 
des FC Sion aus der Schweiz wur¬ 
den unter Gewaltandrohung dazu 
gezwungen, sich Aufkleber der Dort¬ 
munder Gruppe an die Stirn zu kle¬ 
ben und damit für Fotos zu posieren. 

So sieht rechte Hegemoniepolitik 
im Fußball aus - eine Lösung des Pro¬ 
blems in nächster Zeit erscheint lei¬ 
der wenig realistisch. 

Maurice Böse 


The Greatest 

Zum Tod von Muhammad Ali 



E s ist eine Woche her, dass man 
Muhammad Ali begrub, aber es 
können Jahre vergehen, ohne dass 
er in Vergessenheit gerät. Seinen ers¬ 
ten sportlichen Triumph feierte er in 
Rom. Dort errang er vor einem guten 
halben Jahrhundert olympisches Gold. 


Als er heimkehrte und der weiße Bür¬ 
germeister ihn, den Schwarzen, feier¬ 
lich empfangen wollte, kommentier¬ 
te er das Fest mit den Worten: „Diese 
Medaille bedeutete mir nichts. Ich kam 
zurück, und ich war einfach nur ein wei¬ 
terer Schwarzer.“ Das trug ihm Ärger 


ein, denn er war in den Südstaaten ge¬ 
boren worden, wo die Bürgermeister 
Afroamerikaner nicht zu empfangen 
pflegten. Als „Weiße“ ihm damals die 
Medaille stehlen wollten, soll er sie 
in einen Fluss geworfen haben. Das 
ist 56 Jahre her und als man ihm vor 
vier Jahren mit der Freiheitsmedaille 
eine der höchsten Auszeichnungen der 
USA verlieh, schrieb Associated Press : 
„Sein Karriereende liegt mehr als 30 
Jahre zurück, und noch immer zählt 
Muhammad Ali zu den bekanntesten 
Sportlern der Welt. Seine einzigartige 
Boxkarriere hat ihn berühmt gemacht - 
doch schon als aktiver Sportler zeigte 
er, dass er um seine Rolle außerhalb 
des Rings wusste. Dank seines Charis¬ 
mas und seiner Geradlinigkeit wurde 
er zur Ikone, vor allem für Afroame¬ 
rikaner. Auch nach seinem Rücktritt 
1981 widmete sich Ali gemeinnützigen 
Zwecken, machte sich für Bürgerrech¬ 
te und Religionsfreiheit stark. Für sein 
soziales Engagement hat der 70-Jährige 
nun mit der Freiheitsmedaille eine der 
höchsten zivilen Auszeichnungen der 
USA erhalten. Hunderte Personen, da¬ 
runter viele Prominente, waren bei der 
Zeremonie im National Constitution 
Center von Philadelphia anwesend. Bei 
der Übergabe in Philadelphia wirkte 
Ali von seiner Parkinson-Erkrankung 


deutlich geschwächt. Er selbst sprach 
nicht, stand aber auf, um die Medaille 
von seiner Tochter Laila Ali in Emp¬ 
fang zu nehmen. Dann winkte er dem 
Publikum zu. Seine Frau Lonnie Ali 
sagte, die Medaille ehre ihren Mann. 
Er habe oft gesagt, er sei doch nur für 
seine Überzeugungen eingestanden.“ 
Ali war als Cassius Clay geboren 
worden und konvertierte in den sech¬ 
ziger Jahren zum Islam. Er änder¬ 
te seinen Namen in Muhammad Ali. 
Er weigerte sich am Vietnam-Krieg 
teilzunehmen und begründete die¬ 
sen Schritt mit den Worten: „Ich habe 
keinen Streit mit den Vietcong, kein 
Vietcong hat mich jemals Nigger ge¬ 
nannt.“ Für seine Überzeugung op¬ 
ferte er sogar seine Karriere als Box- 
Weltmeister. Am 28. April 1967 wurde 
er wegen Wehrdienstverweigerung zu 
fünf Jahren Gefängnis verurteilt. Die¬ 
ses absurde Urteil - absurd, weil kein 
Gericht einen Boxtitel annullieren 
kann - korrigierte er 1974 im Ring, als 
er sich den Titel wieder holte. So kam 
es, dass er insgesamt dreimal Profi- 
Schwergewichtsweltmeister war. Und 
die Goldmedaille von Rom platinierte 
das Internationale Olympische Komi¬ 
tee (IOC), als es ihn 1999 zum Sport¬ 
ler des Jahrhunderts wählte. Auch der 
Präsident der USA, Barack Obama, 


würdigte ihn mit deutlichen Worten: 
„Muhammad Ali war ein Mann, der 
die Welt aufgerüttelt hat. Er war nicht 
nur ein großartiger Kämpfer im Ring, 
sondern auch ein Mann, der für das ge¬ 
kämpft hat, was richtig war. Er hat für 
uns gekämpft. Muhammad Ali war The 
Greatest. Punkt.“ 

Als er bei der Ehrung eines erblin¬ 
deten Boxers Mühe hatte, die passen¬ 
den Worte zu finden, erklärte er: „Die 
Leute sagen, dass ich heute so langsam 
rede. Das ist keine Überraschung. Ich 
habe errechnet, dass ich 29 000 Schlä¬ 
ge abbekommen habe. Aber ich habe 
57 Millionen Dollar verdient, und ich 
habe die Hälfte davon gespart. Des¬ 
halb nahm ich ein paar harte Schlä¬ 
ge hin. Wissen Sie, wie viele schwar¬ 
ze Männer jedes Jahr getötet werden 
durch Schusswaffen und Messer - ohne 
dass sie einen Penny besitzen? Ich mag 
langsam sprechen, aber mein Verstand 
ist okay.“ 

Muhammad Ali, dieser gut aus¬ 
sehende, smarte Kerl war allerdings 
auch einer der meistgehassten Men¬ 
schen Amerikas. Deshalb war es eine 
so begrüßenswerte Geste, ihn bei den 
Olympischen Spielen in Los Angeles 
1984 das olympische Feuer entzünden 
zu lassen! 

Klaus Huhn 















